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Schule & Recht

Aus der  
Redaktion

Geschätzte Leserinnen und Le-
ser, liebe Mitglieder der Öster-  
rei chischen Gesellschaft für 
Schu le und Recht! 

Die neue Ausgabe steht – zum 
Glück – wieder einmal im Zei-
chen des ÖGSR-Symposiums, 
das am 19.1.2022 zum Thema 
„Schulautonomie im Vergleich“ 
in digitaler Form abgehalten 
werden konnte. Dankenswer-

terweise haben uns einige Vortragende auch eine 
Schriftfassung zukommen lassen, die wir Ihnen 
mit Freude präsentieren. Nicht fehlen dürfen auch 
die Worte unseres Präsidenten. Der Pädagogischen 
Hochschule Niederösterreich ist für die hervorra-
gende technische Abwicklung zu danken.

 
In der Rubrik Wissenschaft spürt Antonia Bruneder 
der rechtlichen Einordnung von Musikschulen in 
der Steiermark nach. Sebastian Öhner wiederum be-
trachtet die Regelungen zum häuslichen Unterricht 
aus einer kinderrechtlichen Perspektive.

 
In der Rubrik Praxis erwartet Sie ein gewohnt kundi-
ger Rechtsprechungsbericht, der diesmal von Anna 
Riedler, nunmehr Richterin am Bundesverwaltungs-
gericht (herzliche Gratulation!), und erstmals von 
Maximilian Rudolph verfasst wurde.

 
Viel Spaß beim Lesen und bleiben Sie gesund!

 Ihr Christoph Hofstätter  
 Publikationsreferent 
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Einführung  
durch den Präsidenten

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Mitglieder 
der ÖGSR!

Die Großen der Welt treffen sich in diesen Tagen in 
Davos im Internet, die an Schulrecht Interessierten 
heute im Zoom an der PH NÖ.

Ein herzliches Grüß Gott zum heurigen Symposium 
der Österreichischen Gesellschaft für Schule und 
Recht. Seit der Gründung unserer Gesellschaft 2003 
haben wir jedes Jahr genau zu dieser Jahreszeit in 
der dritten Jänner-Woche eine Großveranstaltung 
gemacht – zuerst in den Vorstandsetagen der Bank 
Austria, dann im BKA aber auch schon im BMBWF. 
Immer zu aktuellen Themen, die aus dem rein juris-
tischen hinausgreifen in die Welt der Schulbildung. 
So war unsere letzte Veranstaltung 2020 – wenige 
Wochen vor dem ersten Lockdown zum Thema „Ma-
tura wozu?“. Niemand von uns hat damals geahnt, 
wie brandaktuell dieses Thema durch geschlossene 
Schulen und distance learning ab März 2020 werden 
sollte: So stand nach dem 1. Lockdown das Entfallen 

der Abschlussprüfungen im Raum. Politischer Kom-
promiss dieser Diskussion war schließlich bekannt-
lich die Mitberücksichtigung der Jahresleistungen 
bei den Abschlussprüfungen. 

Ob unser heutiges Thema auch so aktuell ist? 

Zunächst würde ich sagen: Nein. Das Thema der 
Autonomie war bereits in den 70er Jahren ein For-
schungsthema zB von Univ.-Prof. Dr. Michael 
Schratz an der Universität Innsbruck. Pädagogi-
sches Ergebnis all dieser einschlägigen Forschungs-
arbeiten: Die Schulen benötigen mehr Freiräume, 
um auf die Einzelsituation jedes Schülers und jeder 
Schülerin eingehen zu können. Heute würden wir 
sagen: Stärkere Differenzierung und Individualisie-
rung des Unterrichts. Ergebnis einer wissenschaft-
lichen Debatte über 10 Jahre hinweg, welche Anfang 
der 90er Jahre von der politischen Seite aufgegriffen 
wurde, war schließlich die 14. SchOG-Novelle 1993 
(BGBl 323), mit der die ersten beiden Autonomiebe-
stimmungen in das Schulrecht eingefügt wurden:

Schulautonomie  
im Vergleich.

Von Markus Ju ranek

Das EU-Projek t  INNOV ITA S

ÖGSR Symposium 2022
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¤ Schulautonome Lehrplanbestimmungen in § 6 
SchOG und

¤ Schulautonome Eröffnungs- und Teilungszahlen 
in § 8a SchOG. 

Es waren die ersten zwei zaghaften, aber doch nach-
haltigen Schritte, den Schulen mehr Freiräume zu 
geben. Seit damals ist alle 1-2 Jahre eine Schulrecht-
novelle verlautbart worden, die diese schuleige-
nen Entscheidungsmöglichkeiten wieder um einen 
mehr oder weniger großen Bereich ausgeweitet hat. 

Dabei wurde und wird der Begriff der Schulautono-
mie gerne unreflektiert in den verschiedensten ju-
ristischen Begriffsbildungen verwendet und damit 
vermischt. So werden Überlegungen von Deregulie-
rung, Dezentralisierung, Demokratisierung, finan-
zielle, pädagogische, administrative und /oder per-
sonelle Eigenständigkeit, Verwaltungsreform, leis-
tungsstimulierende Konkurrenz, Regionalisierung 
oder Selbstverwaltung ebenso verpackt wie die be-
grifflichen Inhalte echter Autonomie.

Was aber ist der springende Punkt, um eine Ent-
scheidungskompetenz tatsächlich als „autonom“ 
bezeichnen zu können? Für JuristInnen ist diese 
Frage leicht zu beantworten:

 Autonomie ist ein bestimmendes Element von 
Selbstverwaltungskörpern, deren Wesen nicht in 
der Entbindung vom Gesetzmäßigkeitsgrundsatz 
(Legalitätsprinzip), sondern in der Weisungsfrei-
heit erblickt wird. Damit ist nicht gemeint, dass 
innerhalb eines Selbstverwaltungskörpers Wei-
sungsfreiheit besteht, im Gegenteil, hier herrscht 
grundsätzlich sehr wohl ein Verhältnis von Wei-
sungsberechtigung und Weisungsgebundenheit. 
Die Weisungsfreiheit bezieht sich jedoch auf die 
Freistellung von Weisungen von außerhalb des 
Selbstverwaltungskörpers stehenden staatlichen 
Organen.

Weitere Einrichtungen der beruflichen bzw wirt-
schaftlichen Selbstverwaltung in der österreichi-
schen Rechtsordnung wie Kammern, Sozialversi-
cherungsträger sowie autonome Verwaltungsein-
richtungen wie Universitäten und Hochschulen 
unterscheiden sich in unterschiedlicher Ausprä-
gung von klassischen Einrichtungen der hoheitli-
chen Verwaltung durch:

¤ Einrichtung als juristische Person mit personel-
lem Substrat,

¤ Einrichtung durch einen Hoheitsakt,
¤ obligatorische Mitgliedschaft,
¤ Kompetenzen zur Besorgung von eigenen Angele-

genheiten in weisungsfreier Eigenverantwortung,

¤ Mitbestimmung der Verbandsangehörigen insb 
bei der Bestellung der Organe,

¤ Befehls- und Zwangsgewalt gegenüber den Mit-
gliedern,

¤ Staatsaufsicht sowie
¤ finanzielle Selbständigkeit oder das
¤ Fehlen von Rechtsmittelmöglichkeiten an vorge-

setzte Behörden.

Es sei nochmals betont, dass diese Elemente eines 
juristischen Selbstverwaltungsbegriffes in völlig 
unterschiedlicher Intensität und Vollständigkeit bei 
den einzelnen Arten der Selbstverwaltungskörper 
vorhanden sein können. Die österreichische Schu-
le ist (noch) kein Selbstverwaltungskörper, hat aber 
seit 1993 durchaus einzelne Elemente der Selbstän-
digkeit aus diesem „Begriffspaket“ übertragen er-
halten, die sich zu einer doch stärker eigenverant-
wortlichen staatlichen Einrichtung verdichten (vgl 
Juranek, Das österr. Schulrecht, 5. Auflage 2021,  
347 ff).

Zusammenfassung: Autonomie (wörtlich: Selbstge-
setzgebung) bedeutet:

¤ Freiheit von Weisungen staatlicher Behörden
¤ Ausschluss eines meritorischen (inhaltlichen) 

Rechtsmittels zu staatlichen Behörden gegen 
Entscheidungen der autonomen Einrichtung so-
wie

¤ eine Selbstgesetzgebung (Selbstregelungsmög-
lichkeiten) zB bei Satzungen.

So stellt sich bspw bei der SchOG- und SchUG-No-
velle BGBl I 232/2021 v 30.12.2021, mit der aktuell die 
Sommerschule gesetzlich verankert wurde, die Fra-
ge, wie es zu verstehen ist, wenn es dort heißt: Die 
Sommerschule ist vom Schulleiter einzurichten. Ich 
würde unter der erhellenden Lampe der Schulauto-
nomie meinen: nein, es handelt sich nicht um eine 
schulautonome Entscheidungsmöglichkeit im enge-
ren Sinn. Dies nicht nur, da der Schulleiter für eine 
solche Entscheidung die Zustimmung der Schul-
behörde und des Schulerhalters benötigt, sondern 
auch, da er dabei nicht ausdrücklich weisungsfrei 
gestellt wurde.

Noch bevor in der zweiten Hälfte des letzten Jahr-
zehnts das Thema politisch wieder „heiß“ geworden 
ist, hat sich die ÖGSR im Juni 2015 dazu entschlos-
sen, nicht nur über Erasmus+ zu reden, sondern ein-
mal selbst für ihre Mitglieder ein solches EU-Pro-
jekt an Land zu ziehen. Es folgte die Suche nach 
Projektpartnern. Wir dachten, wenn wir echte Er-
gebnisse haben wollen, müssen wir im deutschspra-
chigen Raum bleiben, denn hier geht es um echte 
juristisch-praktisch-pädagogische Feinheiten, die 
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zugleich auch zu fragen, was kommt davon wie in 
der Schulpraxis an. Wir haben also dieses Thema 
der Schulautonomie von zwei Seiten angepackt, von 
der juristischen UND der pädagogischen. 

Projektzeitraum:  
2017-2020 (3 Schuljahre)

Zielsetzung:  
Ausloten standortbezogener Möglichkeiten zur 
Entwicklung der Schulautonomie

Projekttreffen:  
2 pro Schuljahr, jeweils am Standort einer 
Partnerorganisation

3 Multiplier Events: 
¤ Oktober 2018 Salzburg
¤ Oktober 2019 Südtirol
¤ Juni 2020 München (diese musste wegen Corona 

verschoben werden)

Die Mitarbeiter haben sich in den drei Jahren teil-
weise verändert. Sie alle aber trugen die Last, bis 
dann nach drei Jahren alle 10 geplanten Ergebnisse 
des Erasmus-Plus-Projektes Innovitas vorlagen:

¤ Situationsanalyse
¤ Fachveröffentlichungen
¤ Handbuch „Schulautonomie“
¤ Berufsbild Schulleiter*in in einer autonomen 

Schule
¤ 20 Jahre Schulautonomie in Südtirol
¤ Fragebogen zur Autonomiesituation  

in den Partnerländern
¤ Stärkung der Performanz  

der handelnden Schulleitungen
¤ Curriculum für einen Lehrgang  

Schulmanagement von autonomen Schulen
¤ Handreichung zur Führung autonomer Schulen
¤ Wissenschaftliche Erhebung zur  

Autonomie situation

Diese Ergebnisse wollen wir Ihnen heute teilweise 
vorstellen:

Ob das Thema noch aktuell ist? 

Ich würde sogar sagen: hochaktuell! Durch die Co-
rona-Entwicklungen der letzten 2 Jahre war es not-
wendig sehr zentralistisch durch die Pandemie zu 
steuern. Es hat zwar manchmal geheißen, das las-
sen wir autonom entscheiden, aber das war wiede-
rum keine echte Entscheidung in Autonomie, son-
dern eine dezentralisierte Gestaltungsmöglichkeit. 
Wenn aber irgendwann wieder Normalität im Schul-
alltag eingetreten ist, dann wird sich das gesamte 

in einer Fremdsprache schwer auszuloten sind. So 
fanden sich im deutschsprachigen Raum spannen-
de Partner in Bayern, Hessen, Italien/Südtirol und 
in Österreich. So fanden sich in einer „Core-group“ 
ua Christoph Ascher (WKÖ), Michael Fresner 
(Bildungsdirektion für Steiermark), Ulrike Huber 
(Schulamt Bozen), Arno Langmaier (Bildungsdi-
rektion für Wien), Edda Polz (PH Niederösterreich), 
Kurt Schmid (iBW) und Helene Schütz-Fatalin (Bil-
dungsdirektion für Burgenland).

Voll Dankbarkeit seien diese „Gründerväter und 
-mütter“ namentlich genannt, denn sie haben sich in 
mehreren ganztätigen Besprechungsrunden nach-
drücklich für die Entwicklung des Bildungsprojekts 
eingesetzt, dessen Ergebnisse wir heute darstellen 
können.

Auf 88 Seiten wurde schließlich das Projektpro-
gramm von den angepeilten Zielen bis zu den anvi-
sierten Ergebnissen zusammengetragen und einge-
reicht unter dem Begriff INNOVITAS. Und das wa-
ren dann die Partnerinstitutionen, welche nun drei 
Jahre intensiv zusammengearbeitet haben:

ErasmusPlusProjekt Innovitas
Innovative Schulautonomie als Chance für  
pädagogische Standortentwicklung

Partnerländer:  
Österreich, Deutschland, Italien (Südtirol)

Partnerorganisationen:
¤ Bildungsdirektion für Wien
¤ Bildungsdirektion Salzburg
¤ Bildungsdirektion Steiermark
¤ Pädagogische Hochschule Niederösterreich
¤ Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovati-

on und Entwicklung (BIFIE)
¤ Salzburg
¤ Österreichische Gesellschaft für Schule und 

Recht
¤ Bayerisches Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus
¤ Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsfor-

schung Bayern
¤ HlP-Bildungsmanagement Hessen
¤ Deutsche Bildungsdirektion Südtirol

Das Neue an diesem Gesamtprojekt war, nicht 
nur einen Rechtsvergleich anzustellen, sondern 
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eigenverantwortlicher Schulen reichen. Das erste 
Teilprojekt im Rahmen dieser strategischen Part-
nerschaft, die Schulbehörden, Hochschulen und 
Schulforschungsinstitute zusammenführte, um-
fasste die Erarbeitung eines Vergleichs der rechtlich 
verankerten Freiräume der Schulen in den Partner-
länder Bayern, Hessen, Italien/Südtirol und Öster-
reich. Es wirkt zunächst sehr trocken, Paragraphen 
gegenüberzustellen. Trotzdem war es für das Team 
von INNOVITAS spannend, in der Entwicklung 
dieser deutschsprachigen Länder die Gleichheiten 
zu sehen, die sich trotz unterschiedlicher gesell-
schaftlicher, politischer und staatsrechtlicher Un-
terschiede ergeben haben, aber natürlich auch die 
Unterschiede festzustellen, die sich im Bemühen, 
für die Jugend die bestmöglichen schulischen Bil-
dungs- und Entwicklungsmöglichkeiten sicherzu-
stellen, ent wickelt haben.

Rechtsvergleiche sind juristisch anspruchsvoll. Da-
rum sind Arbeiten in diesem Feld, obwohl es sehr 
ergiebig wäre, sehr selten. Rechtsvergleiche sind zu-
dem gefährlich, da wir dazu neigen, Regelungen aus 
anderen Rechtssystemen, die uns gefallen, heraus-
zupicken und zu sagen: Schaut her, wie gut die das 
machen! So sollten wir es auch einrichten! Denn: 
Was die anderen können und für gut empfinden, 
das sollte wohl für uns ebenfalls möglich sein. Sol-
che Rechtsvergleiche sind insoweit problematisch, 
da sie (fast immer) zu kurz greifen. Alle staatlichen 
Regelungen sind eingebettet in äußerst differenzier-
te Verfassungs-, Rechts- und Rechtsschutzsysteme, 
weshalb sich bei der Betrachtung von Einzelbestim-
mungen kaum die ganze Wahrheit der Wirkkraft ei-
ner Einzelbestimmung erschließen kann.

Wenn also zB in Schweden keine Matura abge-
halten wird und man auch ohne Matura studieren 
kann, dann wäre der spontane Ruf nach Abschaf-
fung der Reifeprüfung in Österreich, Deutschland 
oder Italien wenig begründet. Zuerst muss man be-
trachten, welche Selektionskriterien unser nördli-
ches EU-Land hat, welche Notensituation überhaupt 
zu einem Studium berechtigt. Für alle Studien oder 
nur für bestimmte? Für alle Universitäten oder nur 
für Fachhochschulen? Welche Aufnahmeverfahren 
schreiben die einzelnen Universitäten vor, um die 
geeigneten Bewerber „an Land zu ziehen“? Hier lie-
ßen sich noch viele andere notwendige Vergleichs-
aspekte anführen, bevor dann festgestellt werden 
könnte, an welchen Rädchen in einem anderen Land 
gedreht werden müsste, um ein ähnliches Ergebnis 
zu erzielen.

Es wurde hier ganz bewusst ein Beispiel für einen 
unzulässigen Rechtsvergleich herausgepickt, der 

Schulverwaltungssystem und die Bildungspolitik 
fragen müssen: Was machen wir mit der Schulau-
tonomie in Österreich? Entwickeln wir sie weiter 
oder bleiben wir bei den Erfahrungen der zentralen 
Steuerung dieses hochkomplexen Systems namens 
Schule.

Auch in allen RZLP für das Jahr 2022 der Bildungs-
direktionen findet sich das Projekt Schulautonomie 
als wichtiges Entwicklungsfeld: So heißt es einheit-
lich unter Punkt 4.2. S. 10: „Die schulgesetzlichen 
Veränderungen und Neuerungen des Bildungsre-
formgesetzes haben einen Entwicklungsprozess in 
Gang gesetzt, der die Bildungslandschaft stark ver-
ändern wird, wobei die Bildung von Schulclustern 
aber auch die Schulautonomie für Schulen eine be-
sondere Herausforderung darstellen werden.“

Vielleicht ist das ein guter Übergang zur Vertreterin 
des BMBWF, Frau SC Mag. Margareta Scheuringer, 
die ich auf das herzlichste begrüßen möchte!

 

Gespräch  
„Schulautonomie  

im Rechtsvergleich“
Die Referenten und Gesprächsteilnehmer dabei 
sind:

¤ Ministerialrat i.R. Dr. Wolfgang Bott, Hessen
¤ Ministerialdirektor Stefan Graf, Bayrisches 

Staatsministerium für Unterricht und Kultur
¤ Inspektor Dr. Werner Sporer, Bildungsdirektion 

Bozen
¤ Univ.-Doz. HR DDDr. Markus Juranek MSc

Die Einführung in die Gesprächsrunde erfolgt 
durch Markus Juranek: 

1. 
Ein EUProjekt und ein 

Rechtsvergleich
Das Erasmus+ Projekt INNOVITAS (Laufzeit 2017-
2019) hat es sich zur Aufgabe gestellt, das Thema der 
Schulautonomie in zehn verschiedenen Aspekten 
zu beleuchten, die von einer wissenschaftlichen Er-
hebung bei Schulleitern, welche Freiräume sie sich 
für eine selbständige Schule tatsächlich wünschen 
würden, über die Sammlung von Best-Practice-Bei-
spielen selbstverantworteter Schul(entwicklungs)
entscheidungen, die Erstellung eines überstaat-
lich geprägten Autonomiehandbuches bis hin zur 
Entwicklung eines europäisch geprägten Schul-
managementcurriculums für Leitungskräfte 
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Chance für pädagogische Standortentwicklung, in 
ÖGSR, Schule und Recht 2/2018, S. 38 – 70). Folgen-
de Elemente wurden dabei näher untersucht:

1. Gesetzliche Definition und rechtlicher Status 
von Schule

2. Begriff der Schulleitung
3. Schulleiterbestellung
4. Vorbildung für den Schulleiter
5. Dauer der Bestellung des Schulleiters
6. Kompetenzen der Schulleitung im Hinblick auf 

die Qualität des Unterrichts
7. Leistungsprämien für Schulleiter
8. Unterrichtsverpflichtung des Schulleiters
9. Personalverantwortung in der Schule
10. Auswahl und Einstellung der Lehrer
11. Sonstige Entscheidungsfreiräume der  

Schulleitung
11.1. beim lehrenden Personal
11.2. beim Verwaltungspersonal

12. Personallenkungsmaßnahmen
13. Schuldemokratie/Partizipation
14. Organisatorische Eigenverantwortung
15. Verantwortung für Schulraum
16. Strukturen und Verantwortungsbereiche
17. Finanzielle Freiräume
18. Personalressourcen
19. Schulaufwand (Sachaufwand)
20. Drittmittel
21. Qualitätssicherung (interne – externe Evaluation)
22. Steuerungsmöglichkeiten der Schulverwaltung 

gegenüber autonomen Schulen
23. Rechenschaftslegungspflichten
24. Zielvereinbarungen
25. Schulaufsicht/Schulinspektion
26. Haltung und Einfluss der Politik auf die Autono-

miebestrebungen
27. Einfluss von Verbänden
28. Schutz der Schulautonomie durch Maßnahmen 

gegen unfairen Wettbewerb
29. Wie können Schulleitungen auf die geänderten 

Rahmenbedingungen vorbereitet werden? 
30. Der Einfluss der Rechtsprechung auf schulische 

Entscheidungen

Im Folgenden sollen aus diesem Informationsfun-
dus jene Elemente herausgezogen werden, in denen 
vielleicht der meiste Diskussionsstoff für weitere 
Entwicklungsüberlegungen in den Schulsystemen 
liegen kann, da hier durch die Experten die größten 
Unterschiede ausgelotet wurden. Die anderen Ele-
mente der Untersuchung können bei der angeführ-
ten Gesamtpublikation nachgelesen werden.

Es wird um Verständnis gebeten, dass zur Errei-
chung einer besseren Lesbarkeit der Ausführungen 

nicht mit den folgenden Ausführungen verknüpft 
ist, aber bei dem genau diese Überlegungen für 
alle folgenden Vergleichsdarstellungen strikt mit-
gedacht werden sollte: Wenn im Folgenden Re-
gelungen herausgegriffen und gegenübergestellt 
werden, dann geschieht dies ohne inhaltliche Wer-
tung und ohne den Anspruch, die beste Regelung 
für eine Problemstellungslösung gefunden zu ha-
ben. Es soll lediglich aufgezeigt werden, dass hier 
ein Thema gesehen wird, wo interessante Gleich-
heiten, Ähnlichkeiten oder Andersartigkeiten wei-
tere Überlegungen wertvoll erscheinen lassen. Eine 
direkte Empfehlung für andere Länder, eine solche 
Regelung für ihre Schulen ebenfalls einzuführen, 
um bessere Schul- und/oder Schülerleistungen zu 
erreichen, soll damit nicht abgegeben werden.

Mit INNOVITAS wurde kein umfassender Rechts-
vergleich der Bildungssysteme durchgeführt. Die 
teilnehmenden Partnerinstitutionen haben sich da-
bei auf die schulrechtlichen Regelungen konzen-
triert, die sich jeweils mit schulautonomen Aspek-
ten im engeren Sinne befassen, die aber auch direkt 
oder indirekt Einfluss auf diese schulischen Frei-
räume haben oder haben können.

Noch eine Vorbemerkung: Der Rechtsvergleich war 
schließlich so aufwendig und hat zu solchen Zeit-
notwendigkeiten geführt, dass er nicht – wie ur-
sprünglich geplant – im Zuge der Arbeitssitzun-
gen der Gesamt-Projektgruppe mit 11 Partnerinsti-
tutionen, die teilweise durch mehrere Experten und 
Expertinnen vertreten waren, und in intensivem 
Schriftverkehr aufgebaut werden konnte, sondern 
zudem eine eigene Unterarbeitsgruppe mit je einem 
Experten mit schulrechtlichen Spezialkenntnissen 
aus jedem Teilnehmerland gebildet wurde, die sich 
in drei Sondertagungen in München im dortigen 
Staatsministerium für Bildung getroffen und inten-
siv kooperiert hat. Dies sei so ausführlich vorange-
stellt, um ein klares Bild über die Möglichkeiten, die 
Qualitätsansprüche und Begrenztheiten einer um-
fassenden Rechtsbetrachtung in einem EU-Projekt 
zu zeichnen. 

Die Expertengruppe hat über 80 Seiten an Kompi-
lationsüberlegungen zusammengetragen (Vgl Jur-
anek, Markus/Fresner, Michael/Bott, Wolfgang/
Graf, Stefan/Sporer, Werner; Rechtsvergleichen-
de Analyse im Hinblick auf möglicher Gestaltungs- 
und Entscheidungsfreiräume von Schulen in Bayern, 
Hessen, Italien-Südtirol und Österreich, in ÖGSR, 
Schule und Recht 2/2018, S. 71 – 119; Juranek, Mar-
kus/Fresner, Michael/Bott, Wolfgang/Graf, Ste-
fan/Sporer, Werner, Innovative Schulautonomie als 
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Bayern Hessen Südtirol Österreich
Verantwortlich 
für Gebäude und 
Einrichtung

Schulaufwandsträger Schulträger Es gibt keinen  
analogen Begriff

Schulerhalter

Zusammenschluß 
von Schulen ev. unter 
gemeinsamer Leitung

Schulverbund Gibt es nicht Schulsprengel Schulcluster

Beschlussgremium 
der Schulgemein-
de (Eltern, Lehrer, 
Schüler)

Schulforum Schulkonferenz Schulrat Schulforum oder 
Schulgemeinschafts-
ausschuss

Führung der Schule Schulleiter Schulleiter Schulführungskraft Schulleiter/Direktor
Zusammenschluss 
der Elternvertreter

Elternbeirat Elternbeirat Elternrat Gibt es nicht

Zusammenschluss 
der Schülervertreter

Schülerausschuss Schülervertretung Schülerrat Versammlung der 
Schülervertreter

Zusammenschluss 
der Schülervertreter 
schulübergreifend

Landesschülerrat Landesschülerrat Landesbeirat der 
Schüler

Landesschülerver-
tretung und Bundes-
schülervertretung

und in Hessen von der „selbständigen Schule“ ge-
sprochen wird. Wenn also im Folgenden von auto-
nomer Schule gesprochen wird, dann ist das der in 
diesem Beitrag verwendete Überbegriff, der auch 
diese sprachlichen Unterschiede gleichberechtigt 
mit in alle Überlegungen hereinnimmt. Dies bedeu-
tet: die selbständige Schule ist eine eigenverant-
wortliche Schule und ist schließlich die autonome 
Schule.

2.2. Eine Sprache – unterschiedliche 
Begrifflichkeiten – Unklarheiten in 

der Kommunikation 
Neben dieser zentralen Frage nach dem Autonomie-
begriff zeigten sich in den deutschsprachigen Län-
dern, die an INNOVITAS teilnehmen, zahlreiche 
weitere sprachliche und definitorische Unterschie-
de, die zunächst ziemlich aufwendig geklärt wer-
den mussten oder die während der inhaltlichen Ar-
beit störend waren, eben weil sie vor dem Einstieg 
in die Detailarbeit in ihrer variantenreichen Bedeu-
tung nicht oder zu wenig gegenseitig definiert und 
damit klargestellt worden waren. Letzteres geschah 
meist in der (irrigen) Annahme, dass die Gesprächs-
partner ohnehin wüssten, was mit den meist alltäg-
lich wirkenden Begrifflichkeiten gemeint sei (siehe 
Grafik).

Grafik 1: Einige Beispiele unterschiedlicher Begrifflichkeiten für vergleichbare Inhalte

auf eine konsequente Verwendung von männlichen 
und weiblichen Begrifflichkeiten verzichtet wird, 
es werden jedoch grundsätzlich immer beide Ge-
schlechter auch in der Verwendung eines männli-
chen oder weiblichen Ausdruckes gleichwertig apo-
strophiert, wenn nicht ausdrücklich eine Differen-
zierung inhaltlich notwendig ist. 

2. 
Unterschiede  

in den Begrifflichkeiten
2.1. Schulautonomie als Rechtsbegriff
Nein, den Begriff gibt es bei uns nicht; nein, das 
würde bei uns nicht gerne gehört; bei uns ist das 
ein gängiger Begriff. So begann in der das EU-Pro-
jekt vorbereitenden internationalen Arbeitsgruppe 
die Diskussion zur Frage nach dem Wording: Kann 
denn überhaupt über „Schulautonomie“ ein EU-Pro-
jekt geführt werden?

So wurde jedoch sehr schnell festgestellt: 

In Südtirol und Österreich ist der Begriff der Schul-
autonomie positiv besetzt (das zeigte sich auch bei 
einer im Österreichischen Nationalen Bildungsbe-
richt 2015 abgedruckten Untersuchung), während 
in Bayern von der „eigenverantwortlichen Schule“ 
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Qualitätsentwicklung der einzelnen Schule in ihrer 
Bildungs- und Erziehungsarbeit.

Nicht alle der angeführten vorbereiteten The-
menbereiche konnten in den im Symposium vor-
gesehenen 1 ½ Stunden ausführlicher angespro-
chen werden. Sämtliche Ausführungen kön-
nen jedoch umfassend nachgelesen werden in: 

Juranek, Markus/Fresner, Michael/Bott, Wolf-
gang/Graf, Stefan/Sporer, Werner; Rechtsver-
gleichende Analyse im Hinblick auf mögliche 
Gestaltungs- und Entscheidungsfreiräume von 
Schulen in Bayern, Hessen, Italien-Südtirol und 
Österreich, in ÖGSR, Schule und Recht 2/2018, S. 
71 – 119; sowie 

Juranek, Markus/Fresner, Michael/Bott, Wolf-
gang/Graf, Stefan/Sporer, Werner, Innovati-
ve Schulautonomie als Chance für pädagogi-
sche Standortentwicklung, in ÖGSR, Schule und 
Recht 2/2018, S. 38 – 70;

4. 
Schlussworte des  

Vorsitzenden:
Ist die Fahnenstange der Entwicklung schon 
erreicht?

Wo kann es in Österreich noch sinnvolle weitere 
Schulautonomie-Entwicklungen geben? Ich frage 
mich das immer mit dem Hintergrund, dass Auto-
nomie nie Selbstzweck haben kann. Das kann ne-
ben anderen Überlegungen wie Kostenersparnis, 
Motivation der Betroffenen oder eine eventuell hö-
here Entscheidungsgeschwindigkeit das oft zitier-
te „Subsidiaritätsprinzip“ sein. Wenn ich dieses auf 
die Schule und die gesamte Schulverwaltung umle-
gen möchte, dann muss ich mich fragen: Was kann 
die Schule besser als die übergeordneten Instan-
zen? Oder auch andersherum: was kann die Schule 
selbst weniger gut und daher ist es besser, dies über-
schulisch abzuwickeln?

Ein Kernargument zur Beantwortung dieser Frage 
liefert die Pädagogik: Schulen brauchen umfassen-
de Entscheidungsfreiräume, um tatsächlich auf die 
konkrete Situation des einzelnen Kindes oder der 
jeweiligen Klasse bestmöglich eingehen zu kön-
nen. Individualisierung und Differenzierung sind 
nur möglich, wenn diese Freiräume gegeben sind. 
Das Schulrecht sollte diese pädagogisch notwen-
digen Freiräume absichern und motivieren, diese 
auch tatsächlich im Sinne jedes Kindes nützen zu 
können. Es gibt viele wissenschaftliche Quellen, 

3. 
Sprechende Elemente  

eines Rechtsvergleiches
In den folgenden Ausführungen der Referenten die-
ser Tagung seien nun – wie bereits vermerkt – ei-
nige der im Team bearbeiteten besonders sensiblen 
und interessanten Themen des angestellten Rechts-
vergleiches in aller gebotenen Kürze für weiterfüh-
rende Überlegungen hervorgehoben. 

Folgende Themen werden vom jeweiligen Vertre-
ter des genannten Partnerlandes schwerpunktmä-
ßig ausgeführt (da in diesen Fragen das dortige 
Rechtssystem besonders interessante Besonder-
heiten aufweist), die anderen Referenten/Diskus-
sionspartner vergleichen dann in der gebotenen 
Kürze die Rechtsformulierungen in den anderen 
Partnerländern:

Südtirol:   rechtlicher Status der Schule eigene 
juristische Person

¤ Schulleiterbestellungsverfahren
¤ Finanzielle Freiräume
¤ Leistungsprämie für Schulleiter
¤  Haltung und Einfluss der Politik auf Autonomie-

bestrebungen

Bayern:   Schulqualitätssicherung

¤  Schulaufsicht
¤  Schuldemokratie/Partizipation

Hessen:  Strukturen und Verantwortungsbereiche

¤ Zielvereinbarungen Schule-Schulbehörde

¤  Einfluss von Verbänden

Österreich:   Schulautonomie: ein Prozess seit 
1993

¤  Bildungsreformgesetz 2017 – gemeinsam mit 
neuer Schulbehörde und neuer Schulaufsicht 
(QM)

¤ Die Vorbildung eines Schulleiters: Hochschul-
lehrgang: Schule professionell führen

¤  Mitspracherecht bei Personalauswahl

¤  Regelung des § 8a SchOG: Vorgangsweise bei der 
Einrichtung der autonomen Klassen- und Grup-
peneröffnungszahlen

Dabei wurde fest vereinbart, in der Diskussion der 
Vortragenden von jeder Wertung, ob eine Rege-
lung „besser“ oder „schlechter“ sei, bewusst Ab-
stand zu nehmen. Der zentrale Blickwinkel der 
Teamarbeit richtete sich auf die Relevanz der recht-
lichen Strukturen für eine eigenverantwortliche 
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Aus diesen Überlegungen abgeleitet – und ange-
spornt durch den heutigen Tag – können auf Grund 
der Erfahrungen unserer Partnerländer im deutsch-
sprachigen Raum auch für die österreichische Bil-
dungspolitik weitere Autonomieschritte in folgen-
den Bereichen überlegt werden: 

Möglichkeiten der Verstärkung der Schulautono
mie in der Finanzverwaltung: 

¤ Globalbudget – auch für die Pflichtschulen
¤ Fortbildungsbudget: Einkauf von Fortbildung 

nicht nur bei PH 
¤ Sekundarschulen II: Einhebung von Schulgeld 

in gesetzlichem Rahmen (zB für Referenten oder 
Spezialangebote)

¤ Schule = juristische Person öffentlichen Rechts 
(Südtirol) 

¤ Einrichtung der Schule als Selbstverwaltungs-
körper.

Möglichkeiten der Verstärkung der Schulautono
mie in der Pädagogik: 

¤ Weitere Erziehungsmittel (zB Einführung von So-
zialdiensten) 

¤ Festlegung besonderer Fördermaßnahmen (SPF 
+ Hochbegabtenförderung) durch die Schule 
(Bayern)

¤ Suspendierung durch Schule (Bayern)
¤ Schulausschluss durch Schule (Bayern)
¤ selbständige Entscheidung über Änderungen der 

Schularten/Schulformen

Möglichkeiten der Verstärkung der Schulautono
mie im Dienstrecht:

¤ Verstärkung der Personalauswahl (zB auch bei 
Versetzungen von im Dienst befindlichen)

¤ „Trennung“ von Mitarbeitern 
¤ Verstärkung der Mitsprache bei Auswahl des 

Schulleiters
¤ Vergabe von Belohnungen 
¤ Bezahlungselemente für besondere Leistungen 

(2-5%)
¤ flexiblere Bezugsbestandteile (leistungsorien-

tierte Elemente)

Ich meine nicht, dass das alles so kommen muss, da-
mit unsere österreichische Schule besser wird, aber 
es sind Beispiele für Entwicklungsmöglichkeiten.

Drei kurze allerletzte Schlussbemerkungen: 

1. Autonomie hat nie einen Selbstzweck: Im Fokus 
aller Entwicklungen haben jedenfalls die best-
mögliche Bildung und Qualifizierung der Schü-
lerinnen und Schüler in den Schulen durch die 
Sicherstellung und Weiterentwicklung eines 

um das alles fundiert nachvollziehen zu können 
– seit den 1970iger Jahren. Inzwischen haben sich 
die Erkenntnisse dazu in ganz Europa und auch in-
ternational verdichtet. Das konnten Sie wohl heu-
te in unserem Symposium hautnah mitvollziehen. 
Alleine wenn man sich die Mühe macht, die seit 
2009 erschienenen Nationalen Bildungsberich-
te zu sichten, erkennt man, dass die seit Mitte der 
1990er-Jahre schrittweise stattgefundene Neuaus-
richtung der Schulgovernance im Hinblick auf eine 
ergebnisorientierte Steuerung geprägt ist (Altrich-
ter, Maag Merki, 2021). Kernbegriffe dieser „neuen“ 
Steuerung sind unter anderem Wirksamkeit und 
Effizienz, Rechenschaftslegung, vergleichende Bil-
dungsforschung und Leistungsstandards, die ins-
besondere auch neue Anforderungen an Führungs-
personen im Bildungswesen stellen. Politische Vor-
gaben und Regelungen, die auf die Steigerung bzw 
Verbesserung der Unterrichts- und Schulqualität 
oder deren Vergleichbarkeit abzielen, lassen sich al-
lerdings nicht im Top-Down-Modus umsetzen, son-
dern erfordern am jeweiligen Standort ein „policy 
enactment“ (Ball, Magauire & Braun, 2021), das zB 
die Entwicklung und Ausgestaltung von Koopera-
tionen, den Ausbau von Schulkulturen sowie sozi-
al geprägtes und strukturell formiertes Führungs-
handeln umschließt. Das ergibt ein Wechselspiel 
aus festgelegten rechtlichen Vorgaben und der ei-
genverantwortlichen pädagogischen Gestaltung ei-
ner Schule. Dass dies schulisches Handeln und da-
mit Schulleitungen vor komplexe Herausforderung 
stellt, muss wohl hier in diesem Kreis nicht weiter 
ausgeführt werden (Schratz, Wiesner, Kemethofer, 
George, Rauscher, Krenn u Huber, 2015).

International (zB USA, England, Niederland oder 
Neuseeland) sind bereits seit den 1990er-Jahren be-
deutende bildungspolitische Reformen mit klaren 
Gemeinsamkeiten erkennbar. Zu diesen Reformen 
gehört – im Sinne des New Public Managements 
(Dubs, 2005) – mehr Entscheidungsbefugnisse in 
finanzieller und personeller Hinsicht auf die Ebe-
ne der Schule zu delegieren. Durch diese Refor-
men erhalten Schulleitungen mehr Entscheidungs-
kompetenzen und mehr Gestaltungsmöglichkeiten. 
Dass diese in einem Rechtsstaat gewährten Freiräu-
me eine stärkere Orientierung an Outputmerkma-
len und zentralen Lernstandserhebungen oder die 
Weiterentwicklung von Controllingverfahren auf 
Schul ebene durch externe Schulevaluationen/-ins-
pektionen nach sich ziehen, soll ja nicht verschwie-
gen werden. 
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nachfrageorientierten, bedarfsgerechten und 
zukunftsorientierten regionalen Schulangebots 
und der optimale Einsatz von Ressourcen im Sin-
ne einer Weiterentwicklung der Schulen zum Le-
bens- und Bildungsraum zu stehen.

2. Wir haben nun den zweiten Bundesminister di-
rekt aus der Universitätsverwaltung. Die Univer-
sitäten leben Autonomie, sind stolz darauf und 
jede kleine Veränderung (zB zuletzt bei der Be-
stellung des Rektors) führt zu „Aufständen“ in 
der Welt der Wissenschaft. Also denke ich, dass 
dieser Geist, den diese Führungskräfte erleben, 
und der sie sicherlich auch geprägt hat, auf Schu-
le und Schulverwaltung „überschwappen“ könn-
te.

3. Ein allerletzter Satz: Autonomie wurde in der Ge-
schichte nie freiwillig verliehen. Sie musste im-
mer erkämpft werden und wachsam gehütet wer-
den.

Jetzt aber ein aufrichtiges Danke nochmals an alle 
Referentinnen und Referenten des heutigen Tages!

Ein großes Danke an das Team der ÖGSR für die 
Vorbereitung dieses Symposiums, dessen Umstel-
lung von Live auf Zoom eine große Zusatzarbeit 
brachte (aber auch Zusatzchancen). Und zuletzt:

Ein tief empfundenes Danke an Rektor Rauscher 
und die engagierten MitarbeiterInnen der PH NÖ, 
die uns Gastgeber waren: zunächst geplant in Ba-
den, jetzt hier im Raum des Internets.

Ihnen allen aber nun einen guten Tagesausklang 
und Danke für Ihr Interesse an diesem Thema!

Die ÖGSR wird – wie jedes Jahr – eine Sonder-
nummer der Fachzeitschrift Schule und Recht mit 
den Referaten des heutigen Tages zusammenstellen!

Und 2023? Da haben wir schon ein Thema und auch 
schon spannende Referenten: Compliance-Regelun-
gen in Schule und Schulverwaltung (aus strafrecht-
licher, dienstrechtlicher, disziplinarrechtlicher und 
psychologischer Sicht).

Wir freuen uns schon heute darauf – und auch auf 
Sie, Sie hoffentlich dort live wiederzusehen! Inzwi-
schen aber: Alles Gute – und wie man heute sagt: 
Gesund bleiben!

ZUM AUTOR: Univ.-Doz. HR DDDr. 
Markus Juranek, MSc ist Präsidiallei-
ter in der Bildungsdirektion für Vorarl-
berg und seit ihrer Gründung Präsident 
der ÖGSR. 

Führung 
ist Kultur 

Von E r w in Rauscher 

Autonome  
Schu l leitung im 

A nthropozän 

Der Winter ist ein rechter Mann, 
Kernfest und auf die Dauer; 
Sein Fleisch fühlt sich wie Eisen an, 
Und scheut nicht Süss noch Sauer. 

So beginnt Matthias Claudius sein bekanntes Ge-
dicht über den starken Winter, und setzt fort: 

[…] Er krankt und kränkelt nimmer, 
[…] schläft im kalten Zimmer. 
[…] Hasst warmen Drang und warmen Klang 
Und alle warme Sachen. 

Auf meine Frage als junger Bub: Warum frieren klu-
ge und starke Menschen so gern?, hat mein Vater 
geantwortet: Nur die Deppaden hams gern worm.

Aus meiner warmen Stube vor dem PC begrüße auch 
ich Sie alle heute herzlich! Leider eben nicht live im 
großen Hörsaal unserer Pädagogischen Hochschule 
NÖ, der bei uns nicht Auditorium Maximum heißt, 
sondern Aequalitas. 

Und werde über scheinbar Gegensätzliches reden, 
das sich doch ergänzt wie süß und sauer, warm und 
kalt. Wie Freiheit und Gesetz. Wie Autonomie und 
Pandemie … irgendwie. Wie Sicherheit und Freiheit. 

Margareta Scheuringer hat es eben zwischen Ma-
chen was ich will, Rahmen und Einschränkung be-
nannt. Hat dem Widerspruch widersprochen und 
Grundprinzipien benannt, die dem Kategorischen 
Imperativ nahe verwandt sind. Und dazu ergänze 
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Gewissen überflüssig zu werden scheint? Joachim 
Ringelnatz hat das vielleicht auch so gemeint – 
aber ob dieses Zitat wirklich von ihm stammt, da bin 
ich nicht sicher. 

Heute entkommt man in keinem Gespräch einer 
Corona-Diskussion: Freiheit definiert sich an der 
Sperrstunde von Lokalen. Sicherheit definiert sich 
an Boostern versus Lockdown. Erinnern wir uns 
noch daran, dass am Beginn der Pandemie Nach-
barschaftshilfe ein Kennzeichen der Solidarität 
war? Heute nimmt die Freiheit der Einen, sich nicht 
impfen zu lassen, den Anderen manches an Freiheit 
weg.

Und wir reden von alter und neuer Normalität. Da-
bei scheinen neu auftretende Bedrohungen mehr 
Beachtung zu erhalten als vertraute. Julian Ni-
da-Rümelin bezeichnet das in seinem neuen Buch 
als Paradoxon der Neuartigkeit. 

Und weil man in einem Referat wenigstens einmal  
etwas Erheiterndes sagen soll, fällt mir ein literari-
sches Beispiel ein, das Sie ja alle kennen:

Im Burgtheater wird zurzeit Friedrich Schillers Ma-
ria Stuart aufgeführt– nächsten Samstag wieder: 
Und wieder werden nur mit Sicherheitsabstand und 
voll maskiert die Zuschauer auf eine Bühne voll 
nackter Männer blicken und Maria im ersten Auf-
zug sagen hören: Den Übermut des Jünglings trag’ 
ich nicht, / Spart mir den Anblick seiner rohen Sitten. 

Als das Drama anno 1800 uraufgeführt worden ist, 
gab es einen handfesten Skandal angesichts der 
Darstellung des Religiösen, weil Maria auf der Büh-
ne um Beichte und Abendmahl bittet. Heute dage-
gen ist die Bühne demaskiert, nicht aber der Zu-
schauerraum – welch theatralischer PCR-Test! 
Welch theatralisches Paradox! 

Was aber lernen wir daraus – und eben auch aus 
der Corona-Krise: Nicht nur, dass Omikron längst 
nicht der letzte Buchstabe ist im modernen Vi-
ren-Alphabet, sondern auch, wie schwierig es ist, 
andere Sichtweisen und Meinungen zu akzeptieren, 
ohne sich unwohl zu fühlen.

Ich nenne das gerne Ambiguitätstoleranz, also das 
Vermögen, mehrdeutige und widersprüchliche Si-
tuationen zu ertragen und mit ihnen umzugehen. 
Schon Sokrates hat gemeint: Auch der oder die An-
dere kann recht haben; es kann auch anders sein. 
Damit bin ich eigentlich schon fast bei jener Bot-
schaft, die ich heute als meine zentrale These rund 
um die Autonomiediskussion aufstellen möchte. 

Denn Freiheit und Sicherheit werden oft als an-
tagonistische Werte verstanden … für mich 

ich mit einem zweiten, jetzt historischen Beispiel, 
das Sie alle aus der Antike kennen: 

Bevor nämlich Circe den Odysseus vor den Gefah-
ren der Sirenengesänge warnt, erzählt Homer von 
der dramatischen Begegnung zwischen ihr und 
Odysseus. Auf der langen Irrfahrt vom Trojanischen 
Krieg nach Hause kommt er bekanntlich zu einer 
Insel, auf der die betörende Zauberin allein mit 
gezähmten Tieren lebt. Doch die Sicherheit trügt: 
Denn jeder, der die Insel betritt, wird von Circe in 
ein zahmes Tier verwandelt. Das geschieht auch mit 
den Abgesandten des Odysseus: Circe verwandelt 
sie in Schweine. Und Odysseus selbst wird so be-
circt, dass er ein ganzes Jahr bleibt, bevor er sich mit 
seiner Crew auf die weitere Heimreise begibt. 

Wie aktuell das ist, zeigt das kleine Foto rechts: 
Heute nachmittags spielt das Theater der Jugend 
Die Abenteuer des Odysseus, und Circe wird wieder 
ihren Popsong trällern, der auf Deutsch etwa heißt: 
Gebt nach, ihr gewinnt nie, was Circe will, bekommt 
sie immer. 

Aus diesem Beispiel leite ich eine erste Metapher 
ab: Denn als Odysseus seine von Circe verzauberte 
Mannschaft retten will, weigern sich die Seeleute, 
wieder menschliche Gestalt anzunehmen … ihre sie 
einschränkende Sicherheit ist ihnen lieber als eine 
gefahrvolle Seefahrt in die ungewisse Freiheit. 

Diesen Verzicht kennen wir: Der liberale britische 
Philosoph John Stuart Mill hat vor 160 Jahren unse-
re Sicherheitsethik angemahnt und gemeint: Es ist 
besser, ein unzufriedener Mensch zu sein als ein zu-
friedenes Schwein; ein unzufriedener Sokrates als 
ein zufriedener Narr. Sicherheitshandeln hat das 
Ziel, quälende, gefährliche, beängstigende dest-
ruktive Formen von Unsicherheit zu verringern. Das 
gilt vielerorts für unser Handeln, wenn es gesteu-
ert wird durch Gewohnheiten, durch Traditionen, 
durch die Berufung auf Autoritäten, durch den Min-
oritenplatz. Sicherheitsethik gibt Richtung, aber 
längst nicht immer und nicht automatisch Orientie-
rung: Sollten wir nicht Gewohnheiten, Traditionen, 
Autoritäten im Hinblick auf Gerechtigkeit, auf Er-
möglichung von Verantwortung, auf moralische Ak-
zeptabilität hinterfragen? 

Läuft nicht jede Sicherheitsethik Gefahr, neue Si-
tuationen und Handlungen nicht auf unvorherge-
sehene oder versteckte Probleme zu befragen und 
dabei die soziale oder die technische Komplexität 
zu vernachlässigen? Besteht nicht die Gefahr, an ei-
nem Ort, wo es warm, gemütlich und sicher ist, das 
eigene Denken, die Verantwortung und die Gerech-
tigkeit guten Gewissens zu suspendieren, weil das 
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Normativität und Freiheit werden in einen falschen 
Entweder-oder-Gegensatz gebracht: Freiheit und 
Gesetz sind nicht kontradiktorische Gegensät-
ze, sondern wechselseitige Bedingungen. Freiheit 
drückt sich durch selbst gegebene Gesetze aus, in-
nerhalb derer sie sich verwirklicht. 

Wider die Autonomiefalle
Viele Leute haben die Fähigkeit verloren, 
einzuschätzen, ob sich unser Wohlbefinden 
verbessert hat oder nicht. Außerdem haben 
wir verlernt, mit Ambivalenzen zu leben, wir 
denken zu viel in schwarz und weiß, dabei 
ist die Welt grau. Diese Erkenntnis ist keine 
Frage des Gefühls oder des Glaubens, der 
Persönlichkeit oder des Temperaments, son-
dern eine Tatsache […]  

 In: Die Zeit. Magazin. 
 Steven Pinker, Psychologe an  
 der Harvard University 

Anders gesagt: Autonomie ist weder Wunsch-
konzert noch Zauberformel. Keineswegs ein All-
heilmittel für Schulentwicklung, Innovation und 
Qualitätssicherung. 

Schon Kurt Scholz hat einst davor gewarnt, Schul-
autonomie als Wunderwaffe einzusetzen, als ein 
Schlagwort zu missbrauchen, das alles verspricht, 
als ein Versprechen der schönen neuen Welt anzu-
sehen, als Mantra der Bildungsdiskussion, als Stein 
der Weisen, als pädagogischer Alleskönner. Auto-
nomie kann nicht sein, nur das zu machen, was man 
selber tun will. 

Eines der ältesten Beispiele für Autonomie habe ich 
bei Sophokles gefunden: Seine Antigone hat sich 
für den Tod entschieden, als sie gegen den Befehl 
des Kreon entscheidet, den Göttern mehr zu gehor-
chen als dem König. 

Symbolisch bestattet sie ihren Bruder Polyneikes, 
indem sie Erde auf seinen Leichnam streut, und 
nimmt dafür Gefängnis und Todesstrafe in Kauf. 
Dieser entgeht sie durch Selbstmord.

Erstmals leuchtet hier jene Kennzeichnung von Au-
tonomie hindurch, die unser Verständnis annähern 
kann: Selbstgewähltes Handeln inklusive der Über-
nahme von Konsequenzen dafür ist doch nichts we-
niger als die Übernahme von (Mit)Verantwortung! 
Autonomie wird zur Eigenverantwortlichkeit inner-
halb des Rahmens eines übergeordneten Macht-
bereichs: Freizügigkeit nicht als Widerspruch ge-
genüber Obrigkeit, sondern als mitverantwortliche 
Anerkennung der Obrigkeit im Rahmen eigener 
Entscheidungen, ihrer Folgenabschätzung und der 

missverstanden. Von einem Leben der Freiheit zu 
sprechen hat eine doppelte Bedeutung: Ist das Le-
ben frei oder besitzt die Freiheit ein eigenes Leben? 
Ohne Grenze keine Freiheit. 

Autonomie ist eine Synthese  
von Normativität und Freiheit.

Aktuelles Beispiel sind die Folgen der Corona-Pan-
demie mit der Herausforderung, unsere Grundbe-
dürfnisse der Zugehörigkeit und der Anpassung 
gegenüber von Selbstbestimmung und Autonomie 
neu zu ordnen. Speziell dann, wenn wir uns äußeren 
Verordnungen und Rahmenbedingungen fügen sol-
len zum Wohle aller. 

Wenn i weiß, was i darf,  
wenn ich will, was ich soll,  
kann ich tun, was ich will.
 Erwin Rauscher 

Vom Start in die neue Freiheit hat Markus Jura-
nek zu Beginn gesprochen. Autonomie ist mitver-
antwortlich gelebte Freiheit. Nicht Freiheit von als 
Freiheit von etwas, sondern Freiheit für als Freiheit 
und Mitverantwortung für etwas. Denn Freiheit von 
Gesetzen ist ein Mix aus Freizügigkeit und Vogel-
freiheit. Freiheit in Gesetzen dagegen ist Mitver-
antwortung durch Selbstverantwortung. Verbind-
lichkeit als Rahmen stärkt Freiheit als Richtung. 
Der Rahmen beschränkt Freiheit nicht, sondern 
verwirklicht sie, indem er sie orientiert. Wenn ich 
weiß, was ich darf, wenn ich will, was ich soll, kann 
ich tun, was ich will.

Autonomie also ist sicher nicht ein Produkt und ein 
Ziel, das man erreichen kann, wenn man nur das tut, 
was man selbst tun will oder aber wenn man genau 
das tut, was man tun soll. Schulautonomie ist Mit- 
und Selbstverantwortung innerhalb eines gesetzli-
chen Rahmens, mitverantwortlich gelebte Freiheit, 
nicht aber Freizügigkeit als Widerspruch gegen-
über Obrigkeit. 

Und dieses Wollen-Sollen nenne ich das erste Auto-
nomieparadox: Der Antagonismus von Verbindlich-
keit und Freiheit wird als Verantwortungsübernah-
me zur Lösung. Das Paradox besteht darin, dass für 
autonomes Handeln gilt: Freiheit in Gesetzen, nicht 
Freiheit von Gesetzen. 

Es geht nicht um die Befreiung von Gesetzen, 
sondern um die Verwirklichung von Freiheit in 
Gesetzen.

Darin versteckt sich eine Antinomie, die Vorurteile 
nährt und Widersprüche intendiert, die keine sind 
und es auch niemals waren. 
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Deren Teacherbashing reicht vom Vorwurf der ewi-
gen Feinde von talentierten Schülern (Salcher, 2019) 
über den Zitronen ausquetschenden statt Zitronen-
bäume pflanzenden Unterricht (Hüther, 2011), über 
den Verrat des Bildungssystems an unseren Kin-
dern (Precht, 2015) bis hin zur aktuell jüngsten For-
derung nach temporärem Streichen von Unterricht 
und Matura angesichts der durch die Covid-19-Prob-
lematik über Nacht notwendig gewordenen Umstel-
lung des Unterrichts auf digitale Online-Methoden  
(Hopmann, 2020). 

Dem früheren Bildungsminister Faßmann „Hur-
ra-Optimismus“ vorzuwerfen und medial einzufor-
dern den Unterricht auszusetzen und nur zuhause 
auszusitzen, ist ein Leerplan und eine Hoppla-Dem-
agogie. Dann auch noch pauschal den Schüler*in-
nen traumatisierende Erfahrungen zu unterstellen, 
ist viruskonforme Angstmacherei. Leistungsanstif-
tende Fernlehre gegensätzlich zum Kindeswohl zu 
propagieren, ist Fernleere. 

An dieser Stelle sage ich einmal mehr: Die autono-
me Schule braucht nicht Experten, die von der Schu-
le leben wollen, indem sie sich inszenieren und in 
ihrer Kompetenz sonnen; sie braucht vielmehr Insi-
der, die für die Schule leben, indem sie sich einbrin-
gen. Denn gerade in dieser seltsamen Pandemiezeit 
braucht es Wissen aus der Forschung, das zum Die-
nen für die Praxis wird, nicht umgekehrt. 

Die autonome Schule kann und soll fast ein we-
nig in den Kampf ziehen gegen kollektives Raun-
zen über die Schule, gegen die Marktschreier und 
Lehnstuhlkritiker, die Hysteriker und Vereinfacher, 
die Eiferer und Geiferer und gegen eine Vernade-
rungsmaschinerie von Schule, von den Schulpart-
nern und der Schulpolitik. Sie sind die Dilettanten! 
Lehrer*innen dagegen sind Fachleute, auch wenn 
sie mitunter wie Amateure zu handeln scheinen. 
Denn Amateure sind nichtprofessionelle Könner, 
Dilettanten sind professionelle Nichtkönner. Der 
Dilettant ist ein Nachahmer. Er versteht nichts von 
der Sache, er kann nur versuchen, andere damit zu 
unterhalten. Er interessiert sich nicht für die Blume, 
sondern sonnt sich in ihrem Duft. Er will immer das 
tun, was ihm bei anderen gefällt. Er begreift die Din-
ge nur im Rahmen seiner eigenen Vorstellungsmög-
lichkeit. Der Fachmann dagegen hat Zweifel – er 
kann vieles nicht tun, weil er weiß, was schiefgehen 
kann. Der Dilettant weiß es nicht, weil er von der Sa-
che nichts versteht.

Zurück zur Geschichte: Sie ist nie zu Ende, sie wie-
derholt sich – bis heute diskutieren wir über die 
soziale Zuordnung der Bildung zu unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Schichten. Und wir lernen 

zu tragende Konsequenzen. Eine nächste Kenn-
zeichnung für mich ist die seltsame Synthese von 
Empörung und Engagement. 

Auch dafür nenne ich Beispiele … für mein erstes 
wähle ich die Musik. Schulinterne Diskussionen 
zur Autonomie enden nicht selten mit dem gepfleg-
ten Vorurteil, Autonomie würde nur eingeführt, 
um das angebliche Sparen der Bürokratie an der 
Schule zu vertuschen und auf die Schulleiter*innen 
abzuschieben. 

Empört euch, wird mit Konstantin Wecker into-
niert, beschwert euch und wehrt euch, es ist nie zu 
spät! Empört euch, gehört euch und liebt euch, und 
widersteht!

Dazu führt eine makabre historische Parallele zu-
rück zu Joseph II., Sohn der Kaiserin Maria Theres-
ia. Er hat bekanntlich die Schulpflicht eingeführt, 
aber auch das Schulgeld. Und mit Beharrlichkeit für 
jedes Rädchen im Unterrichtssystem festgelegt, wie 
es zu funktionieren hat. 

Das Schulwesen wird zu einer Maschine des Staates, 
es soll disziplinierte und funktionstüchtige Unter-
tanen hervorbringen. Jedem soll ein Grundmaß an 
Bildung zukommen. Höhere Bildung steht aber laut 
Hofdekret nur jenen Familien zu, welche die Schul-
laufbahn ihrer Kinder selbst finanzieren können. 

Und gleichzeitig ordnet Joseph II. den sogenannten 
Sparsarg an, der am Boden eine Klappe hat, durch 
die der*die Tote ins Grab fällt – der Sarg kann so-
mit wieder verwendet werden. Die prunksüchtige 
Bevölkerung ist darüber empört und protestiert, 
weshalb der Kaiser seine Anordnung bald wieder 
zurücknehmen muss.

Empörung scheint auch heute im Trend zu liegen: 
Man konnte damit scheinbar Wahlkämpfe gewin-
nen, in den USA durch Niedertrumpeln der Men-
schen – trumpeln mit U geschrieben, sondern auch 
in Österreich durch Verkickln der Impfleugner.

Man kann damit Tierschutz suggerieren. Manche 
gebrauchen die Empörung als Reibebaum auf der 
Suche nach ihrer eigenen Persönlichkeit – diese 
Zeit nennt man Pubertät. Manche fühlen sich au-
tonom, wenn sie in Glaubensfragen antworten: Ich 
glaube an Gott, aber ich verachte die Kirche. Andere 
fühlen sich autonom mit dem Wort: Mein Leib ge-
hört mir allein.

Die Kolumnisten im Dienst der Empörung sind 
jene Schulkritiker, die sich von den Medien ger-
ne zu Schulexperten hochstilisieren lassen. Diese 
Schul-Beschimpfer sind fast immer Nicht-Lehrer: 
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leben, sie lebendig zu machen, ist, Verantwortung 
für das Gelingen von Bildung zu übernehmen.

Erlauben Sie mir einen wagemutigen Vergleich: 
Schulautonomie hat mit der Liebe gemeinsam, nicht 
ein Produkt zu sein, das eines Tages vorhanden ist. 
Sie ist vielmehr ein Prozess, der sich jeden Tag ent-
wickelt – nicht von selbst, sondern indem man ihn 
lebt, indem man ihn tut. Die Liebe ist ein Tun. Und 
die Autonomie ist auch ein Tun! Und zwar am Schul-
standort selbst – im Dialog; in Zutrauen und Ver-
trauen; nicht durch Entweder-oder sondern durch 
Sowohl-als-auch … oder, wie ich gerne sage: durch 
sowohl Entweder als auch Oder.

Mich beschäftigt die Schulautonomie seit Jahrzehn-
ten – in Wort und Schrift, als Mitbegründer des 1. 
österr. Sportgymnasiums 1976 und als Schulleiter 
seit 1988 und später eines neu gegründeten Gym-
nasiums 1994, inzwischen auch in 2 Handbüchern 
1999 und im Rahmen des Erasmusprojekts 2020. Und 
heute werden Sie ja noch viel hören dazu … Geogra-
phisches Juristisches … zu Dezentralisierung, Dere-
gulierung, Evaluierung, Monitoring, Schulmanage-
ment, Schulverwaltung usw. … Markus Juranek hat 
es ja schon aufgezählt. 

1. Achtsamkeit 
2. Ermächtigung
3. Subsidiarität
4. Schwarzes Loch 
5. Würde & Partizipation 
6. Güte 
7. Mut & Mündigkeit
8. Aufklärung 5.0
9. Anthropozänkompetenz
10. Führung als Kultur 

Achtsamkeit

Ich werde Ihnen – auch als alter Theologe – zehn 
eigene Angebote dazu machen, um meine Thesen 
und Paradoxien ein wenig zu illustrieren und ich 
Beginne ganz banal mit … 

Du kannst die Wellen nicht stoppen,  
aber du kannst lernen zu surfen. 

… Achtsamkeit: Der Begriff erlebt ja zurzeit fast ei-
nen Psycho-Hype im Sinn von mindfulness, atten-
tiveness, regardfulness … Aufmerksamkeit, Fürsor-
ge, Helfen, Rücksichtnahme. Damit aber lassen sich 
drei autonome Führungsperspektiven illustrieren: 

¤ Prävention
¤ Kohärenz
¤ Resilienz

daraus: Empörung ist der Zorn der Gerechtigkeit. 
Empörung ist ein Aufschrei der Wahrheit. Empö-
rung ermutigt – es gibt keine feige Empörung. 
Empörung kann moralisch sein. Mit Empörung be-
ginnt Befreiung. Die eindringlichsten Worte gegen 
das Unrecht der Welt stammen vom 2013 96-jährig 
verstorbenen französischen Diplomaten und Lyri-
ker Stéphane Hessel, einem in Berlin geborenen 
Überlebenden von Buchenwald, der sein Essay Em-
pört euch! im Alter von 93 Jahren geschrieben hat – 
die FAZ nennt ihn dafür Frankreichs Rebell(en) der 
Stunde. Aber er hat kurz vor seinem Tod mit 95 Jah-
ren einen weiteren Bestseller gelandet – mit dem 
Titel Engagiert euch! 

An dieser Stelle nenne ich mein zweites Autonomie-
paradox: Schulautonomie kann nicht verordnet wer-
den. Und Schulentwicklung darf nie eine undialo-
gische Anschafferei sein, nie Besserwisserei statt 
Bessermachen. Sie braucht immer die Lebendigkeit 
des Standorts und die Beteiligung seiner betroffe-
nen Menschen. Mein Paradox lautet also: Auto-
nomie kann nicht verordnet werden! Sie kann nur 
selbst erworben werden. Gelebt. Bewirkt. Ausge-
löst. Angestiftet. 

Bildungsgelingensverantwortichkeit

Wenn wir es nur besser wissen,  
aber nicht besser machen,  
dann sind auch wir schuldig […]  

Keine meiner Übertreibungen  
war so maßlos wie die Wirklichkeit  
 Peter Turrini 

Wer will dass die Welt so bleibt wie sie ist,  
der will nicht dass sie bleibt 
 Erich Fried

Schulautonomie also ist 1) nicht das schulinterne Er-
gebnis einer Summe von Verordnungen von außen. 
Und sie ist 2) nicht das beliebige Wunscherfüllen 
schulinterner Prioritäten. Wir kennen dazu den be-
rühmten Vers von Erich Fried: 

Zu sagen »Hier herrscht Freiheit« 
ist immer 
ein Irrtum 
oder auch 
eine Lüge: 
Freiheit herrscht nicht 

Autonomie kann nie eine von außen verordnete Re-
form sein. Aber Autonomie darf auch kein Wunsch-
konzert der Beliebigkeit sein oder zur Durchset-
zung eigener Interessen dienen. Schulautonomie zu 
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Ermächtigung

Denn wir können die Kinder nach unserem 
Sinne nicht formen; So wie Gott sie uns gab, 
so muss man sie haben und lieben. Sie erzie-
hen aufs beste und jeglichen lassen gewäh-
ren. Denn der eine hat die, die anderen an-
dere Gaben. Jeder braucht sie, und jeder ist 
doch nur auf eigene Weise Gut und glück-
lich […] 
 J.W. v. Goethe:  
 Hermann und Dorothea,  
 Kap. 3 (Thalia) 

Mein zweites Angebot – Ermächtigung: Schul-
autonome Führung fördert Ermächtigung. 

In der pädagogischen Fachsprache kennen wir da-
für den Begriff Mentoring. Mentoring als Führen 
heißt nicht, von den eigenen Erfolgen berichten. 
Denn Mentoring ist: andere erfolgreich machen. 
Nicht: Fördere die Guten. Sondern: Fördere das 
Gute in allen! Führung in der Form des Mentoring 
ist deshalb keine Besserwisserei, aber soll zum Bes-
sermachen führen. 

Ein/e gute/r Mentor/in teilt Hoffnung aus. Noch 
viel schöner sagt das Goethe in seinen Wilhelm 
Meisters Lehrjahren – wie Sie hier lesen können. 

Ermächtigung

Und jetzt provoziere ich und sage: Alle Wirbeltie-
re leben in Hierarchien – aber brauchen das auch 
wir als Menschen in der Schule? Und ich behaup-
te: Mentoring steht im reinen Widerspruch zu ei-
ner hier archisch-destruktiven Kain-und-Abel-
Führungs kultur. Dazu als Abwechslung wieder ein 
kleines Gedicht – diesmal von Gerhard Rühm: 

kain erwarb ein schloss, abel‘s erdgeschoss. 
kain fuhr mit dem bus, abel ging zu fuß. 
kain die nacht durchwachte, abel‘s tagwerk 
machte. kain schlief mit den schwestern, 
abel war von gestern. kain aß hirsch und as’, 
abel kaute gras. kain trank bier und wein, 
abel wässerlein. kain zog an zigarren, abel 
schwere karren. kain nahm kokain, abel sah 
man knien. kain zu lachen wusste, abel wei-
nen musste. kain ward alt, uralt, abel starb 
schon bald.

Mich selbst erinnert das Gedicht manchmal an 
das Verhältnis von Universität und Pädagogischer 
Hochschule. 

Das aber nur nebenbei zum Mitlächeln. 

Prävention apostrophiert schulisches Umdenken: 
weg von Sanktionen, weg von jeder Abschreckungs- 
und hin zur Anstiftungspädagogik; weg vom Über-
einander-Bestimmen … hin zum Miteinander-Ver-
einbaren; Abschreckungspädagogik reduzieren, 
Delegationspädagogik überwinden, Mitverantwor-
tungspädagogik stärken. 

Resilienz formt sich als Konfliktresilienz zum ak-
tiven Widerstandswillen gegen Störungen, indem 
man Lernenden wie Lehrenden begegnet, nicht sie 
behandelt; indem man Schulräume als Räume des 
Miteinander-Lernens ansieht, von funktionalen 
Lernwerkstätten bis zu sozialen Antiräumen; Lern-
zeit und -szenarios nach Inhalt, Methode und Lern-
ziel taktet; die Beschämung in jeder Leistungsrück-
meldung reduziert, ohne auf den Anspruch auf die 
Selbstwerterfahrung durch Leistung zu verzichten; 
im Elterndialog das Gärtner jedem Feuerwehrprin-
zip vorzieht; Vereinbarungs- vor jeder Anbahnungs- 
und Aushandlungskultur anstrebt. 

Kohärenz als Lerngesundheit fördert Engagement; 
bevorzugt Daily for Freedom gegenüber bloßem Fri-
day for Future; empfindet Veränderungen als Her-
ausforderungen, nicht als Bedrohungen; forciert 
sokratische Neugier beim Lernen gegenüber je-
der Art von Oberkellnergedächtnis. Gewalt ist der 
Analphabetismus von Schule, Lerngesundheit ihre 
Alphabetisierung. 

Färbiges Papier für Aushänge. Eigene Papierfar-
be für unterschiedliche Kategorien von Aushängen; 
Absender; Zielsetzung schon vor dem Lesen bekannt; 
E-Stunden; Planänderungen; Unterrichtsbeginn; Pä-
dagogische Ankündigung; große Pause; Aushang-
tafel entlastet; vollständigere Rückmeldungen; Wir-
kungsende; Achtsamkeit. 

Nur ein gezielt einfaches Beispiel aus mehr als 
200, die wir gesammelt haben: Wer mit seiner Zeit 
nicht achtsam umgeht, dem geht sie schnell verlo-
ren. Das gilt besonders für die kurzen Pausen zwi-
schen den einzelnen eigenen Unterrichtsstunden. 
Und schließlich will man auch informiert sein über 
wichtige Dinge im Schulgeschehen: Die Verwen-
dung einer ja eigenen Papierfarbe für unterschied-
liche Aushänge erleichtert die innerschulisch non-
verbale Kommunikation immens. Kleine Ursache, 
große Wirkung. Anfänglich belächelt, nach kurzer 
Zeit beachtet, klärt den Absender und damit die Ak-
tualität und Orientierung. Das blaue Papier enthält 
Stundenplanänderungen und muss zu Unterrichts-
beginn gelesen werden. Die grünen Aushänge der 
Schulleitung mit pädagogischen Ankündigungen 
können in Ruhe in der großen Pause gelesen und 
gleich diskutiert werden. 
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Aber gerade ihre Vielfalt machte ihre Stärke aus und 
lies sie wachsen. 

Und was meinen gewagten Vergleich mit unseren 
Freunden, den Dinos, was also die Saurier-Schulen 
und ihre Köpfe betrifft: auf den Vorwurf, die Saurier 
hätten ein sehr kleines Gehirn gehabt, hat ein ame-
rikanischer Forscher geantwortet: Gehirne sind wie 
Brieftaschen; es kommt nicht auf ihre Größe, sondern 
auf den Inhalt an.

Schwarzes Loch

Mein viertes Angebot – nach der Biologie ein kur-
zer Ausflug in die Physik: Diese Geschichte der 
schulautonomen Tierkunde gilt den Fischen. Und 
mein Beispiel aus der Physik nennt man das Schwar-
ze-Loch-Analogon: Wenn in einer Badewanne Fi-
sche schwimmen, und es wird plötzlich der Stöp-
sel gezogen, dann entsteht am Abfluss ein Strudel. 
Die Abflussgeschwindigkeit nimmt mit der Nähe 
zum Abfluss zu. Wenn sie höher ist als die Fähig-
keit und Gewöhnung der Fische zu schwimmen, 
wenn also die Fische langsamer schwimmen als 
sich der Strudel bewegt, dann werden sie hinaus ge-
spült. Also werden die Schlauesten unter ihnen ver-
suchen, quer und gegen die Fließgeschwindigkeit 
fortzuschwimmen. 

Der Gedanke ist hoffentlich ganz einfach zu verste-
hen, dennoch sollte man ihn eher nicht probewei-
se im Sachkundeunterricht an der Volksschule aus-
probieren. Ich brauche ihn nicht erklären: Das spart 
Zeit. 

Nur ein Satz dazu, was die Spirale des Badewan-
nensprudels betrifft: Wer nur in Spiralen denkt, der 
kann damit höher oder tiefer kommen, nicht aber 
kommt er weiter voran. Autonomie also braucht den 
echten, offenen, ehrlichen Dialog auf Augenhöhe 
der zu Beteiligten gemachten Betroffenen. 

Der Menschheit Würde ist in eure Hand  
gegeben. Bewahret sie! Sie sinkt mit euch! 
Mit euch wird sie sich heben. 
 Friedrich Schiller

Bei meinem fünften Angebot – zur Würde – wäre 
ich versucht, philosophisch einzusteigen, etwa mit 
Kants Grundlegung zur Metaphysik der Sitten. 

Oder literarisch mit Schiller, der als literarisches 
Echo für Kant in seinem Gedicht an Die Künstler 
diesen wunderbar hinweisenden Leadership-Vers 
der Aufklärung schreibt, den Sie hier lesen können. 

Aber ich komme ja nicht von einer großen Universi-
tät, sondern aus einer kleinen Hochschule zu Ihnen, 
und deshalb nutze ich ein Kinderbuch, das Sie alle 

Subsidiarität 

Es war einmal ein schauriger, urzeitgemäßer 
Saurier. Er wohnte tief in den Morästen und 
hatte keinen Drang nach Westen, auch nicht 
nach Süden, nicht nach Norden, drum war 
auch nichts aus ihm geworden. So sehr man 
es bedauerte, der Saurier versauerte. Da er 
auf jeglichem Gebiete nichts weiter war als 
eine Niete, beschloss er kurz, sich zu verfär-
ben und für die Nachwelt auszusterben. Das 
war, fürwahr, ein trauriger und zeitgemäßer 
Saurier  
 Heinz Erhardt

Mein drittes Autonomie-Angebot: Subsidiarität – 
Margareta Scheuringer hat gemeint: Lösen wir die 
Probleme dort, wo sie entstehen! 

Und das beginne ich mit diesem Gedicht von Heinz 
Erhardt, das Sie ja sicher kennen, ebenso wie die 
Filme von Steven Spielberg über die Saurier. Die 
sind ausgestorben, aber sie haben hunderte Milli-
onen Jahre die Erde beherrscht. Und Ihre Lebens-
tüchtigkeit vor 100 Millionen von Jahren verdanken 
sie ihrer Fähigkeit, sich anzupassen den Trends ih-
rer Zeiten: Sie erhoben sich vom Kriechgang zur 
Zweibeinigkeit, von der Abhängigkeit vorgeschlif-
fener Curricula-Bahnen zur freien Entscheidung 
über den eigenen Weg. Viele ihrer Arten wurden 
von Fallschirmgleitern zu echten Vögeln. Sie glit-
ten nicht auf den Luftpolstern nach unten, die ihnen 
die Natur, die Behörden und die Medien gewährten, 
sondern waren in der Lage, sich eigenständig über 
jene zu erheben, die nur in den Wind bliesen und 
mit den Wölfen heulten. Ihr Sozialverhalten war be-
sonders ausgeprägt: Sie waren in ihrem Lernverhal-
ten zueinander besonders fürsorglich … man nannte 
sie gute (Saurier-)Schulen. Sie passten sich den ver-
änderten Lebensbedingungen rasch an. Die einen 
lernten neue Taktiken, die anderen entdeckten ei-
nen neuen Lebensraum. Die besten unter ihnen wa-
ren jene, die sich etwas getrauten und ihre eigenen 
Ideen einbrachten. 

Und jetzt das Wichtigste: Unsere Dinos hatten ein 
für ihre Größe nur winziges Gehirn als Schaltzen-
trum. Wären sie nämlich kopflastiger gewesen, so 
wäre das Gehirn, das sich zu wichtig genommen 
hätte, für den langen Hebelarm des Halses nicht 
tragbar. Dafür hatten sie ein stark entwickeltes Rü-
ckenmark, das ihren Körper durchzog, und ein be-
achtliches Nervenzentrum in der Beckenregion – 
also an der Basis sozusagen. Nicht alles, was sich an 
der Peripherie ihres gewaltigen Körpers, zwischen 
den Sinnesorganen und der Muskulatur abgespielt 
hat, haben die Tiere in ihrer Schaltzentrale erfahren. 
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Selbstbewusstsein, akzeptiert und integriert, nicht 
länger ausgeschlossen. Es bekommt es zur Antwort: 

Würde

Denn wir können die Kinder nach unserem 
Sinne nicht formen; So wie Gott sie uns gab, 
so muss man sie haben und lieben. Sie erzie-
hen aufs beste und jeglichen lassen gewäh-
ren. Denn der eine hat die, die anderen an-
dere Gaben. Jeder braucht sie, und jeder ist 
doch nur auf eigene Weise Gut und glück-
lich […] 
 J.W. v. Goethe:  
 Hermann und Dorothea,  
 Kap. 3 (Thalia)
„Du bist du“

Mit sich selbst zufrieden, stellt sich auch die Harmo-
nie mit der Natur wieder her. Es … 

[…] freut sich an der schönen Welt, 
die ihm wieder gut gefällt. 

Wenn umgekehrt ein Kind vergeblich versucht, ein 
gestecktes Ziel zu erreichen, sich nicht helfen lässt, 
Enttäuschungen aber lautstark kundtut, so zeigt 
sich sein Wollen, größer und selbstständiger zu wer-
den, sein Angewiesensein auf helfende Hände zu 
überwinden. Es ist sein eigenes Ich, es selbst. Sein 
Schreien zeigt an: Ich melde mich, wie und wann ich 
es will; ich habe Bedürfnisse; ich will nicht nur sein, 
wie ihr es wollt, sondern auch wie ich bin. Es braucht 
Gelegenheiten, selbst jemand werden zu können. Es 
braucht Eltern und Lehrerpersonen, die ihm anra-
tend, beratend und helfend zur Seite stehen, an der 
Seite seines eigenen Werdens zum Sein: 

Denn wir können die Kinder nach unserem 
Sinne nicht formen ... 

Sie lesen ja selbst …

Wenn sich ein Kind als sozial unerwünscht erlebt, als 
last preferred co-worker, als eines, das aufhält, anstatt 
gebraucht zu werden, dann wird dieses Kind aus der 
verlorenen Sicherheit, für andere Menschen wichtig 
zu sein oder nur so viel zu gelten, wie es kann, und 
nicht so viel, wie es ist, entweder selbst kränkeln oder 
andere kränken, wenn nicht gar beides. Kinder, die 
gehorchen müssen, aber nicht geachtet werden: Sie 
kränkeln selbst, und sie kränken andere. Es braucht 
Achtung und Wertschätzung, unabhängig von Leis-
tung; Würde und Güte, unabhängig von Disziplin. 

Güte

Mein sechstes Angebot – die Güte! Aus der Lite-
ratur nenne ich Bertolt Brechts Kaukasischen Krei-
dekreis – das pädagogische Parade-Lehrstück 

kennen und das weder aus Schulen noch aus Fami-
lien wegzudenken ist … und da lese ich einmal vor: 

Auf der bunten Blumenwiese 
geht ein kleines Tier spazieren, 
wandert zwischen grünen Halmen, 
wandert unter großen Palmen, 
freut sich, dass die Vögel singen, 
freut sich an den Schmetterlingen, 
freut sich, dass sich‘s freuen kann aber dann 
… Aber dann stört ein Laubfrosch seine Ruh 
und fragt das Tier‚ wer bist denn du‘ 
Da steht es und stutzt und guckt ganz 
verdutzt 
dem Frosch ins Gesicht: „Das weiß ich nicht“
Der Laubfrosch quakt und fragt: „Nanu?
Ein namenloses Tier bist du? 
Wer nicht weiß, wie er heißt, der ist dumm.“
Bumm.

Verzweifelt fragt es nun andere Tiere – Pferde, Fi-
sche, weiße Vögel, Nilpferde, Papageien, Hunde – 
ob jemand weiß, wer es sei. Aber keiner weiß es. 

Durch die Stadt und durch die Straßen 
geht das bunte Tier spazieren; 
geht und denkt so vor sich hin: „Stimmt es, 
dass ich gar nichts bin?
Alle sagen, ich bin keiner, nur ein kleiner ir-
gendeiner … 
Ob es mich etwa gar nicht gibt?“

Und das kleine bunte Tier, 
das sich nicht mehr helfen kann, 
fängt beinah zu weinen an. Aber dann … 
Aber dann bleibt das Tier mit einem Ruck, 
mitten im Spazierengehen, 
mitten auf der Straße stehen und es sagt 
ganz laut zu sich: „Sicherlich gibt es mich 
ICH BIN ICH!“

Das kleine Ich-bin-ich freut sich – und es gibt sei-
ne Erkenntnis sogleich an alle anderen Lebewesen 
weiter. Entdeckungslust des Kindes, vor allem aber 
ein Loblied auf die Individualität jedes Einzelnen. 
Der Frosch will es anfänglich nicht einordnen und 
schließt sich damit selbst aus: Indem er exklusiv 
festlegt, dass derjenige dumm sei, der nicht weiß, 
wohin er gehört und wer er ist. 

Unser kugeliges Tier aber überwindet seine Exis-
tenzkrise, indem es die ontologische Frage, ob es 
denn niemand sei, mit seiner Selbsterkenntnis be-
antwortet, auf die genau ihm zugehörigen Eigen-
schaften und Seinsweisen zurückgreift und so 
die Lösung findet. Das stößt bei den anderen Tie-
ren auf Akzeptanz – auch durch den Frosch wird 
es rehabilitiert. Nicht länger namenlos, voller 
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jede*r Erziehungswissenschaftler*in, nämlich täg-
lich in der Klasse, an der Schule. Mitten in der Ge-
richtsverhandlung bittet die Magd den Richter Az-
dak: wenn i ’s [das Kind] nur behalten könnt, bis es 
alle Wörter kann. Es kann erst ein paar. 

Mut & Mündigkeit

Der pädagogische Imperativ
Autonomie ist der Ausgang der Schule aus 
ihrer selbstverschuldeten Unmündigkeit. 
Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich sei-
nes Verstandes ohne Leitung eines andern 
zu bedienen. Selbstverschuldet ist diese 
Unmündigkeit, wenn die Ursache derselben 
nicht im Mangel des Verstandes, sondern 
der Entschließung und des Mutes liegt, sich 
seiner ohne Leitung eines andern zu bedie-
nen. „Sapere aude! Habe Mut, dich deines 
eigenen Verstandes zu bedienen”, ist also 
der Wahlspruch der Autonomie.

Mein siebentes Angebot ist eigentlich ein Plagiat, 
mit dem ich einen der zentralen Sätze von Immanu-
el Kant umforme und das ich als den Pädagogischen 
Imperativ benannt habe. Ersetzen Sie in seinem 
Kategorischen Imperativ – den wir ja alle kennen 
– einfach nur Aufklärung durch Autonomie und 
Mensch durch Schule. 

Dieses sein Habe Mut, dich deines eigenen Verstan-
des zu bedienen …kann doch der zentrale Gedanke 
und Anspruch und Zumutung für jeden Autonomie-
diskurs sein! 

Dieser Mut lässt sich nachweisen in einem der wohl 
berühmtesten Worte der Weltliteratur, dem sapere 
aude. Es ist aus den Epistulae des Horaz, 20 v. Chr. 
geschrieben. 

Dimidium facti,
qui coepit, habet;
sapere aude, 
incipe. […]

die Hälfte der Tat,
hat geleistet, wer begonnen hat
wage es, weise zu sein,
fang an! […]

Sie lesen hier den lateinischen Volltext: Der erste 
Vers ist uns zum Sprichwort geworden mit Frisch ge-
wagt ist halb gewonnen. Der zweite Vers wird häufig 
übersetzt mit Wage es, weise zu sein! 

Autonomie ist Aufklärung 5.0

Daran füge ich heute mein achtes Angebot als weite-
re These: Autonomie als Aufklärung 5.0! 

– zurzeit läuft es am Berliner Ensemble. Es ist die 
Geschichte einer Magd, die das weggelegte Kind 
ihrer Herrin aufzieht und, als diese es wiederhaben 
will, vor den Richter tritt, der das Kind in den Kreis 
stellt und zerteilen will, um beiden gerecht zu wer-
den. Doch die Magd lässt los, sie will das Kind nicht 
aufgeteilt in seine Eigenschaften, sondern ganz be-
halten. Und dafür gibt sie es her. 

Es ist die Geschichte vom salomonischen Urteil – 
noch vor aller Pädagogik der Prüfungskultur. Sie 
wird von einem Sänger erzählt, der sie mit einem 
seltsamen Wort beginnt: Schrecklich ist die Verfüh-
rung zur Güte. 

An unseren Schulen, mitunter jenseits der Mode-
wörter pädagogischer Lehrerbildung von Kompe-
tenzorientierung bis Schulautonomie, aber nahe bei 
den uns anvertrauten Kindern, könnte jener Sän-
ger unseren Lehrpersonen das unzeitgemäße Wort 
Brechts zurufen: Es verläuft das Kälbchen sich, wenn 
der Hirte schläft. 

Manche Lehrkraft mag mit Ernst und Güte an jene 
Aufgaben denken, die sich Bert Brecht vielleicht ge-
rade auch für unsere Welt der Schule und des tägli-
chen Unterrichtens wünscht: 

Dass da gehören soll, was da ist, 
Denen, die für es gut sind, also 
Die Kinder den Mütterlichen, damit sie 
gedeihen, 
Die Wagen den guten Fahrern, 
damit gut gefahren wird. 
Und das Tal den Bewässerern, 
damit es Frucht bringt. 

Diesseits aller Pädagogik der Schlagworte und ihrer 
Methodologien reduziert es die schulpädagogische 
Aufgabe auf das Eigentliche: die Kinder, auf dass sie 
gedeihen; die Lehrer*innen, auf dass sie mit den Wä-
gelchen ihrer Handwerkszeuge gut fahren; die Leh-
rerbildner*innen, auf dass sie nicht von den Bergen 
herabschreien, sondern im Tal säen, damit die Ernte 
gut sei. 

Eine gute Lehrkraft, ein*e gute*r Schulleiter*in, ist 
kein flammender Revolutionär: Sie tut, was das Herz 
ihr befiehlt. Der betrunkene Richter fragt die Magd 
Grusche, auf den Buben zeigend: Was für ein Kind 
ist es? So ein verlumpter Straßenbankert oder ein fei-
nes, aus einer vermögenden Familie? Und Grusche 
antwortet: Es ist ein gewöhnliches. 

Liebe, Zuneigung, Fürsorge und Solidarität sind ge-
wöhnlich. Sie sind Zeichen der Vernunft, sie leben 
in jedem vernünftigen Menschen. Es sind jene Soft 
Skills, die jede Lehrperson allemal besser spürt als 
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Buchstaben, Ermöglichung, Anstiftung, Impulsge-
bung über Kontrolle und Regelbefolgung, Gelas-
senheit über Macht und ihre Ausübung, Toleranz 
über Pflichtbewusstsein, Präzision in der Sache 
über Formalismen auf Papieren, Freiheitsmut über 
Obrigkeitsgehorsam und Dialog über Anweisung 
oder gar Weisung. 

Und das wäre meine Antwort, wenn Sie jetzt den-
ken, ich hätte das Gewicht der Waage falsch einge-
schätzt im Oben und Unten.

was leichter geht (f)liegt höher  
als das, was schwerer wiegt

Meine letzten beiden Angebote aber stellen sich der 
Frage nach dem Wer und nach dem Wo der Verant-
wortung im autonomen Gestalten von Schule. Die 
Herausforderungen entwickeln sich ständig weiter: 
gestern von Konsumentenschutz zu Verbraucherbil-
dung, von Schuldemokratie zur Vereinbarungskul-
tur, von Integration zu Inklusionspädagogik, heute 
von bloßer Digitalisierung zu digitaler Bildung, von 
MINDT zum Klimaschutz, vom Qualitätsmanage-
mentsystem QMS zum PCR-Testen. 

Wohin geht Schule, als Ort und als Geschehen im 
Lernen und Lehren? 

Schule ist Neugier: Denken wir an die in Platons 
Menon-Dialog gestellte Frage nach der Verdopp-
lung des Quadrats. 

Für Sokrates sind Schüler*innen neugierig 
Fragende. 

Schule ist Ehrfurcht: Für Augustinus sind Schü-
ler*innen neugierig vor der Schöpfung. Heute haben 
sie Sorge um eine intakte Umwelt und Lebenswelt. 

Schule bringt Freiheit: Für Kant brauchen Schulen 
den schon benannten Mut, sich ihres eigenen Ver-
standes zu bedienen, sich selbst- und mitverant-
wortlich zu fühlen und danach auch zu handeln. 

Schule ist Emanzipation: Für Karl Marx und Fried-
rich Engels war die klassenlose Gesellschaft ein 
Sehnsuchtsziel, heute geht es um frühe Mündigkeit, 
um Gleichberechtigung und Chancengerechtigkeit. 

Schule ist Dialog: Seit Comenius, Martin Buber, 
Hartmut von Hentig: Alte Lernkultur war Fließen 
des Wissens (ungegendert) vom Lehrer zum Schü-
ler. In Neuer Lernkultur stehen Lehrer*in und Schü-
ler*in dem Wissen der Welt gegenüber – mit dem 
gemeinsamen Ziel, mitverantwortlich und eigen-
verantwortlich zu handeln. 

Schule ist Unswelt: Diese Wortschöpfung Reinhold 
Leinfelders aus Umwelt und Mitwelt bringt der Schu-
le die Aufgabe zur Mitverantwortungsübernahme. 

Es wird ja bereits bis zur Ziffer Fünf genullpunktet: 

Lernen 1.0 war Sammeln: Brockhaus, Enzyklopädi-
en, tabellarisches Wissen speichern, Wissen per se. 

Lernen 2.0 war selbstorganisiert: Self Organized 
Learning, eigeninitiativ und selbstlernkompetent, 
lernseitige Didaktik, User Generated Content, Blen-
ded Learning. 

Lernen 3.0 war eine Antwort auf das Web 3.0: Aus-
wählen, Vernetzen: Informationen, miteinander ver-
netzt, ergeben Wissen. Wissen mit Anwendungsbe-
zug ergibt Können. Können mit Wollen verbunden 
ergibt Handeln. 

Lernen 4.0 hat neue Formen der Reflexion und So-
lidarität gebracht: Lesson and Learning Studies, In-
verted Classroom u.v.m. 

    Denken als Wurzel  
   Gespräch als Medium
  Verantworten als Grund  
 Entscheiden als Folge 
Verbessern als Ziel

Jetzt aber nochmals mit Kant: Was macht uns Men-
schen mündig? Wovon können wir uns befreien? 
Wie können wir selbst denkend, aufgeklärt auto-
nom Schule leben? 

Auch in einer freien Gesellschaft ist Freiheit be-
droht – mit ihr das selbstständige Denken und das 
mitverantwortliche Handeln. Ein großer Feind ist 
die Gewöhnung … es gibt sie in vielen Formen: Hö-
rigkeit gegenüber Social Media, Political Correct-
ness, Gruppendruck, blinde Regelbefolgung, Be-
quemlichkeit, Obrigkeitsgehorsam, Nur-nicht-auf-
fallen-Wollen, Gleichgültigkeit und Resignation, 
Mutlosigkeit u.v.m. 

Aufklärung mag heute längst Geschichte sein: Be-
ginnen wir sie als Autonomie neu zu leben, als Füh-
rungs- und Gestaltungskultur von Schule, mitver-
antwortlich im Anthropozän. 

Autonomie ist mitverantwortlich gelebte Freiheit. 
Denken als Wurzel, Gespräch als Medium, Verant-
worten als Grund, Entscheiden als Folge und Ver-
bessern als Ziel sind die Aktionsformen gelebter 
Autonomie. 

Autonomie ist mitverantwortlich  
gelebte Freiheit!
 Erwin Rauscher

Aufklärerisches Handeln im Sinne Kants stellt – 
ebenso wie autonomes Tun im Kontext von Schul-
entwicklung – den Menschen über das System, 
das Gewissen über das Recht, die Vision über die 
Gewöhnung, Freude und Geist über Neigung und 
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Für die Mehrdeutigkeit der Wirklichkeit braucht 
es Querdenken, inkompatibles Denken. Die Schu-
le als Ort des Lernens in der Zeit des Werdens! 
Sie soll doch wieder ein Ort schöpferischer Muße 
sein, Schüleruniversum, Lebens- und Lernwelt, re-
aler (Lern-)Raum der Entfaltung von Virtualität 
durch Digitalität, Übungsfeld für Menschlichkeit 
als Pflanzgarten der Würde, Absage an Macht und 
Ohnmacht im pädagogischen Geschehen transfor-
mativen Lernens, autonomer Raum mit dem Auftrag 
zur Mitverantwortlichkeit. Anders gesagt: Schulau-
tonom und nachhaltig handelt, wer Kulturoptimis-
mus lebt und lehrt! 

Führung als Kultur

Mein zehntes und letztes Angebot gibt Antwort auf 
die Frage, wer denn an der Schule hauptverantwort-
lich ist für dieses Leben und Lernen und Lehren von 
Kulturoptimismus. Natürlich geht es um Führung, 
um autonome Schulleitung. 

Wenn ich über Führung spreche, sehe ich drei 
Zugänge: 

Jenen von vorgestern über die Macht – der big boss, 
rein männlich. Jenen bis heute, mit der*dem Schul-
leiter*in als Manager*in, für mich schon fast eine Zu-
ordnung von gestern – die smarte Schulmanagerin. 
Und jenen von heute für morgen, dessen Agenda ich 
mit Führung als Kultur überschreibe und den es, wie 
ich meine, gerade an Schulstandorten braucht, die 
für sich das Vokabel autonom in Anspruch nehmen.

Natürlich ist die Schule ein Ort des Aufeinander-
treffens von Lernen und Macht. Und Bildung – als 
Ziel von Schule – ist auch der Prozess zwischen Au-
tonomie und Abhängigkeit. 

Schule verträgt keine Disziplinlosigkeit. Disziplin in 
der Schule? Sie ist ein Ziel von Erziehung, nicht aber 
ein Mittel von Erziehung. Streit auszuhalten ist kein 
Schulfach … dafür sind Dialog und Diskurs das Salz 
der Schule. Denn wo der Weg des Gesprächs verlo-
ren ist, gibt es nur mehr den Umweg über die Macht. 
Und Macht hat nur, wer sie ausübt. Macht handelt, sie 
redet nicht. Nur wer Macht ausübt, setzt sie ein. Wer 
Macht für Recht hält, ist ein Tyrann. Aber für wen das 
Recht über der Macht steht, der ist eine Autorität. 

Von autoritärem Führen durch Macht rede ich 
nicht einmal mehr im Negativen, denn wer die an-
deren neben sich klein macht, ist nie groß. Anord-
nung ist ein Widerspruch zu Ordnung. Ich führe an, 
die anderen führen aus. Wir brauchen keine Stra-
ßensperren, wir brauchen Wegweiser! Mitarbei-
ter*innen sind Hinarbeiter, keine Abarbeiter. Wer 

Globale und persönliche Verantwortung sind ver-
flochten. Heute steht dafür jener Begriff für die 
Menschenzeit, der quer durch die Wissenschaft ei-
ner der wohl meist diskutierten geworden ist: das 
Anthropozän. 

Schule ist Wirwelt, Schule sind WIR. Wer, wenn 
nicht wir an unseren Schulen, hat die Pflicht, aus 
Erkenntnis Bekenntnis zu machen, aus Bekenntnis 
Bekundung zu geben, aus Bekundung Verwirkli-
chung einzuüben, aus Verwirklichung Folgenab-
schätzung vorzunehmen und aus Folgenabschät-
zung wieder Erkenntnis zu gewinnen? Das ist der 
Kreislauf des Lernens. Die Herausforderung auto-
nomen Schullebens. 

Denken und Lernen im Mittelalter drehen sich um 
die erschaffene Welt. In der Aufklärung wendet 
sich der Fokus hin zur verstandenen Welt. Die heu-
tigen Fragen zur Um- und Mitwelt stellen sich in der 
Unswelt des Anthropozäns. Sie brauchen die Trans-
formation in die Wirwelt an die Schulen. Das men-
schengemachte Neue wurde und wird zum Auftrag 
für die Schule. 

Anthropozänkompetenz

Unsere Schüler*innen gilt es anzuspornen, Welt-
gärtner* innen zu werden, zu sein und in ihrer Wir-
welt zu bleiben. Dafür stelle ich eine zumindest zeit-
geistig gewählte neue Begriffsverwendung als ak-
tuelles Vokabular auf den Sprossenleitern nahezu 
aller neuen Lehrpläne vor, nämlich – mein neuntes 
Angebot – die Anthropozänkompetenz. 

Dabei ist der Weg das Ziel. Es wäre anmaßend 
und zugleich wirkungslos, eine eigene Definition 
für Anthropozänkompetenz vorzugeben. Aber sie 
zu erarbeiten in Scientific Communities, in Eras-
mus-plus-Projekten als Culture Nature Literacy, in 
den Schulfächern, an primären Lernorten und in 
Klassenzimmern ist es allemal. 

Um die Herausforderungen des Jahrhun-
derts zu meistern, muss Schülerinnen und 
Schülern die Handlungskompetenz und 
das Gefühl vermittelt werden, dass sie zur 
Gestaltung einer Welt beitragen können, in 
der Wohlergehen und Nachhaltigkeit für sie 
selbst, für andere und für den ganzen Pla-
neten erreichbar sind. Diese Kompetenzen 
sind die Schaffung neuer Werte, Ausgleich 
von Spannungen und Dilemmata so wie 
Verantwortungsübernahme. 
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Denn Führen ist nicht: Geführte haben, Führen ist: 
Gefährte sein. Bedingungen schaffen, die ethisches 
Handeln ermöglichen, im Dialog mit allen, die 
durch das Wirken der Schulleitung betroffen sind. 
Und diese Betroffenen beteiligen. Im Englischen 
gibt es den Begriff der person responsible. Kultur im 
Kontext von Schulleitung auf dem Weg der Autono-
mie ist ein bewusstes und gerichtetes Anstiften von 
Menschen, ihr Handeln auf an sich gute Ziele hin zu 
fokussieren – theologisch gesprochen: eine Form 
christlicher Ethik. 

Kurze Eigenwerbung, wenn Sie es wissenschaftli-
cher nachlesen wollen: Ich bin mit diesem Begriff 
Führungskultur in WIKIPEDIA hineingegangen. 
Aber darüber ausführlich nachzudenken, wäre ein 
eigener Vortrag. 

Autonomie ist mitverantwortlich gelebte Freiheit. 
Schulautonomie ist die Hoffnung, Führungskultur 
als diese Freiheit lebendig zu halten und zu gestal-
ten Sie kann nicht verordnet, nur erworben und ge-
lebt werden. Im je einzelnen schulischen Tun ist sie 
der realisierte Versuch dem pädagogischen Gewis-
sen zu folgen.

Ich fasse zusammen … Führung als Kultur bedeutet: 
Nicht Macht haben, ermächtigen. Nicht Manage-
ment dozieren, Kultur schulen. Nicht Moral predi-
gen, Anthropozän leben. Nicht Leadership ausüben, 
Sinn geben. 

An jedem Antagonismus von Freiheit und Verbind-
lichkeit scheitert Autonomie. Freiheit drückt sich in 
selbst gegebenen Gesetzen aus, wenn und weil sich 
normative Verbindlichkeit in Freiheit gründet. Frei-
heit und Gesetz stehen in einem inneren Zusam-
menhang. Meinen Aufruf im Sinne Kants, nicht da-
rauf zu warten, dass Autonomie von irgendwo oben 
verordnet wird, sondern sie nach bestem Wissen 
und Gewissen an der je eigenen Schule, im eigenen 
Verantwortungsbereich zu leben, modelliere ich 
zum Abschluss in einem einfachen Kindergedicht 
– es stammt von Josef Reding und heißt: Pfeif auf 
den Prinzen! 

heute glaubt, anführen zu können, ohne ausführen 
zu müssen, den sollte man wegführen, denn er ver-
mag vielleicht zu verführen, nicht aber zu führen. 

Schule braucht auch keinen Beobachtergott – ein 
Begriff von Niklas Luhmann – der durch Mark 
und Bein blickt. Ich behaupte das Gegenteil: Ein*e 
Schulleiter*in braucht, soll und sogar darf gar nicht 
alles wissen. Aber er*sie hat die Pflicht, alle Infor-
mation weiterzugeben und eben nicht für sich zu 
behalten als Instrument von Machtausübung … Das 
Zurückhalten von Information ist nichts Anderes als 
ausgelebte Macht.

Schulleitung als Management per Hausverstand 
– mein zweiter Ansatz. Laterales statt pyramida-
les Führen. Partizipativ. Horizontal. Führung als 
Brückenbau. Zwischen Anordnen und Einfühlen. 
Leadership-Kompetenzkataloge. Orientierung am 
Output. Ausrichtung an Lösungen. Qualitätsma-
nagement. Schulentwicklungsberatung. Der*Die 
Vorgesetzte als Coach. Offene Abläufe für individu-
elle Ausgestaltung. Entscheiden durch Vernetzen. 
Partnerschaft auf Augenhöhe. Nicht kontrollieren, 
koordinieren und disziplinieren, sondern Selbstor-
ganisation und Zusammenarbeit. Innovationskraft 
durch Umsetzungskompetenz. Information teilen. 
Regeln hinterfragen, sie gemeinsam erstellen. Feed-
backregeln vereinbaren. Verantwortung teilen, be-
sonders bei Misserfolgen oder Fehleinschätzun-
gen. Keine Patentrezepte geben. Wettbewerb ana-
lysieren. Usw. Usf. Alles wichtig, alles gut bekannt 
– noch traditionell: transaktionale, transformative 
und instruktionale Führung. Oder schon modern 
mit englischem Namen: Distributed Leadership. 
Shared Leadership. System Leadership. Self- Lea-
dership by communication. 

Sie kennen dazu sicher auch den zynischen Satz von 
George Bernard Shaw: Das größte Problem bei der 
Kommunikation ist die Illusion, dass sie stattgefun-
den hat. Es ist Technik und Taktik, noch nicht Kul-
tur, noch nicht Ethik. Ich möchte es doch noch hin-
terfragen und überhöhen.

Leadership als Auftrag zum Prägen von Schulkul-
tur ist weder bloß ein Bespaßungsauftrag noch ein 
Auftrag nur zur Legalität. Es geht nicht – oder je-
denfalls längst nicht nur – um legales Handeln, es 
geht um ethisches und moralisches Handeln! Mora-
lisch gegenüber der Mitwelt – dem Kollegium, den 
Schüler*innen, den Eltern und den Stakeholdern der 
Schule. Ethisch gegenüber der Umwelt – der Gesell-
schaft als ganzer, der Welt, in der wir leben und die 
wir mitgestalten. 
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Auf der Projekthomepage (https://innovitas.ph-noe.ac.at), 
die von der Pädagogischen Hochschule Niederösterreich 
gehostet wird, stehen eine detaillierte Projektbeschrei-
bung und sämtliche Publikationen, die im Rahmen des 
Erasmus+ Projektes INNOVITAS entstanden sind, zum 
Gratisdownload zur Verfügung. Neben dem Handbuch für 
Schulautonomie, in dem Schulautonomie aus historischer 
und pädagogischer Sicht beleuchtet wird und die unter-
schiedlichen Ausgestaltungen in den Projektländern be-
schrieben werden, leitet „Autonomia“ Empfehlungen zur 
Erstellung eines europäischen Curriculums ab. Die Pub-
likation „Schulautonomie – Perspektiven in Europa“ be-
leuchtet den europäischen Diskurs um Schulautonomie 
und deren Auswirkungen aus der Perspektive der ver-
schiedenen Projektländer. 

Südtirol kam im Projekt eine besondere Rolle zu, da man 
auf einen sehr langen Erfahrungszeitraum in Bezug auf 
Schulautonomie zurückgreifen kann. Die Publikation „20 
Jahre Autonomie der Schule in Südtirol“ liefert daher in 
ihren Beiträgen wertvolle Erfahrungsberichte aus der 
Sicht von Autor*innen aus verschiedenen Ebenen des Bil-
dungswesens in Südtirol, aber auch die Partner*innen aus 
dem Projekt INNOVITAS bringen ihre Expertise aus der 
Sicht von außen ein.

Es kommt kein Prinz, der dich erlöst, 
wenn du die Jahre blöd verdöst, 
wenn du den Verstand nicht übst,  
das Denken stets auf morgen 
schiebst. 
Es kommt kein Prinz, der dich 
umfängt, 
von nun an deine Schritte lenkt. 
Befrei dich selbst vom Dauerschlaf, 
sonst bleibst du nur ein armes Schaf. 
Es kommt kein Prinz mit einem 
Kuss, 
macht nicht mit deinen Sorgen 
Schluss; 
es bringt dich auch kein 
Königssohn, 
vom Kochtopf auf den 
Herrscherthron. 
Du kannst dir selbst dein Leben 
bauen, 
musst allen deinen Kräften trauen. 
Mach noch heute den Versuch, 
und pfeif auf den Prinzen im 
Märchenbuch!

Vielen Dank für Ihr aufmerksames und be-
sonders Ihr unaufmerksames Zuhören!

ZUM AUTOR: Univ.-Prof. MMag. DDr., Hofrat Erwin 
Rauscher, venia docendi in Religionspädagogik und in 
Pädagogik, Kard.-Innitzer-Preis „für herausragende 
wissenschaftliche Leistungen“, seit 2006 (Gründungs-)
Rektor der Pädagogischen Hoch schule Niederösterreich; 
davor seit 1973 AHS-Professor, seit 1977 Administrator und 
seit 1989 Direktor an Gymnasien; Lehrbeauftragter am 
IUS der Universität Klagenfurt; Lehraufträge und Gast-
professuren an den Universitäten Graz, Linz und Salz-
burg; Mitglied der Europäischen Akademie der Wissen-
schaften; Lehrerfortbildner inter/national; zahlreiche 
Buch- und Zeitschriftenpublikationen zu Schulinnovati-
on, Schulentwicklung und Schulmanagement. Kontakt:  
erwin.rauscher@ph-noe.ac.at

Foto: Rauscher (privat)

Ausge
wählte  

Ergebnisse 
des  

Projektes  
Innovitas

Von Pet ra Heißenberger & 
Michaela Tscherne 
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Anforderungsprofils versus Kriterien gegen die Un-
terscheidung des Anforderungsprofils diskutiert. 
Beispielsweise wurde argumentiert, dass die Schul-
größe, die Schulart oder die Lage der Schule (Stadt/
Land) berücksichtigt werden sollten. Aber auch für 
ein gemeinsames Anforderungsprofil wurden Argu-
mente angeführt.

Weiters wurden Kompetenzen für Schulleitungen in 
alphabetischer Reihenfolge aufgelistet, die befrag-
ten Personen wurden gebeten, diese zu gewichten 
und gegebenenfalls zu ergänzen und mit Anmer-
kungen zu versehen.

Fragebogen zu den Kompetenzen für Schulleitungen  
in alphabetischer Reihenfolge

Kompetenzen*
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Delegieren
Empathie
Entscheidungsstärke
Fähigkeit zur Selbstorganisation
Innovationen einbringen
Kommunikationskompetenz
Konfliktfähigkeit
Kooperationsbereitschaft
Kreativität fördern
Leistungsbereitschaft
Mitarbeiterorientierung
Optimismus
Organisationskompetenz
Personalentwicklung und -führung
Repräsentation der Schule nach 
Außen
Sachorientierung
Selbstvertrauen
Weiterentwicklung der eigenen 
Professionalität
Verantwortung für die Qualität des 
Unterrichts
Visionäres Denken

*Bewerten und ergänzen Sie bitte wichtige Kompetenzen 
der Schulleitung. Kreuzen Sie bitte Zutreffendes an! (Al-
phabetische Reihung)

1.2.2.
Zum europäischen Berufsbild der  

Schulleitungen autonomer Schulen

Im zweiten inhaltlichen Bereich des Fragebo-
gens wurden erfüllende und belastende Aufga-
ben und systematische Qualitätssicherungssyste-
me angesprochen. Weiters wurde die Frage auf-
geworfen, ob eine Schulleitung selbst regelmäßig 
Unterricht erteilen muss, um Kolleg*innen die 

Der Beitrag in der Zeitschrift Schule & Recht aus 
dem Jahr 2018 zählt zu den ersten Ergebnissen im 
Projekt. Der zusammenfassende Bericht behandelt 
die rechtlichen Ausführungen der Partnerländer 
über ihren Zugang zum Thema Schulautonomie. Zu 
der Ergebnisdokumentation der wissenschaftlichen 
Online-Erhebung zur Situation der Schulautonomie 
in den Partnerländern, wo die Ergebnisse einer Fra-
gebogen-Umfrage beschrieben werden, sind auch 
die entsprechenden Templates zum Herunterladen 
verfügbar.

In unseren Präsentationen beim ÖGSR-Symposium 
am 19. Jänner 2022 und in diesem Artikel stellen wir 
nachfolgend zwei Publikationen exemplarisch nä-
her vor.

1. 
Berufsbild Schulleiter*in

Die Publikation Berufsbild Schuleiter*in befasst sich 
mit mehreren Themenbereichen: An die Sammlung 
von Kriterien zum Anforderungsprofil schließen 
Gedanken zum europäischen Berufsbild an. Es geht 
um die Frage, ob es ein gesamteuropäisches Berufs-
bild für Schulleitungen überhaupt geben kann oder 
ob nach verschiedenen Kriterien bei der Erstellung 
eines Berufsbildes unterschieden werden muss. Als 
weiteres Thema wird ein gesamteuropäisches Aus-
wahlverfahren von für die Schulleitung qualifizier-
ten Personen diskutiert.

1.1.
Empirische Erhebung und 

Auswertung
Die Erhebung erfolgte im Oktober 2018. In Öster-
reich, Bayern, Hessen und Südtirol wurden Frage-
bögen versendet. Die Auswertung beinhaltet eine 
inhaltlich deskriptive Darstellung der erhobenen 
Argumente und die Erläuterung ergänzender An-
merkungen zu Berufsbild, Anforderungsprofil und 
Auswahlverfahren. Der Fokus lag im Projekt immer 
auf Gemeinsamkeiten, Konsequenzen gelten für 
den gesamteuropäischen Diskurs.

1.2.
Aufbau des Fragebogens

Der Fragebogen gliedert sich in vier inhaltliche Be-
reiche, die in der Folge näher ausgeführt werden.

1.2.1.
Zum Anforderungsprofil von Schulleitungen

Im ersten inhaltlichen Bereich des Fragebogens 
wurden Kriterien für die Unterscheidung des 
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Abb. 1: Publikationen im Rahmen des INNOVITASProjekts auf der ProjektWebsite  
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1.2.4.
Zum Begriff Führungskultur

„Unter Führungskultur im schulpädagogischen 
Kontext wird visionsgeleitetes Führungshandeln 
in ganzheitlicher Leitungsverantwortung als perso-
nales und soziales, sinnorientierendes, organisati-
onales und systemisches Fühlen, Denken und Ein-
wirken zur Erfüllung und Erreichung gemeinsamer 
Aufgaben und Ziele in geteilter Verantwortung ver-
standen.“ (https://de.wikipedia.org/wiki/F%C3%B-
Chrungskultur_in_der_Schulp%C3%A4dagogik, 
26.01.2022)

Die fünf Dimensionen wurden erläutert und die be-
fragten Personen wurden gebeten, zu selbigen Stel-
lung zu nehmen: Personale Dimension, Soziale Di-
mension, Sinnorientierte Dimension, Organisatio-
nale Dimension und Systemische Dimension. Das 
Ziel bestand in der Anregung eines gesamteuropä-
ischen Diskurses.

1.3.
Conclusio

Am Ende der Publikation wurden vier Leitsätze for-
muliert, die sich auf die vier inhaltlichen Bereiche 
des Fragebogens beziehen und den gesamteuropäi-
schen Diskurs anregen sollen.

1.3.1.
Leitsatz zum Anforderungsprofil  

für Schulleitungen

Es wird vorgeschlagen, dass es ein gesamteuropä-
isches Anforderungsprofil für Schulleitungen ge-
ben soll, die darin erwähnten Kompetenzen können 
sich in standortspezifischen oder schulartenspezifi-
schen Details unterscheiden.

1.3.2.
Leitsatz zum europäischen Berufsbild  

der Schulleitungen von autonomen Schulen

Es gibt Aufgaben, die von Schulleitungen individu-
ell als erfüllend oder belastend bezeichnet werden, 
eine einheitliche, für alle Schulleitungen geltende 
Festlegung ist aufgrund der Berücksichtigung der 
individuellen Persönlichkeit nicht möglich.

1.3.3.
Leitsatz zum möglichen Verfahren  

zur Auswahl von für die Schulleitung  
qualifizierten Personen

Ein komplexes Auswahlverfahren sollte vor allem 
die Kompetenzen und die Persönlichkeit der Bewer-
ber*innen in den Fokus stellen.

Unterrichtsentwicklung betreffend beraten zu kön-
nen. Manche Befragte sprachen auch von zwei Jobs, 
die von vielen Schulleitungen ausgeübt werden – 
Leiten und Lehren.

Es wurden Aufgabenbereiche von Schulleitungen in 
alphabetischer Reihenfolge aufgelistet, die befrag-
ten Personen wurden gebeten, diese zu gewichten 
und gegebenenfalls zu ergänzen und mit Anmer-
kungen zu versehen.

Fragebogen zu den Aufgabenbereichen  
der Schulleitung in alphabetischer Reihenfolge 

Aufgabenbereiche*
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Anregung des pädagogischen Dis-
kurses im Kollegium
Auswahl von Lehrpersonen (LL)
Förderung der LL durch 
Fortbildungsplanung
Förderung der LL durch Ziele und 
Visionen
Führen von Mitarbeitergesprächen
Kenntnisse im Schulrecht
Kenntnisse in der Schulverwaltung
Kommunikation am Schulstandort
Organisation gemeinsamer Akti-
vitäten im Rahmen der Schulkul-
tur zur Pflege der Beziehungen am 
Standort
Öffentlichkeitsarbeit
Unterricht hospitieren und 
rückmelden
Weiterentwicklung des Standortes

*Bewerten und ergänzen Sie bitte wichtige Aufgabenbe-
reiche der Schulleitung. Kreuzen Sie bitte Zutreffendes 
an! (Alphabetische Reihung)

1.2.3.
Ein mögliches Verfahren zur Auswahl von 

für die Schulleitung qualifizierten Personen

Es wurden Eckpunkte formuliert, die sich auf die 
Bereiche Leitung und Schulmanagement, Quali-
tätsmanagement, Schul- und Unterrichtsentwick-
lung, Führung und Personalentwicklung, Außenbe-
ziehung und Öffnung von Schule beziehen. Ergänzt 
wurden Empathie, Belastbarkeit, innovative päda-
gogische Führung, akademische Basisqualifikatio-
nen und Konflikt- und Kommunikationskompetenz. 
Ein Auswahlverfahren muss reliabel, valide, unab-
hängig, nachvollziehbar, objektiv und verbindlich 
sein. Motivation und Antrieb stellen bedeutsame 
Faktoren dar.
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass 
eine Definition der Begriffe im Vorfeld für die Inter-
pretation der Aussagen hilfreich gewesen wäre. Die 
Anregung des gesamteuropäischen Diskurses ist 
trotz alledem gut gelungen.

2. 
Selbst ist die Schule

2.1.
Anstiftungen zu  

schulautonomen Aktivitäten
Als eines der ersten Teilergebnisse von INNOVI-
TAS wurde 2019 der umfangreiche Sammelband 
„Selbst ist die Schule “ mit mehr als 200 Beispie-
len autonomer Schulpraxis veröffentlicht. Diese 
als Handreichungen publizierten Beispiele wurden 
dem österreichischen Projektteam von Schullei-
ter*innen aus den am Projekt teilnehmenden Län-
dern Bayern, Hessen, Österreich und Südtirol zur 
Verfügung gestellt. Es sind konkrete schulautono-
me Anregungen, die in der Praxis bereits umgesetzt 
wurden bzw. deren Umsetzung zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung geplant waren. Die Handreichung 
soll eine praktische Anleitung für Schulleiter*in-
nen zur Führung autonomer Schulen darstellen und 
auch engagierte Lehrkräfte oder Lehrerteams dazu 
motivieren, die eine oder andere Methode bzw. Ak-
tivität zur Entwicklung des eigenen Unterrichts an-
zuwenden. In erster Linie ging und geht es uns bei 
diesem Projekt-Output darum, Mut zu machen, um 
Neues auszuprobieren, aber die Broschüre soll auch 
neugierig machen, Ideen und Projektvorhaben aus 
anderen Schulen und anderen Ländern zu über-
nehmen oder zu adaptieren und am eigenen Schul-
standort zu realisieren. 2020 folgte der Band „Selbst 
ist die Schule im Namen des Rechts“, der quasi 
als Parallelbroschüre gesehen werden kann. Dar-
in werden die rechtlichen Rahmenbedingungen zu 
den Good-Practice-Beispielen aus juristischer Sicht 
erläutert.  

Die große Anzahl der im Rahmen des Projektes 
eingebrachten Praxisbeispiele zeigt, dass unsere 
Schulen lebendige Orte des Lernens sind und dass 
sie sich den Herausforderungen der ständigen Ver-
änderung im Rahmen gelebter Schulentwicklung 
stellen. Aufgrund der enormen Bandbreite der er-
haltenen Beispiele war es erforderlich, eine Klas-
sifizierung vorzunehmen. Unterschiedliche Arten 
der Gliederung wurden im österreichischen Pro-
jektteam diskutiert. Die endgültige wurde wie folgt 
festgelegt: Es wurden die Bereiche Subsidiarität, Di-
alog, Profil, Partizipation und Vereinbarungskultur 

1.3.4.
Leitsatz zum Begriff Führungskultur

Die fünf Dimensionen des Begriffes Führungskul-
tur sollen ineinandergreifend zu der Schulkultur 
werden, diese steht in engem Zusammenhang mit 
dem Habitus der Schulleitung.

1.4.
Methodenkritik

Bei der Auswertung der Fragebögen wurde klar, dass 
die Bedeutung der Begriffe „große Schule“, „größe-
re Schule“ und „sehr große Schule“ im Vorfeld nicht 
klar definiert wurden. Dies führte zu Schwierigkei-
ten bei der Interpretation der Antworten.

Das Ansuchen um das Ausfüllen des Fragebogens 
mit einem schulartenübergreifenden, gesamteuro-
päischen Blick wurde als schwierig rückgemeldet. 
Ebenfalls wurde rückgemeldet, dass der Fragebo-
gen sehr komplex gestaltet war und einer intensiven 
Abhandlung im Detail bedürfe.

Die Begriffe „Berufsbild“ und „Anforderungspro-
fil“ waren nicht klar definiert und wurden bei der 
Beantwortung durch die Befragten oft nicht unter-
schieden: „Das Berufsbild umfasst die Beschrei-
bung aller Tätigkeiten, die in der Ausbildung und 
Ausübung eines spezifischen Berufs ausgeführt 
werden. Im Berufsbild werden teilweise auch Wei-
terbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten dargelegt. 
Durch die Beschreibung grenzt sich der jeweilige 
Beruf von anderen Berufen ab. Berufsbilder werden 
zum Teil von Institutionen wie Berufsverbänden 
festgelegt, zum Teil werden sie auch durch gesetz-
liche Regelungen vorgegeben.“ (https://de.wikipe-
dia.org/wiki/Berufsbild, 26.01.2022)

Fragen zur Klärung des Berufsbildes der Schul-
leitung könnten lauten: Was macht eine Schullei-
tung? Welche Tätigkeiten sind spezifisch für diesen 
Beruf?

„Das Anforderungsprofil beschreibt die Gesamtheit 
der Anforderungen, vorausgesetzten und gewünsch-
ten Attributen (Eigenschaften, Fähigkeiten, Merk-
malen), denen jemand, der sich um eine Stelle be-
wirbt, im Hinblick auf eine bestimmte berufliche Po-
sition genügen soll beziehungsweise die jemand zur 
Erfüllung dieser Position haben soll.“ (https://de.wi-
kipedia.org/wiki/Anforderungsprofil, 26.01.2022)

Fragen zur Beschreibung des Anforderungsprofils 
der Schulleitung könnten lauten: Welche Fähigkei-
ten braucht eine Person zur Ausübung dieses Be-
rufes? Welche Ausbildung braucht eine Person zur 
Ausübung dieses Berufes?
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WAS? ... beschreibt die jeweilige schulautonome Aktivität
WARUM? ... erklärt ihre Motive, Hintergründe, Bedingungen 
WIE? ... verdeutlicht die Wirkungen im schulischen Geschehen 
WOHIN? ... informiert über angestrebte Ziele und  
mögliche Weiterentwicklung

TITEL
Supplierrelevanter Unterrichtsentfall

WAS?
Jede Lehrkraft entscheidet im eigenen 
Einzelfall selbst, ob der Unterricht entfal-
len kann bzw. Supplierung des Unterrichts 
durch eine andere Lehrkraft notwendig 
wird. Dies geschieht zeitgerecht durch 
Eintrag in ein dafür bereitstehendes Buch 
oder in eine geschützte Datei, welche für 
Zugriffsberechtigte kenntlich gemacht 
wird.

WARUM?
Es braucht keine demütige Anfrage bei der 
Schulleitung, keine originelle Ausrede ist 
mehr notwendig. Aber: Jederzeit kann von 
der Schulleitung, der Personalvertretung 
und/oder von Vertrauenslehrpersonen 
eingesehen werden, wer wann und wie oft 
gefehlt hat. Um ein Spiel von Bayern Mün-
chen in München ansehen zu können, 
braucht also kein Onkel sterben, zu des-
sen Begräbnis man gehen muss.

WIE?
Eine jährliche Buchführung über Entfall-
stunden bezeugt, wer dieses freiwillige 
System auszunutzen versucht, indem er z. 
B. am selben Wochentag häufig fehlt. Um-
gekehrt kann es in Einzelfällen gewich-
tige persönliche Gründe geben, welche 
die Suppliersolidarität des Kollegiums 
in einem begründeten Einzelfall eben 
brauchen.

WOHIN?
Es wird eher Transparenz erzeugt als beim 
(nicht selten) gnadenhaft nutzbaren per-
sönlichen Einholen einer Erlaubnis durch 
die Schulleitung, die im Kollegium selbst 
mitunter nicht verstanden wird. Fehlstun-
den von Lehrkräften und Suppliernotwen-
digkeiten insgesamt sinken.

Die im Unterkapitel Dialog vorgestellten Praxisbei-
spiele sollen verdeutlichen, dass durch den Dialog 
das Team-Lernen unterstützt wird. Durch Kommu-
nikation, Dialog und Interaktion wird das Wissen 
aller Akteur*innen am Schulstandort anderen zu-
gänglich gemacht und somit kann neues Wissen 
generiert werden (Güldenberg, 1997).  Schule als 

als Schwerpunkte festgelegt. Die gewählte Klassi-
fizierung beruht in erster Linie auf den Führungs-
grundsätzen von Shared Leadership bzw. eines de-
legativen, demokratischen Führungsstils mit dem 
Ziel, Innovation und Schulentwicklung in den au-
tonomen Schulen der Projektländer zu fördern. Die 
Idee einer Gliederung nach Schularten oder Schul-
stufen wurde rasch verworfen, da wir die Schullei-
tungen dazu ermutigen wollen, über den Tellerrand 
zu blicken und auch Beispiele jenseits der eigenen 
Schulstufe zur Umsetzung in Erwägung zu ziehen. 
In der Handreichung finden sich daher kaum Hin-
weise, aus welcher Schulart oder aus welcher Regi-
on die Beispiele stammen. Viele der vorgestellten 
Aktivitäten und Projekte sind tatsächlich in ver-
schiedenen Schularten gut umsetzbar oder können, 
ggf. entsprechend adaptiert, erfolgreich realisiert 
werden.

2.1.1.
Klassifizierungen

Schulautonomie führt dazu, dass im Sinne des Sub-
sidiaritätsprinzips Entscheidungen dezentral, d.h. 
schulnah, erfolgen (Schratz & Hartmann, 2019).  
Schulautonomie ist dann wirksam, wenn Selbstbe-
stimmung und Eigenverantwortung an das Kollegi-
um weitergegeben werden, denn Schulautonomie 
darf nicht auf die Schulleitung beschränkt sein. Au-
tonomie kann auch nicht verordnet werden. Daher 
ist der Kategorie Subsidiarität, in der Selbstbestim-
mung und Eigenverantwortung im Mittelpunkt ste-
hen, besondere Bedeutung zu schenken. Das Prin-
zip der Selbstverantwortung begünstigt von innen 
gesteuerte Schulentwicklung, weil die Lehrkräfte 
und das Verwaltungspersonal dadurch in der Lage 
sind, die an sie gestellten Anforderungen und die zu 
erfüllenden Aufgaben eigenständig zu lösen und zu 
bewältigen. Die im Kapitel Subsidiarität abgedruck-
ten Beispiele zeichnen sich vor allem durch kreati-
ve Ideen aus und sie zeigen, wie sich alle Akteur*in-
nen in der Schulgemeinschaft mit dem Schulstand-
ort identifizieren, wenn dem Subsidiaritätsprinzip 
Rechnung getragen wird. „Die Verantwortung ist 
möglichst weitgehend und über alle Ebenen hin 
zu delegieren, woraus ein partnerschaftlicher und 
gleichzeitig leistungsorientierter Führungsstil re-
sultiert.“ (Rauscher & Tscherne, 2019, S. 6)

Das Beispiel aus dem Unterkapitel Subsidiarität be-
schäftigt sich mit dem Thema Supplierung.

Beispiel Kategorie Subsidiarität – Supplier
relevanter Unterrichtsentfall (Rauscher & Tscher
ne, 2019, S. 10)
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längst erkannt wurde und die Schärfung des Schul-
profils in den europäischen Schulen mehr an Bedeu-
tung gewinnt. Schüler*innen und Eltern entscheiden 
sich heute eher für einen Schulstandort, der ihre Be-
dürfnisse und Anforderungen erfüllt als für einen 
bestimmten Schultyp (ebd.). Die Good-Practice-Bei-
spiele im Kapitel Profil zeigen auf, dass Schulen ihre 
Entwicklungsziele auf ein Schulprogramm mit Al-
leinstellungsmerkmalen ausrichten, dass sie auf eine 
auf Werten und Normen basierende Kultur und auf 
ein positives Image Wert legen, wobei vor allem die 
regional-gesellschaftlichen Bedürfnisse stärker in 
den Fokus rücken. Schulische Führungskräfte, die 
das Schulprofil schärfen wollen, setzen sich konti-
nuierlich mit ihrem Leitbild auseinander, überprü-
fen Werteprofile und Führungsgrundsätze auf de-
ren Vereinbarkeit mit den sich ändernden Visionen 
(Tscherne, 2021). An dieser Stelle darf erneut hervor-
gehoben werden, dass sich viele Aktivitäten auf die 
unterschiedlichen Schulstandorte und Schultypen 
umlegen lassen, wie z.B. das nachfolgende Beispiel 
einer Schule, die mit Unternehmen aus der Regi-
on zusammenarbeitet. Ausbildungsplätze sollen der 
Verbesserung der Berufsorientierung dienen und 
den Erwerb von berufs- und ausbildungsbezogenen 
Kompetenzen fördern. 

Beispiel Kategorie Profil – Berufsorientierung 
Brückenschlag (Rauscher & Tscherne, 2019, S. 66)

TITEL
Berufsorientierung Brückenschlag

WAS?
Unternehmer/innen aus der Region, 
die Ausbildungsplätze anbieten, beglei-
ten Schüler/innen von der 7. bis zur 9. 
Jahrgangsstufe.

WARUM?
Die Maßnahme dient der Verbesserung 
der Berufsorientierung und dem Erwerb 
von berufs- und ausbildungsbezogenen 
Kompetenzen.

WIE?
Ein Expertenteam von Pädagoginnen und 
Pädagogen, Psychologinnen und Psycho-
logen sowie Unternehmerinnen und Un-
ternehmern bereitet die Lernenden drei 
Jahre lang auf den Sprung ins Berufsleben 
vor.

WOHIN?
Die Maßnahme hat das Ziel, mehr Klarheit 
bei der Wahl einer beruflichen Ausbildung 
zu gewährleisten, um Ausbildungsabbrü-
che zu vermeiden.

System, das durch Lehr- und Lernprozesse gekenn-
zeichnet ist, entwickelt sich auf diese Weise zu ei-
ner lernenden Organisation, in der alle Beteiligten 
als gleichberechtigte und gleichwertige Dialogpart-
ner*innen nach neuem Wissen streben und sich und 
die Organisation Schule ständig weiterentwickeln. 
Dieser Dialog gelingt, wenn sich die Dialogpart-
ner*innen gleichberechtigt und gleichwertig ein-
bringen können (Senge, 2017). Die Beispiele in die-
sem Kapitel beschreiben Methoden, um das schul-
interne Gespräch zu fördern, zu regulieren, auch 
mit dem Ziel, für maximale Transparenz zu sorgen. 
„Kommunikation allein reicht nicht aus – sie wird 
erst zum Dialog, wenn sie sich an Inhalte bindet.“ 
(Rauscher & Tscherne, 2019, S. 29)

Ein Beispiel aus dieser Kategorie ist die Aktion 
„Jahrgangsstufenversammlungen I“, die den Infor-
mationsfluss am Schulstandort verbessern soll. 

Beispiel Kategorie Dialog –  
Jahrgangsstufenversammlungen I  
(Rauscher & Tscherne, 2019, S. 31)

TITEL
Jahrgangsstufenversammlungen I

WAS?
In den Klassen eines Jahrgangs er-
folgen themen- oder anlassbezogene 
Versammlungen.

WARUM?
Der Informationsfluss zwischen Schule 
und Lernenden einer Jahrgangsstufe soll 
verbessert werden.

WIE?
Es erfolgt eine Abstimmung zwischen 
Lehrerkonferenz bzw. Teilkonferenz und 
Schülervertretung.

WOHIN?
Der Zusammenhalt der gesamten Alters-
gruppe wird gestärkt. Bei dieser Maßnah-
me handelt es sich um einen Teilaspekt 
der Demokratieerziehung.

Viele Schulleitungspersonen wissen es, auch Schu-
len stehen zueinander im Wettbewerb und sie stehen 
zunehmend unter dem öffentlichen Blickwinkel der 
Medien (Rauscher & Tscherne, 2019). Vor allem die 
Covid-Pandemie hat uns sehr deutlich vor Augen ge-
führt, dass Schulen einem permanenten Wandel aus-
gesetzt sind. Die große Anzahl der Beispiele in der 
Kategorie Profil verdeutlicht dieses Phänomen, aber 
es wird auch offensichtlich, dass diese Entwicklung 
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Die Wechselwirkung zwischen den Menschen im 
System Schule steht im Mittelpunkt des Kapitels 
Vereinbarungskultur. Schulautonomie gelingt, 
wenn sich alle Akteur*innen in der Schulgemein-
schaft anerkannt fühlen, wenn sie mitwirken dürfen 
und können, wenn sie in die Lage versetzt werden, 
Mitverantwortung zu übernehmen. Die Praxisbei-
spiele in diesem Abschnitt zeigen auf, dass schuli-
sche Demokratie eine Kultur der Vereinbarungen 
schafft, dass in der autonomen Schule eine verbes-
serte Beziehungskultur zwischen allen Akteur*in-
nen angestrebt wird. Vor allem aber geht es darum, 
dass Vereinbarungen über das Anordnen gestellt 
werden, denn Autonomie kann nicht verordnet wer-
den (Rauscher & Tscherne, 2019). Wie Schüler*innen 
mehr Verantwortung für ihre Leistungsentwicklung 
übernehmen können, beschreibt das nachfolgende 
Beispiel. 

Beispiel Kategorie Vereinbarungskultur – Ziel
vereinbarungen der Lehrkraft mit allen Schü
ler*innen (Rauscher & Tscherne, 2019, S. 231)

TITEL
Zielvereinbarungen der Lehrkraft mit  
allen Schülerinnen und Schülern

WAS?
Individuell zu erreichende Ziele werden 
den Schülerinnen und Schülern nicht vor-
gegeben, sondern in einem Gespräch ver-
einbart und ggf. erläutert.

WARUM?
Schüler/innen sollen mehr Verantwortung 
für ihre Leistungsentwicklung überneh-
men und gleichzeitig mehr individuelle 
Unterstützung und Beratung bei ihren 
Problemen erfahren.

WIE?
Die Abstimmung zwischen der Lehrkraft 
und der Klasse ist erforderlich.

WOHIN?
Es kommt zur Stärkung der Persönlich-
keitsentwicklung und zum Erlernen von 
Eigenverantwortung.

2.2.
Struktur im Buch

Bevor die Herausgeberin und der Herausgeber von 
„Selbst ist die Schule“ bei den Schulleitungen der 
im Projekt vertretenen Länder um Praxisbeispie-
le angefragt haben, wurde ein Fragebogen mit vier 

Gelingende Schulautonomie und die Stärkung ei-
ner werteorientierten Schulkultur setzen vor allem 
eines voraus: Partizipation. Ein wesentliches Kenn-
zeichen von Schulautonomie ist die Ausrichtung auf 
Demokratie, was jedoch nicht damit gleichzuset-
zen ist, dass sich schulische Führungskräfte nach 
Mehrheitsströmungen ausrichten sollen. Vielmehr 
braucht es ein Führungsverhalten, das sich an De-
mokratie orientiert und Selbständigkeit, Aktivität 
und Motivation fördert. Offenheit, Transparenz und 
Partizipation sollen zur Realität werden und kei-
ne leeren Worthülsen bleiben. Die Praxisbeispiele, 
die in diesem Abschnitt gefunden werden können, 
fokussieren die Themen Mitbestimmung, Mitwir-
kung und Teilhabe. Die Bedürfnisse und Anforde-
rungen der verschiedenen Interessensgruppen wer-
den nach dem Stakeholder-Prinzip berücksichtigt. 
Die hier in diesem Kapitel vorgestellten Aktivitäten 
zeigen Möglichkeiten auf, wie Schule als partizipa-
tives System geöffnet werden kann und gleichzei-
tig Beziehungen auf Vertrauen und Partnerschaft 
ausgerichtet werden können (Rauscher & Tscherne, 
2019). Ein Beispiel aus diesem Kapitel beschreibt die 
Möglichkeit, eine gemeinsame Interessensvertre-
tung der Klassen einer Jahrgangsstufe vorzusehen. 

Beispiel Kategorie Partizipation – Jahrgangs
stufensprecherinnen und sprecher (Rauscher & 
Tscherne, 2019, S. 197)

TITEL
Jahrgangsstufensprecherinnen und 
-sprecher

WAS?
Alle Klassen eines Jahrgangs wählen eine 
Sprecherin oder einen Sprecher.

WARUM?
Das Schulrecht sieht nicht ausdrücklich 
eine gemeinsame Interessensvertretung 
der Klassen einer Jahrgangsstufe vor.

WIE?
Über die Durchführung der Maßnah-
me erfolgt eine Abstimmung zwischen 
Lehrerkonferenz bzw. Teilkonferenz und 
Schülervertretung.

WOHIN?
Die Identifikation mit schulischen Ent-
scheidungen wird gestärkt. Es handelt 
sich bei dieser Maßnahme um einen Teil-
aspekt der Demokratieerziehung.
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2.3.
Parallelbroschüre  

„Selbst ist die Schule – im Namen des 
Rechts“

Die aus der pädagogischen Sicht verfassten Hand-
reichungen sollen Schulleitungen in erster Linie zu 
autonomem Handeln anstiften, denn Schulautono-
mie kann nicht verordnet werden. Die vorgestellten 
Beispiele zeigen, dass Autonomie auch nicht von au-
ßen angestiftet werden kann oder braucht, sondern 
dass sich autonome Schulen bottom-up, von innen 
heraus, weiterentwickeln. Die im Sammelband vor-
gestellten Anregungen wurden von Schulleiter*in-
nen aus allen am Projekt teilnehmenden Ländern zur 
Verfügung gestellt und zwar aus Ländern, die auf ei-
nen unterschiedlich langen Erfahrungszeitraum in 
Bezug auf Schulautonomie zurückgreifen können. 

Das Redaktionsteam hat zahlreiche Überlegungen 
angestellt, wie der Teilaspekt Schulrecht einbezo-
gen werden könnte. Im Rahmen eines weiteren Sub-
projektes von INNOVITAS ist daher noch eine Pub-
likation erschienen, in der beschrieben wird, welche 
rechtlichen Faktoren bei der Umsetzung der unter-
schiedlichen Aktivitäten zu beachten und welche 
gesetzlichen Vorgaben zu berücksichtigen sind, um 
das gewünschte Ziel zu erreichen. Diese Parallel-
broschüre soll in erster Linie Unterstützung sein, sie 
bietet Erläuterungen an, wodurch Innovationen er-
möglicht, aber keinesfalls eingegrenzt werden sol-
len. Es geht immer darum, Mut zu machen, Neues 
zu probieren und die Führungskräfte allgemein in 
ihrer Leistungsfähigkeit zu stärken. Die juristischen 
Reflexionen der Länder Österreich, Hessen, Bayern 
und Südtirol sollen Anhaltspunkte bieten und ver-
weisen auf die jeweilige geltende Rechtslage und 
die jeweils geltenden Gesetze. So findet sich der*die 
Leser*in durch die mit den jeweiligen Landesfahnen 
gekennzeichneten Beispiele leicht zurecht. Die Rei-
henfolge der Beispiele entspricht zudem jener im 
Sammelband „Selbst ist die Schule“. 

zielgerichteten Fragestellungen entwickelt. Dies hat 
einerseits die Arbeit in der Redaktion erleichtert, 
andererseits konnte neben der besseren Lesbar-
keit eine optimale Nutzbarkeit für die Leser*innen 
erreicht werden. Jedes Beispiel wurde strukturiert 
und übersichtlich auf einer Textseite zusammenge-
fasst. Die vier Fragestellungen entsprechen gleich-
sam einer einheitlichen Struktur und erleichtern 
Vergleiche zwischen den einzelnen Beispielen in 
den fünf Unterkapiteln.

Beispiel Trennung von Unterrichts und Prü
fungsphasen (Rauscher & Tscherne, 2019, S. 17) 

Im Teil WAS werden die jeweilige schulautonome 
Aktivität sowie die daran beteiligten Rollen aus 
schulinterner Sicht beschrieben. 

TITEL
Zielvereinbarungen der Lehrkraft mit  
allen Schülerinnen und Schülern

WAS?
Individuell zu erreichende Ziele werden 
den Schülerinnen und Schülern nicht vor-
gegeben, sondern in einem Gespräch ver-
einbart und ggf. erläutert.

Im Abschnitt WARUM werden die Ausgangssituati-
on, Motive und Hintergründe, die zu der jeweiligen 
Aktivität geführt haben, erklärt.

WARUM?
Permanenter Prüfungsdruck kann zu 
übermäßigem Stress führen.

Im Teil WIE werden die Durchführung und die Me-
thoden näher beschrieben, aber auch die Wirkun-
gen im schulischen Geschehen verdeutlicht. 

WIE?
Die terminliche Festlegung der Phasen 
erfolgt in der Lehrerkonferenz und ggf. in 
der Stufenkonferenz.

Im Teil WOHIN werden die angestrebten Ziele 
und Wirkungen sowie Möglichkeiten der Weiter-
entwicklung bzw. beabsichtigte Folgeaktivitäten 
beschrieben. 

WOHIN?
Durch diese Maßnahme gewinnt die Klas-
se an Ruhe im Unterrichtsalltag.
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Schulleiter*innen gebeten wurden, ihre positi-
ven Leitungserlebnisse in ihrer Führungsfunktion 
vorzustellen.

Wirkung des Projekts

Um die Ergebnisse und Produkte der Forschung 
allen interessierten Parteien der Pädagogischen 
Hochschule Niederösterreich (PH NÖ) zur Verfü-
gung stellen zu können, insbesondere natürlich 
den Studierenden in der Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung, wurde auf der Homepage der PH NÖ ein ei-
gener Bereich für das Projekt erstellt, der über den 
Link https://innovitas.ph-noe.ac.at erreichbar ist. 
Neben der Möglichkeit des Gratis-Downloads aller 
Produkte wird das Projekt INNOVITAS den Teil-
nehmer*innen von Lehrveranstaltungen an der PH 
NÖ vorgestellt und es wird, je nach Schwerpunkt, 
auf die unterschiedlichen Projektoutputs hingewie-
sen. Die Praxisbeispiele aus „Selbst ist die Schule“ 
werden in den Seminaren der Hochschullehrgänge 
Schulmanagement für das Arbeiten in Kleingrup-
pen mit unterschiedlichen Aufgabenstellungen hin-
sichtlich Schul-, Team- und Personalentwicklung 
intensiv genutzt. 

Für das Verfassen von schriftlichen Reflexionen 
im Rahmen des Hochschullehrganges „Schulma-
nagement“ wurde im Studienjahr 2020/21 erstmals 
ein Themenschwerpunkt vorgegeben, der sich dem 
Thema Schulautonomie, bezugnehmend auf die 
im Projekt INNOVITAS entstandenen Publikatio-
nen „Selbst ist die Schule“ und „Berufsbild Schul-
leiter*in“, widmet. Alle Bestrebungen verfolgen das 
Ziel, die Pädagog*innen zum Reflektieren anzure-
gen. In der Arbeit mit schulischen Führungskräften 
wird vor allem anhand der Prinzipien Partizipati-
on und Subsidiarität die Vielfältigkeit der Rolle der 
schulischen Führungskraft thematisiert. 

Nicht zuletzt ist aus dem Projekt INNOVITAS ein 
Forschungsprojekt im Rahmen einer Dissertation 
entstanden. In der 2021 fertiggestellten Forschungs-
arbeit wird die Rolle von schulischen Führungskräf-
ten für gelingende Schulautonomie erforscht. Im 
Rahmen dieser Forschung wird der Zusammenhang 
zwischen dem Führungsverhalten und einer erfolg-
reich umgesetzten Schulautonomie analysiert. Be-
fragt wurden u.a. Schulleitungspersonen aus den 
INNOVITAS-Partnerländern, die direkt oder indi-
rekt an der Publikation „Selbst ist die Schule“ be-
teiligt waren. Es ist daher klar erkennbar, dass das 
Projekt INNOVITAS auch nach dessen Beendi-
gung nachwirkt. Das Thema Schulautonomie in der 
Schulleitung ist nach wie vor sehr aktuell, mögli-
cherweise aktueller denn je. 

Kommentare zum Praxisbeispiel „Connect“  
(Juranek & Fresner, 2020, S. 35)

 Österreich 

Nahtstelle zwischen Volksschule und Mittelschu-
le: Eine Mittelschullehrerin/ein Mittelschullehrer 
könnte mit einer Stunde an der Volksschule einge-
setzt werden (Mitverwendung im Sinne des § 9 Abs. 
4 LVG). Lehrer/innen mit einer Ausbildung als Se-
kundar- und Primarschullehrer/innen wären für eine 
solche Aufgabe besonders vorgebildet. Schulstufen 
und schultypenübergreifende Schulen haben hier si-
cherlich einen Vorteil, da sie in einem Gebäude sind 
und bessere/mehrere Möglichkeiten zum Austausch 
haben. Gem. § 7 SchOG sind Schulversuche möglich 
wie z. B. ein Klassenlehrertausch (MS Lehrpersonal 
unterrichtet Volksschüler der 4. Klasse etc.). 

 Hessen

In Hessen förmlich nicht vorgesehen, findet jedoch in 
Einzelfällen zwischen Schulen statt. Kann auch Teil 
des Schulprogramms nach § 127b HSchG sein.

 Bayern

Einsatz von Lotsen (Lehrkräfte der Grundschule) 
an Realschulen und Gymnasien möglich; derzeit 
aber wegen der Personalbedarfe der Grundschule 
ausgesetzt.

 Südtirol

Die Grund- und Mittelschulen sind in Südtirol in der 
Regel zu sogenannten Schulsprengeln zusammenge-
schlossen, d.h. es gibt mehrere Schulstandorte unter 
einer gemeinsamen Führung. In wenigen Fällen gibt 
es auch noch reine Grund- bzw. Mittelschuldirektio-
nen. An den Schulsprengeln ist es üblich, durch ver-
schiedene Initiativen den Übergang von Grund- zur 
Mittelschule zu erleichtern. Ein gegenseitiger, re-
gelmäßiger Einsatz von Lehrpersonen ist aufgrund 
einer völlig unterschiedlichen Ausbildung und 
dienstrechtlichen Einstufung des Lehrpersonals der 
Grund- und Mittelschule leider nicht möglich. Sehr 
wohl möglich sind jedoch projektbezogene, gemein-
sam gestaltete einzelne Unterrichtsstunden.

In der Parallelbroschüre werden neben den Re-
flexionen auch die Ergebnisse einer während der 
Multi plier-Veranstaltung im Oktober 2019 in Süd-
tirol durchgeführten Umfrage vorgestellt, wo 
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Die Grund-, Mittel- und 
Oberschulen in Südtirol verfügen 
seit mehr als 20 Jahren über eine 
weitreichende Autonomie. Dieser 
Beitrag zeigt die Entwicklung der 
Autonomie der Schulen im Zuge 
der gesamtstaatlichen Reformen 

der öffentlichen Ver waltung 
in Italien auf und stellt sie den 

autonomen Zuständigkeiten des 
Landes Südtirol im Schulbereich 

gegenüber. Dabei wird 
vornehmlich auf den normativen 

Rahmen eingegangen. In einer 
abschließenden Betrachtung wird 

versucht, eine Zwischenbilanz 
zu 20 Jahren Schulautonomie in 

Südtirol zu ziehen.

Beispiele aus der Publikation „Selbst ist die Schule“ 
wurden weiters im Rahmen eines Projektes in der Re-
publik Moldau schulischen Führungskräften vorge-
stellt und sollen diese zur Umsetzung einiger Ideen 
und zur eigenen Entwicklung von Beispielen anhand 
der vorgegebenen Struktur anregen.
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Schulautonomie versus  
Autonomie der Schulen

Der Autonomie-Begriff ist in Südtirol historisch be-
dingt sehr positiv besetzt. Ermöglichte doch die 
weitreichende Autonomie, welche das Land Süd-
tirol mittlerweile innerhalb des italienischen Staat-
gefüges genießt, das Überleben der deutschen 
Sprachgruppe unter Bewahrung ihrer kulturellen 
Eigenheiten.

Im normativen Kontext wird zwischen den Begrif-
fen der Schulautonomie sowie der Autonomie der 
Schulen unterschieden. Unter Schulautonomie ver-
steht man in Südtirol die autonomen Befugnisse des 
Landes Südtirol im Schulbereich, während mit „Au-
tonomie der Schulen“ die autonomen Möglichkei-
ten der Einzelschulen gemeint sind.

Schulautonomie in Südtirol
Im Art. 116 der Verfassung der Republik Italien ist 
festgelegt, dass Südtirol über eine besondere Art 
der Autonomie gemäß einem Sonderstatut verfügt, 
welches mit Verfassungsgesetz genehmigt wird.

Bereits im sogenannten „Pariser Vertrag“ zwischen 
Italien und Österreich aus dem Jahr 1946 wurde un-
ter anderem festgelegt, dass den Staatsbürgern 
deutscher Sprache in Südtirol das Recht auf Unter-
richt in ihrer Muttersprache gewährt wird.

In Umsetzung des eingangs zitierten Art. 116 der 
Verfassung wurde im Jahr 1948 das erste Autono-
miestatut erlassen, im Jahr 1972 folgte das wesent-
lich weitreichendere zweite Autonomiestatut.

Das zweite Autonomiestatut legte fest, dass das Land 
Südtirol im Bildungsbereich primäre Zuständig-
keit für die Bereiche Kindergarten, Berufsbildung, 
Schulfürsorge, Schulbau und Verwaltungspersonal 
erhält, während es für den Bereich der Grund-, Mit-
tel- und Oberschulen nur sekundäre Zuständigkeit 
hat.

In den Bereichen mit primärer Zuständigkeit kann 
das Land Südtirol eigenständig gesetzgeberisch tä-
tig werden, ohne gesamtstaatliche Grundsätze be-
achten zu müssen, was hingegen bei den Bereichen 
mit sekundärer Zuständigkeit erforderlich ist.

Weiters wurde im zweiten Autonomiestatut von 1972 
festgelegt, dass die Schüler der deutschen und italie-
nischen Sprachgruppe jeweils das Recht auf Unter-
richt in ihrer Muttersprache haben, wobei die Lehr-
kräfte derselben Muttersprache angehören müssen.

Die jeweils andere Landessprache wird als soge-
nannte Zweitsprache in den Curricula verpflichtend 

vorgesehen, wobei die Lehrpersonen ebenfalls die 
entsprechende Sprache als Muttersprache nachwei-
sen müssen.

Der Weg zur Autonomie  
der Schulen

Das Schulwesen Italiens war bis weit in die Neun-
ziger-Jahre des 20. Jahrhunderts hinein von einem 
starken Zentralismus geprägt. Der Schulbereich 
war gekennzeichnet durch eine Flut von gesetzli-
chen Regelungen. Zusätzlich erließ das Unterrichts-
ministerium detaillierte Vorschriften zu allen mög-
lichen Aspekten des Schulbetriebs. Das gesamte 
Schulsystem war also geprägt durch eine streng 
hier archische Struktur und eine entsprechende 
Top-Down-Logik. Allein die Verwaltung der großen 
Zahl an Beschäftigten im Schulbereich überforderte 
die Zentralverwaltung zusehends. 

Im Zuge europaweiter Entwicklungen im Bereich 
des New Public Managements (NPM) begann auch 
Italien zu Beginn der Neunziger-Jahre eine brei-
te Diskussion in Richtung Dezentralisierung und 
Deregulierung der öffentlichen Verwaltung mit 
gleichzeitiger Annäherung des öffentlichen Diens-
tes an privatwirtschaftliche Grundsätze. Auch im 
Schulbereich wurde zu Beginn der Neunziger-Jah-
re erstmals deutlich von Dezentralisierung und Au-
tonomie der Schulen gesprochen. Die Grundidee 
bestand darin, dass die zentralen Behörden den 
grundsätzlichen Rahmen vorgeben, Ziele definie-
ren und Standards festlegen sollten; die autono-
men Schulen sollten in der Folge weitgehend auto-
nom die Umsetzung dieser Ziele und Standards auf 
Schulebene bestimmen können. Erklärtes Ziel war 
es auch, die Einzelschule vor Ort von unnötiger Bü-
rokratie zu befreien und ihr professionelles Agieren 
in den Vordergrund zu rücken.

Bereits im Jahr 1993 genehmigte das italienische 
Parlament ein Rahmengesetz, in dem den Schulen 
Autonomie in den Bereichen Didaktik, Unterrichts-
organisation, Verwaltung und Finanzen zugespro-
chen wurde. Aufgrund eines Regierungswechsels 
wurden jedoch die von diesem Rahmengesetz vor-
gesehenen Umsetzungsdekrete nicht erlassen und 
es gelang erst im Jahr 1997 dem damaligen Unter-
richtsminister Luigi Berlinguer, die Autonomie der 
Schulen mit einem Staatsgesetz zu verankern. Die-
ses Staatsgesetz (Gesetz Nr. 59 vom 15. März 1997; 
bekannt als „Bassanini-Gesetz“1) war Teil einer 

1 Gesetz Nr. 59 vom 15. März 1997, Artikel 21 zur Autonomie 
der Schulen (http://www.edscuola.it/archivio/norme/leg-
gi/art21.html, abgerufen am 19.2.2022)
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der Schulen in Südtirol und ist ein wichtiger Meilen-
stein in der Südtiroler Schulgeschichte. Dieser Bei-
trag orientiert sich wesentlich an den Inhalten die-
ses Gesetzes und zeigt weiter unten die dort enthal-
tenen Möglichkeiten und Grenzen auf.

Wenige Jahre nach Einführung der Gesetze zur Au-
tonomie der Schulen wurde diese mit dem Verfas-
sungsgesetz Nr. 3 vom 18. Oktober 2001 in die italie-
nische Verfassung aufgenommen. Diese verfas-
sungsrechtliche Verankerung der Schulautonomie 
verleiht ihr einen besonderen Rechtsstatus und ver-
hindert, dass die Autonomie der Schulen durch ein-
fache Gesetzesänderungen wieder eliminiert bzw. 
ausgehöhlt werden kann. Laut Urteil des italieni-
schen Verfassungsgerichtshofs aus dem Jahr 2004 
(Nr. 13/2004) muss den Schulen staatlicher Art ein 
„angemessener autonomer Bereich“ vorbehalten 
sein, der weder durch staatliche noch durch regio-
nale Gesetze beeinträchtigt werden kann. Dieser 
besondere Rechtsstatus der Autonomie der Schu-
len macht diese weitgehend unabhängig vom politi-
schen Wohlwollen der jeweiligen Regierungsmehr-
heit und erhebt diese zu einem wichtigen Grundsatz 
der italienischen Verfassung.

Im Art. 117 der italienischen Verfassung ist nun fest-
gehalten, dass die Festlegung „allgemeiner Bestim-
mungen über den Unterricht“ in die ausschließliche 
Gesetzgebungsbefugnis des Staates fällt. Hingegen 
gehören zur konkurrierenden Gesetzgebung Be-
stimmungen zum „Unterricht, unbeschadet der Auto-
nomie der Schuleinrichtungen und unter Ausschluss 
der theoretischen und praktischen Berufsbildung“. 

Diese normative Verankerung hebt die Autonomie 
der Schulen in den Verfassungsrang und streicht so-
mit deren herausragende Bedeutung hervor.

Die Ausgestaltung  
der Schulautonomie in Südtirol

Das bereits erwähnte Landesgesetz Nr. 12 vom 29. 
Juni 2000 stellt seit mehr als 20 Jahren das grundle-
gende Fundament für die Ausgestaltung der Schul-
autonomie in Südtirol dar. 

Mit diesem Landesgesetz zur Autonomie der Schu-
len wurde allen Grund-, Mittel- und Oberschulen5 
Südtirols mit Wirkung vom 1. September 2000 Rechts-
persönlichkeit zuerkannt und Autonomie in folgen-
den Bereichen gewährt: Didaktik, Organisation, For-
schung, Schulentwicklung, Schulversuche, Verwal-
tung und Finanzen (LG 12/2000, Art. 2, Abs. 1).

5 Die Berufsschulen erhielten erst mit 1. Jänner 2017 Autono-
mie und Rechtspersönlichkeit.

umfassenden Reform des Staates und der öffentli-
chen Verwaltung im Sinne des New Public Manage-
ments2. Die Detailbestimmungen zur Umsetzung 
der Autonomie der Schulen wurden erst etwa zwei 
Jahre später mit DPR 275 vom 8. März 1999 erlassen.

Die hiermit eingeführten Prinzipien der Dezentrali-
sierung und Deregulierung bedeuten für den Schul-
bereich vor allem, dass viele Regelungen nicht mehr 
vom Staat bzw. den Zentralbehörden getroffen wer-
den, sondern von der Einzelschule vor Ort. Wäh-
rend die genannte Verwaltungsreform Zuständig-
keiten des Staates vor allem auf die Regionen und 
Provinzen übertragen hat und somit klar föderalis-
tische Grundzüge aufwies, wurden im Schulbereich 
viele bisherige Zuständigkeiten des Staates direkt 
auf die einzelnen Schulen übertragen. Die große 
Verwaltungsreform erhob außerdem den Anspruch, 
ein neues Verhältnis zwischen den Bürgern und der 
öffentlichen Verwaltung zu schaffen. Letztere muss 
sich in den Dienst der Bürger stellen. Für die Schule 
bedeutet dies, dass sie ihr Angebot und ihre Leis-
tungen stärker nach den Bedürfnissen des lokalen 
Umfelds und nach den Wünschen der Schüler/in-
nen und Eltern ausrichtet.

In Südtirol wurde recht zügig nach Verabschiedung 
der nationalen Gesetzgebung zur Autonomie der 
Schulen ein entsprechendes Pilotprojekt gestartet, 
welches ausloten sollte, in welcher Form die Schul-
autonomie in Südtirol umgesetzt werden sollte und 
wie die staatlichen Normen auf Landesebene ange-
passt werden sollten. Die am Pilotprojekt beteilig-
ten Schulen erhielten die Möglichkeit autonome 
Gestaltungsräume zu erkunden und wurden in ihrer 
Arbeit wissenschaftlich begleitet und unterstützt.3

Aufbauend auf den Erfahrungen aus diesem Pilot-
projekt und unter Berücksichtigung der staatlichen 
Grundsätze hat das Land Südtirol im Rahmen seiner 
sekundären Gesetzgebungsbefugnis den gesamten 
Sachbereich zur Autonomie der Schulen mit eige-
nem Landesgesetz geregelt (Landesgesetz vom 29. 
Juni 2000, Nr. 124). Dieses Landesgesetz bildet fortan 
den gesetzlichen Bezugsrahmen für die Autonomie 

2 Siehe hierzu auch: Höllrigl P., Meraner R., Promberger K. 
(Hrsg.) (2015). Schulreformen in Italien und ihre Umsetzung 
in Südtirol. Innsbruck, Bozen, Wien: Studienverlag.

3 Siehe hierzu auch: Meraner R., Zwerger Bonell, V. (Hrsg) 
(2001). Innovationen in Schulen unterstützen. Erfahrungen 
aus dem Pilotprojekt „Autonomie der Schulen in Südtirol“. 
Bozen: Pädagogisches Institut. 
Zwerger Bonell, V. (Hrsg) (1998). Die Autonomie der Schu-
len. Chancen und Grenzen. Bozen: Pädagogisches Institut.

4 Landesgesetz Nr. 12 vom 29. Juni 2000 (http://lexbrowser.
provinz.bz.it/doc/de/lp-2000-12/landesgesetz_vom_29_
juni_2000_nr_12.aspx?view=1, abgerufen am 19.2.2022).
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¤ Sicherung der Qualität der Bildungsprozesse
¤ Optimierung der Rahmenbedingungen  

des Lernens
¤ Miteinbeziehung des lokalen Umfelds (kulturell, 

beruflich, sozial, wirtschaftlich)

Weiters ist festgelegt, dass die Arbeit der Schulfüh-
rungskräfte regelmäßig bewertet wird. Nach einer 
umfangreichen Bewertung im Probejahr folgt eine 
jährliche Gesamtbewertung sowie im Vierjahreszy-
klus eine umfassendere Bewertung. 

20 Jahre Schulautonomie  
in Südtirol6

Mit dem laufenden Schuljahr 2021/2022 sind nun be-
reits mehr als 21 Jahre seit Einführung der Autono-
mie der Schule mit 1. September 2000 vergangen. 
In dieser Zeit haben viele Schulen die neu entstan-
denen Spielräume genutzt und ihr Bildungsange-
bot umgestaltet, ausgeweitet, verbessert. Andere 
Schulen waren weit zögerlicher und haben relativ 
spät bzw. eher zaghaft damit begonnen, autonome 
Spielräume zu nutzen. Viele Schulen haben auch 
die Möglichkeit genutzt, sich zu Schulverbünden 
zusammenzuschließen und im Verbund Aufgaben 
gemeinsam zu bewältigen. Neu einpendeln muss-
te sich in dieser Zeit auch das Verhältnis zwischen 
Einzelschule und Schulbehörden. War dieses Ver-
hältnis früher von einer klaren Hierarchie geprägt, 
entwickelte sich die Rolle der Schulbehörden weiter 
in Richtung eines Beratungs- und Unterstützungs-
systems. Zentrale Steuerungsimpulse ergeben sich 
weiterhin durch die Vorgabe der gesetzlichen Rah-
menbedingungen, der Rahmenrichtlinien für die 
Erarbeitung der Curricula sowie durch die Aus- 
und Weiterbildung sowie die Zuweisung des Direk-
tions- und Lehrpersonals. In einigen Bereichen ist 
die Schulautonomie eine Teilautonomie geblieben. 
Dies gilt ganz besonders für den Bereich der Perso-
nalaufnahme. Diesbezüglich haben die Schulen nur 
geringe Spielräume und diese beschränken sich auf 
befristete Aufträge relativ kurzer Dauer (max. ein 
Schuljahr). Unbefristete Stellenbesetzungen und 
die Beauftragung von Lehrpersonal mit gültigem 
Studientitel erfolgen weiterhin auf zentraler Ebe-
ne durch ein Ranglistensystem. Hier würden sich 
Schulen oft größere Spielräume bzw. eine eigene 
Personalautonomie wünschen.

6 Siehe hierzu auch: Sitzmann, M. (Hrsg.) (2019). 20 Jahre 
Autonomie der Schule in Südtirol. Einschätzungen und Er-
fahrungen. Bozen: Deutsche Bildungsdirektion – Pädago-
gische Abteilung; Meraner, R. (Hrsg.) (2004). Eigenständige 
Schule. Erfahrungen, Reflexionen, Ergebnisse – am Beispiel 
der Schulen in Südtirol. München: Luchterhand.

Die autonomen Schulen waren fortan „verantwort-
lich für die Festlegung und Verwirklichung ihres Bil-
dungsangebotes. Zu diesem Zweck arbeiten sie auch 
mit anderen Schulen und mit den lokalen Körper-
schaften zusammen. Dabei sollen sie die individuel-
len Bedürfnisse und Fähigkeiten der Person mit den 
allgemeinen Zielen des Schulsystems in Einklang 
bringen“ (LG 12/2000, Art. 2, Abs. 2).

„Die Autonomie der Schulen gewährleistet die Lehr-
freiheit und die kulturelle Vielfalt und kommt we-
sentlich in der Planung und Durchführung von Erzie-
hungs-, Bildungs- und Unterrichtsmaßnahmen zum 
Ausdruck; diese haben die Persönlichkeitsentwick-
lung zum Ziel und berücksichtigen hierzu das jewei-
lige Umfeld, die Erwartungen der Familien sowie die 
Eigenart der Beteiligten; sie sind darauf ausgerich-
tet, deren Bildungserfolg nach den Leitlinien und all-
gemeinen Zielen des Bildungssystems zu garantieren 
und die Wirksamkeit des Lehrens und Lernens zu er-
höhen“ (LG 12/2000, Art. 2, Abs. 3).

Neben der Festlegung autonomer Spielräume in 
den oben genannten Bereichen sieht das Landesge-
setz zur Autonomie der Schulen auch vor, dass die 
Schulen optimale Größen aufweisen müssen, um als 
autonome Strukturen effizient arbeiten zu können. 
Die optimale Größe einer Schuldirektion ist der-
zeit mit 500-900 Schülern definiert. Unter bestimm-
ten Voraussetzungen (besonders hohe bzw. geringe 
Komplexität) sind auch Abweichungen nach unten 
bzw. oben möglich.

Weiters sieht das Landesautonomiegesetz vor, dass 
jede autonome Schule verpflichtet ist, einen „Drei-
jahresplan des Bildungsangebotes“ zu erstellen und 
zu veröffentlichen. Dieser Dreijahresplan „ist das 
grundsätzliche Dokument der kulturellen Identität 
sowie der didaktischen und erzieherischen Ausrich-
tung der Schule und beinhaltet die curriculare, au-
ßercurriculare und organisatorische Planung, wel-
che die einzelnen Schulen im Rahmen ihrer Autono-
mie vornehmen“ (LG 12/2000, Art. 4, Abs. 1).

Einen besonderen Fokus legt das Landesautono-
miegesetz auf die Rolle der Schulführungskräfte. So 
sieht das Gesetz unter anderem folgende Zuständig-
keiten der Schulführungskräfte vor:

¤ gesetzlicher Vertreter der Schule
¤ autonome Leitungs- und  

Koordinierungsbefugnisse
¤ Verantwortung für die erzielten Ergebnisse
¤ Sicherung des Rechts der Schüler*innen  

auf Bildung
¤ Vorgesetze*r des Personals
¤ bestmöglicher Einsatz der personellen Ressourcen 
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Die neuen autonomen Spielräu-
me haben den Schulen neue Mög-
lichkeiten eröffnet. Damit verbun-
den ist aber auch eine Rechen-
schaftspflicht für die Nutzung 
dieser Möglichkeiten. So gibt es 
im finanziellen Bereich eine lau-
fende Überprüfung durch Rech-
nungsrevisoren. Die Arbeit der 
Schulführungskräfte wird jähr-
lich bewertet und es besteht die 
Möglichkeit, mit diesen Ziel-
vereinbarungen zu formulieren. 
Es gibt ein System der externen 
Evaluation und die Schulen sind 
verpflichtet, sich laufend intern 
zu evaluieren und ein System zur 
Qualitätssicherung zu pflegen. 
Staatliche Abschlussprüfungen 
am Ende der Stufen 8 und 13 sol-
len vergleichbare Output-Qua-
litäten sicherstellen. Regelmä-
ßige Lernstandserhebungen in 
verschiedenen Schulstufen und 
Fachbereichen überprüfen lau-
fend die Qualität der Bildungsar-
beit an den Schulen. Sowohl im 
italienweiten Vergleich als auch 
bei internationalen Vergleichs-
studien (z.B. PISA-Studie) kann 
die deutsche Schule in Südtirol 
konstant gute Ergebnisse erzie-
len. Auch daraus lässt sich schlie-
ßen, dass die Schulautonomie in 
Südtirol durchaus einen wichti-
gen Beitrag zur Sicherung des Bil-
dungserfolgs der Kinder und Ju-
gendlichen leistet.
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inspektor an der Deutschen Bildungsdirek-
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Europäisch 
und regional, 
innovativ und 

paradox: die 
Autonomie der 

Autonomie

Von Fr it z  Lošek
Treffen sich vier mitteleuropäische Bildungsexperten. 
Fragt der Österreicher: Wie nennt man bei euch das 

Beschlussgremium der Schulgemeinde (Eltern, Lehrer, 
Schüler)? Sagt der Bayer: Das ist das Schulforum. Okay, 

sagt der Österreicher, aber so heißt es bei uns nur in 
Volks-, Mittel- und Sonderschulen (SchuG § 63a Abs. 

1). In den Schulformen der Sekundarstufe II ist das der 
Schulgemeinschaftsausschuss (SGA). Bei uns, sagt der 
Hesse, ist der Schulrat die Schulkonferenz. Nein, sagt 

der Österreicher, Schulkonferenz ist eine Form der 
Lehrerkonferenz, nämlich wenn alle Lehrkräfte einer 
Schule an einer Konferenz, z.B. wegen disziplinärer 
Maßnahmen, teilnehmen (SchuG § 57 Abs. 1 und 2). 
Also bei uns, sagt der Südtiroler, nennt man dieses 

Gremium Schulrat. Ha, sagt der gelernte Österreicher, 
Schulrat ist bei uns ein Berufstitel, allerdings für 

einen genau eingeschränkten Personenkreis (nicht 
leitende, verdienstvolle Lehrpersonen an Volks-, Haupt-, 

Berufs- und Fachschulen können nach Erreichen eines 
beträchtlichen Alters vom Herrn Bundespräsidenten mit 
diesem Berufstitel ausgezeichnet werden).  Schließlich 

leben wir im Land der 2000 Titel.
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Anregung für diesen zugegeben sehr schlech-
ten Witz ist die sehr gute Zusammenstellung von 
Markus Juranek unter dem schon warnenden Titel 
„Eine Sprache – unterschiedliche Begrifflichkei-
ten – Unklarheiten in der Kommunikation“ (Jura-
nek 2019, S.24). Rein logisch-philosophisch müssten 
wir nach diesem Zitat aus Wittgensteins Tractatus 
logico-philosophicus die uns gestellte Frage nach 
der Bedeutung von Autonomie, gar von Schulau-
tonomie, schon an diesem Punkt abbrechen. Denn 
was sich überhaupt sagen lässt, lässt sich klar sagen; 
und wovon man nicht reden kann, darüber muss 
man schweigen. „Was bedeutet Schulautonomie“ 
scheint dann, wenn wir den Fokus – eingeschränkt 
nur auf den mitteleuropäischen/deutschen Sprach-
raum - auf einen zentralen Begriff der Bildungsent-
wicklung richten, eine fast nicht schlüssig beant-
wortbare Frage (Lošek, 2020b).

Europäisch
Wir haben es vom modernen Sprachgebrauch aus-
gehend mit zwei (Schule, Autonomie), rein sprach-
geschichtlich mit drei Wörter zu tun. Mit griechisch 
schole, autos und nomos sind wir rein morpholo-
gisch und phonetisch ganz nahe an Schul-auto-no-
mie. Aber wie sieht es lexikalisch und semantisch 
aus? Diese Fragen führen weit zurück in die Sprach- 
und Kulturgeschichte Europas.

Das griechische Pronomen αὐτός, -ή, -ό ( , -é, -ó) be-
deutet zunächst selbst, eigen, eigenständig, macht 
aber im Laufe der Jahrhunderte eine für Pronomi-
na typische sprachgeschichtliche Entwicklung 
durch, eine Verschiebung zum bestimmten Artikel 
bzw. zum Demonstrativpronomen: aftos, so die neu-
griechische Aussprache = dieser. Seine ursprüng-
liche Funktion im Sinne von selbst hat ἴδιος (ídios) 
übernommen: Der „Idiot“ (idiótes) bezeichnet daher 
(schon) in der Antike als Gegenbegriff zu politikós 
denjenigen, der sich nicht für das Gemeinwohl, für 
die Politik, die res publica interessiert, sondern nur 
auf sich selbst, seine eigenen Interessen schaut. No-
mos geht auf das Verbum νέμειν (némein) zurück mit 
der Grundbedeutung zuteilen. So steht das Subs-
tantiv für das Zugeteilte, als nomós konkret für die 
Viehweide, den Wohnsitz, als nómos übertragen für 
Festgelegtes wie Sitte, Brauch, Tradition, dann Ge-
wohnheit, Gewohnheitsrecht schließlich für Gesetz.

Die Zusammensetzung der beiden Grundwörter 
zu αὐτο-νομία (autonomía) führt in die griechische 
Staatslehre und beschreibt, ganz wörtlich, Eigen-
gesetzlichkeit. Wenn wir den Begriff anhand un-
serer ältesten Quellen, hauptsächlich der drei gro-
ßen Historiker des 5. und 4. Jhd. v. Chr., Herodot, 

Xenophon und Thukydides, genauer aufdröseln, 
sind drei Aspekte einer autonomía, einer Unab-
hängigkeit, festzumachen: Die Befreiung von herr-
schaftlicher/könig licher Macht, das Wegfallen von 
Tributen, und die Redefreiheit.

Während also die griechischen Historiker Autono-
mie in ihren Facetten als vornehmlich politisch-ge-
sellschaftliches Phänomen wahrnehmen, ist es dem 
griechischen Tragödiendichter Sophokles vorbe-
halten, in seinem Werk „Antigone“ (uraufgeführt 
um 442 v. Chr.) autonomes Handeln bis hin zur letz-
ten Konsequenz, dem Freitod, als ein Merkmal per-
sönlicher Freiheit, individuellen Handelns darzu-
stellen, wenn der Chor der thebanischen Greise die 
Titelfigur ein letztes Mal bewundernd anspricht (V. 
821ff.):

Doch gehst du ruhmvoll und geehrt/ hinunter in die 
Tiefe des Totenreichs, / weder gezeichnet durch zeh-
rende Krankheit, / noch getroffen durch das tödliche 
Schwert, / sondern nach eigenen Gesetzen lebend, 
einzigartig/ unter den Sterblichen, gehst du hinab in 
den Hades.

Die menschliche Autonomie hat im Tod über die po-
litische Autokratie gesiegt.

Ins Lateinische, um einen zeitlichen und sprachli-
chen Sprung zu machen, hat es *auto-nomia als eige-
nes Wort nicht geschafft. Auch das Mittelalter kennt 
den Begriff der Autonomie nicht, erst zu Beginn der 
Neuzeit gelangt er, zunächst vornehmlich inner-
halb der Rechtswissenschaften, zu Verbreitung und 
Bedeutung. Die Bildungswissenschaft bemächtigt 
sich des Begriffs Autonomie sehr spät. Den Begriff 
„Schulautonomie“ verorten Michael Schratz/Mar-
tin Hartmann in Österreich zum ersten Mal in ei-
ner Pressekonferenz des Wiener Stadtschulrats vom 
30.6.1988 (Schratz/Hartmann 2019, S.109). Seitdem 
hat der Begriff, national und international, einen 
zentralen Platz in der Bildungswissenschaft und Bil-
dungspolitik eingenommen, diesen ständig erwei-
tert und seinen (beschwerlichen) Weg in die Schu-
le gefunden. Damit ist es Zeit, sich scholé für die 
scholé gönnen, den ersten Bestandteil der Schulau-
tonomie. Die Bedeutungsentwicklung dieses Wor-
tes verbindet nur auf den ersten Blick, und zwar aus 
dem der Gegenwart und des gegenwärtigen Ver-
ständnisses von „Schule“, zwei dem Anschein nach 
gegensätzliche Begriffe wie „Freizeit“ und „Schule“ 
miteinander (Gemoll 2006, S.776f.): 

1. Muße, freie Zeit, Nichtstun… 2. Beschäftigung in 
der Freizeit, Studium, Unterweisung, Vorlesung. 3. 
Ort, wo der Lehrer Vorträge hält, Schule. 

Um den Begriff besser fassen zu können, ist es 
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Den Übergang zu s-cholé in der konkreten Bedeu-
tung Ort, wo man sich zusammenfindet, um zu disku-
tieren/philosophieren/lehren/lernen manifestiert 
sich in der Wendung „Schule von…“ im Sinne von 
Richtung, Lehrmeinung, der Malerei, der Literatur, 
der Philosophie, der Rechtsprechung usw. bis in die 
Gegenwart. Die geläufigste Bedeutung des lateini-
schen Lehnworts schola ist aber Schule als Ort, wo 
Unterricht (im weitesten Sinne) stattfindet (in Sto-
wasser 2016, S.626 daher folgerichtig unter 1. gereiht, 
vgl. Lošek, 2016b). Die Bedeutung „Muße, Freizeit“ 
hat im Lateinischen otium von griech. scholé über-
nommen, den Gegenbegriff ascholía deckt negoti-
um ab, folgerichtig in mehreren europäischen Spra-
chen als Bezeichnung für „Arbeit, Geschäft“ weiter-
lebend (ausführlich Lošek, 2020a, S.231f.).

Der bekannteste Beleg für „Schule“ aus dem latei-
nischen Zitatenschatz ist zweifelsohne jener von 
Seneca, der in den meisten Fällen aber falsch zitiert 
wird: Non scholae, sed vitae discimus, nicht für die 
Schule, sondern für das Leben lernen wir. Tatsäch-
lich beklagte der lateinische Philosoph Seneca in 
dieser Stelle eines Briefes („ad Lucilium“ 106) aber 
die – auch heute und schon immer beklagte – Dis-
krepanz zwischen dem, was in der Schule gelehrt/ 
gelernt wird und dem, was das Leben wirklich (er)
fordert: non vitae, sed scholae discimus, wir lernen 
nicht für das Leben, sondern für die Schule. Einer der 
wenigen, der Seneca in seiner Autobiografie rich-
tig zitiert und interpretiert, ist ausgerechnet der als 
„Blödler“ be- und verkannte Otto Waalkes, dessen 
klassische Bildung, wie die zahlreicher anderer Ver-
treter aus dem „leichten Fach“ auch, sehr wenig(en) 
bewusst ist. Kabarett und Classics – ein nicht zu 
trennendes Begriffspaar in der österreichisch-deut-
schen Kleinkulturszene (vgl. Lošek 2018 und 2019).

Regional
Nach diesem ersten Teil mit Ausflügen in die euro-
päische Literatur- und Sprachgeschichte, nach Ana-
lyse der (Teil-)Begriffe, die den Terminus Schulau-
tonomie ausmachen, wechseln wir im nächsten Ab-
schnitt in die niederösterreichischen Provinzen, 
um in der Sicht- und Ausdrucksweise nicht nur der 
Antike zu bleiben, in die sechs Bildungsregionen 
des flächenmäßig größten Bundeslands. Jetzt kom-
men die von Schulautonomie betroffenen Schul-
praktiker zu Wort, es wird der Frage nachgegan-
gen, welche Bereiche in deren Augen die Schulau-
tonomie umfasst, welche Begriffe das Wesen der 
Schulautonomie beschreiben, welche mit ihr as-
soziiert werden. Ausgangspunkt ist eine Umfra-
ge, zu der im Dezember 2019 alle Schulleiter/innen 

hilfreich, auch seinen Gegenbegriff ἀ-σχολία (as-
cholía) mit in den Blick zu nehmen (Gemoll 2006, 
142): Mangel an Muße, Verhinderung, pl. Geschäfte.

Aristoteles, der sich in seinen Schriften immer wie-
der mit dem Wesen von scholé beschäftigt, spielt 
mit diesen Gegensätzen, wenn er in der „Nikoma-
chischen Ethik“ (X, 7, 1177 b 5) schreibt:  Wir verzich-
ten auf Muße, um Muße zu erlangen, und wir führen 
Krieg, um in Frieden leben zu können. Das erste Ver-
bum, also das „verzichten (auf Muße)“, ließe sich, 
um den Gegensatz noch stärker herauszuarbeiten, 
auch als arbeiten übersetzen, und dieses scheinbare 
Paradoxon „wir arbeiten, um Freizeit zu haben“ er-
scheint im Lichte einer heute gerne beschworenen 
work-life-balance geradezu unglaublich modern. 

Wie aber äußert sich s-cholé, Muße, im Leben des 
einzelnen Menschen und der menschlichen Gesell-
schaft, ist es im weitesten Sinne „Freizeit, Chillen“ 
im soziokulturellen Verständnis der Gegenwart? 
Auch darauf hat Aristoteles Antworten („Politeia“, 
1337b 30ff):

Wer angestrengt arbeitet, braucht Erholung, und 
Spiel und Spaß dient eben dieser Erholung, weil Un-
muße/Arbeit Anstrengung und Anspannung mit sich 
bringt. Darum müssen wir Spiel und Unterhaltung 
einbauen, doch aufmerksam aufpassen auf die rich-
tige Dosis, weil wir sie ja wie ein Medikament im Sin-
ne einer Therapie anwenden. 

Und Aristoteles bringt auch die Verantwortung der 
Politik(er) für ein Leben in Muße, in Frieden und die 
Bedeutung von (lebenslanger) Bildung als Voraus-
setzung dafür ins Spiel („Politeia“ 1333a 37ff.):

Krieg um des Friedens, Arbeit um der Muße willen: 
Auf beide Lebensbereiche, sowohl auf die Arbeit als 
auch auf die Muße, soll der Politiker sein Augenmerk 
richten und dafür die gesetzliche Basis schaffen … 
besonders für das Gute und das eigentliche Ziel des 
Lebens: Denn es ist zwar wichtig, Arbeit bewältigen 
und Krieg führen zu können, wichtiger aber noch, 
den Frieden `führen´ und Muße erlangen zu kön-
nen, und überhaupt das Notwendige und Nützliche 
zu tun, noch wichtiger aber das Schöne (wem käme 
mit dem Guten und Schönen nicht SchOG § 2 in den 
Sinn!). Daraus erwächst die Aufgabe, schon die Kin-
der auf diese Perspektive hin zu erziehen, aber auch 
die übrigen Altersstufen, soweit sie der Bildung noch 
bedürfen.

Lebensbewältigung in einer sinnvollen Abfolge von 
scholé und ascholía wird also in einen Kontext ge-
stellt, in der auch die Politik ihre Aufgabe hat und 
in dem der Blick auf (lebensbegleitende) Erziehung 
und Bildung ein wesentlicher ist. 
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Von den insgesamt 256 Nennungen sind 214 (83,6%) 
als positive Assoziationen einzuschätzen, als nega-
tive 32 (12,5%), als nicht wertend zehn (3,9%).

Ich habe dann gegengerechnet, in welchem Ver-
hältnis positive und negative Assoziationen in den 
einzelnen Rückmeldungen stehen, d.h. ob und in 
wie vielen Antworten die positiv besetzten Begriffe 
überwiegen, in wie vielen die negativen. Von den 29 
Rückmeldungen aus dem Bereich Schulleitung AHS 
überwogen bei 23 die positiven Begriffe (79,3%). Bei 
zwei Rückmeldungen hielten sich positive und ne-
gative Bewertungen die Waage (6,9%), zwei waren 
überwiegend negativ (6,9%), weitere zwei nicht wer-
tend (6,9%). Von den Schulleitungen der BHMS gab 
es 16 Rückmeldungen, bei 13 standen die positiven 
Assoziationen im Vordergrund (81,2%), eine Rück-
meldung war in gleichem Maße positiv wie nega-
tiv (6,3%), zwei waren überwiegend negativ (12,5%). 
Aus dem Bereich Schulqualitätsmanagement waren 
alle elf Rückmeldungen überwiegend positiv (100%).
In 47 der insgesamt 56 Rückmeldungen (der genaue 
Wortlaut aller Rückmeldungen bei Lošek, 2020, 
S.25ff.) standen die positiven Aspekte der Schulau-
tonomie im Vordergrund (83,9%), positive und nega-
tive Antworten hielten sich in drei Rückmeldungen 
die Waage (5,4%), vier waren überwiegend negativ 
(7,1%), zwei nicht wertend (3,6%).

der allgemeinbildenden Höheren Schulen (AHS), 
der berufsbildenden Mittleren und Höheren Schu-
len (BMHS) sowie die Personen aus dem Kreis des 
Schulqualitätsmanagements (Schulqualitätsmana-
ger/innen, Fachinspektorinnen und Fachinspekto-
ren) im Bereich der Bildungsdirektion Niederöster-
reich eingeladen wurden. Diese Umfrage erhebt kei-
nen wissenschaftlichen Anspruch, vielmehr sollten 
schlagwortartig und assoziativ fünf Begriffe (Subs-
tantive, Adjektive, Verben, Namen, …) genannt wer-
den, die den Befragten spontan zum Begriff „Schul-
autonomie“ einfallen. 

Aus dem Kreis der AHS wurden 60 Direktor/in-
nen angeschrieben, es erfolgten 29 Rückmeldun-
gen, das entspricht 48,3%. Von 92 Befragten aus 
dem BMHS-Bereich gab es 16 Rückmeldungen, das 
entspricht 17,4%. Elf Rückmeldungen erfolgten aus 
dem Feld der 33 befragten Schulqualitätsmana-
ger/innen und Fachinspektorinnen/Fachinspek-
toren, das entspricht 33,3%. Insgesamt erfolgten 56 
Rückmeldungen von 185 Befragten, das sind 30,3%. 
Aufgeschlüsselt auf die Gesamtzahl der Rückmel-
dung stammen somit 51,8% aus der AHS, 28,6% aus 
dem Bereich der BMHS, 19,6% aus dem Bereich des 
Schulqualitätsmanagements. 

Grafik 1: Lukas Weixelbaum
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¤ Notwendigkeit des Zurückfahrens der An
gebote (Wahlpflichtfächer, Freifächer, unver
bindliche Übungen)

4. Nicht möglich waren bzw. als fehlend wurden 
wahrgenommen

¤ Individualisierung
¤ Weiterentwicklung pädagogischer Projekte
¤ Zusammenarbeit mit externen Partnern (v.a. in 

der BMHS)
¤ Klassen, schulübergreifende Projekte
¤ Gemeinschaftsfördernde Aktivitäten (auf allen 

Ebenen der Schulpartnerschaft)
¤ Schulveranstaltungen
¤ Belohnung für zusätzlichen Einsatz

5. Sonstige Rückmeldungen:
¤ Krise schweißt zusammen
¤ Mündliche Abschlussprüfungen (wie Matura) 

durchführen!
¤ Kritische Personalsituation im Pflichtschulbe

reich verstärkt sich
¤ Fortbildung (Krisenmanagement setzt Wissen 

und Kompetenz voraus) forcieren!
¤ Aufarbeiten, was zufällig geschah und was pro

zesshaft weitergetrieben wurde; diese Erfolgs
modelle in die postpandemische Zeit transfe
rieren

Innovativ
Stichwort Erfolgsmodell  mit dem Wissen und den 
Erfahrungen Stand 2022 ein gewagter Rückblick auf 
die präpandemische Zeit mit der provokanten Frage: 
War das INNOVITASProjekt, auch in Hinblick auf 
Praxistauglichkeit und Antizipation der Ereignisse 

Taugt die CoronaKrise als Praxistest zur Umsetz
barkeit und Wirksamkeit von Schulautonomie? 
Dazu machte ich eine weitere Umfrage, Befrag
tenkreis wie oben, Erhebungszeitraum 20.12.2021 
bis 14.1.2022. Der Rücklauf war mit 15 Antworten (7 
AHS, 5 BMHS, 3 Schulqualitätsmanagement) im 
Vergleich zur ersten Umfrage sehr gering, was ne
ben den Weihnachtferien offensichtlich dem Faktor 
Zeitmangel geschuldet ist, der praktisch von den 
Rückmeldern als Bremsklotz für die Schulautono
mie beklagt und als Grund für die oft sehr knappen 
Antworten ins Treffen geführt wurde. Die Ergebnis
se in Übersicht zusammengefasst (jeweils Zahl der 
Nennungen von 15 möglichen):

1. Maßnahmen im Rahmen der Schulautonomie 
sind/waren in Zeiten der Pandemie

¤ Sinnvoll 11, hilfreich 10, möglich 8, 
¤ nicht möglich 2, nicht sinnvoll 1

2. Als positiv bzw. machbar erwiesen sich
¤ Flexibilität (betreffend Anwesenheit in der 

Schule, Lehr und Lernstoff, Personalauswahl, 
Klassengrößen, Blockungen, Beginnzeiten)

¤ Neuerungen (wie Digitalisierung, neue Kom
munikationskanäle, Weiterführung der Schul
entwicklung, Hygienemaßnahmen, Krisenma
nagement, Förder und Ergänzungsunterricht).

3. Als negativ bzw. hinderlich wurden empfunden:
¤ Mangel an Vertrauen und Unterstützung „von 

oben“ (Ministerium, Bildungsdirektion)
¤ Knappe Zeitressourcen
¤ Klassen in Distance Learning
¤ Widerstand der Lehrerinnen und Lehrer

Grafik 2: Lukas Weixelbaum
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Sanktionen 2, Belastung 1, Überforderung 0.
¤ Lehrer(-bildung) 95, Führung(-skultur) 60, Schul-

qualität 41, Professionalisierung/professionell 31, 
Effizienz 12, Neue Oberstufe 0, Wissensverlust 0.

¤ Region(al) 118, Ministerium 59, Europa/europä-
isch 38, Kontrolle 38, Bürokratie 35, Dezentralisie-
rung 35, Bildungsdirektion 33, Schulbehörde 21, 
Inspektor/Inspektion 20, Schulpartner 13, Schul-
qualitätsmanagement/-manager 0.

¤ Menschen/menschlich 18 (fast ausschließlich bei 
Rauscher 2019b; zum Begriff auch Lošek 2022), 
Kreativität 8, Begleitung 7, Wertschätzung 6, 
Freude 4, realutopisch 3, Fantasie 0, Begeisterung 
0.

¤ Paradox 8. 

Paradox
Schule ist Freizeit. Autonomie wird verordnet. Das 
Fortbewegungsmittel der Zukunft ist ein nach ei-
genen Gesetzen sich selbständig bewegendes, ein 
autonomes Automobil, sozusagen ein Autonomobil: 
Der diachrone Blick auf die Grundbegriffe, die Be-
standteile der Schulautonomie in ihrer sprachlichen 
wie strukturellen Dimension, beweist die Notwen-
digkeit einer genauen Analyse und einer exakten 
Verwendung von Begriffen sowie eines sorgsamen 
Umgangs mit Sprache im jeweiligen historischen 
und inhaltlichen Kontext. Auch zeigt sich, dass 
der synchrone Zugang zu Begrifflichkeiten abhän-
gig ist vom jeweiligen Standort des Betrachters. Als 
kleines, aber inhaltlich und in der jährlichen Um-
setzung in Österreich über Jahre höchst umstritte-
nes Beispiel seien die „schulautonomen Tage“ an-
geführt. So werden diese beliebten Tage aus dem 
österreichischen Schulzeitgesetz landläufig be-
zeichnet – und als solche haben sie es sogar zu ei-
nem eigenen Wikipedia-Eintrag geschafft. Auch 
wenn die Öffentlichkeit weiß, was gemeint ist, wird 
der Philologe einwenden, dass ein Tag nicht „schul-
autonom“ sein kann. (Schul-)Tage können auch 
nicht „autonom schulfrei“ sein, sie können im Rah-
men der Schulautonomie „schulfrei“ (gegeben wor-
den) sein. Sie können aber auch nicht völlig schul-
autonom schulfrei erklärt werden, sondern unterlie-
gen den (zuletzt durch Einführung der Herbstferien 
geänderten) Bestimmungen des Bundesgesetzes 
über die Unterrichtszeit an den im Schulorganisa-
tionsgesetz Schulzeitgesetz 1985, § 2 Abs. 3-5a. ge-
regelten Schularten. Der Begriff „schulautonom“ 
kann also, auch wenn es um ein- und dieselbe Ma-
terie geht, aus philologischer, aus juristischer, aus 
schulpraktischer Sicht unterschiedlich gelesen und 
verstanden werden. So enden wir mit einem fast so-
kratischen Paradoxon, das schon Rürup, Rauscher 

nach 2019, innovativ? Dazu wieder die erste Frage 
des Philologen: Was bedeutet „innovativ“? Wir be-
wegen uns etymologisch im Wortfeld und der Wort-
familie zu lat. novus, neu. Zu ihr gehören das Ver-
bum novare, die Substantive novitas und novatio. 
Diesen kann man die Vorsilbe, die Präposition in- 
präfigieren, nicht im negierenden Sinn wie deutsch 
un- oder griech. an-, sondern im Sinne von „hinein, 
vorwärts“. Der Begriff innovitas bedeutet dann „hi-
nein, vorwärts ins Neue“, also „Erneuerung“. Klingt 
(philo)logisch. Aber: Er findet sich an einer einzigen 
Stelle in der gesamten antiken und mittelalterlichen 
lateinischen Literatur, und zwar aus der Mitte des 
13. Jhd. und steht dort in einem sehr schwer deutba-
ren biblischen Kontext (ausführlich in Lošek, 2020c, 
S.104). Aus der verwandten Gruppe der Substantive 
novatio – innovatio – novitas – innovitas, die nach 
den üblichen Regeln der lat. Wortbildung entstan-
den sind und in ihrer Grundbedeutung je nach Kon-
text „Erneuerung“ sowohl als Tätigkeit als auch als 
Zustand bezeichnen, ist innovitas somit das am sel-
tensten belegte, innovativste. Aus der genannten 
lat. Wortfamilie leben auch nur die „Novität“ (von 
novitas) und die „Innovation“ (von innovatio) im 
Deutschen weiter, während es keine Fremdwörter 
wie „*Novation“ oder „*Innovität“ gibt. 

Jedenfalls ist die Bezeichnung eines Projekts mit 
„INNOVITAS“ als durchaus innovativ zu werten. 
Mit ihr sind sowohl der Prozess der Erneuerung als 
dessen bzw. deren Ergebnis umfasst, und sie ist, 
wie das lateinische Grundwort innovitas, neu und 
einzigartig.

Nach diesen philologischen Befunden zu inhaltli-
chen Befunden der „Befunde“ aus dem INNOVI-
TAS-Handbuch aus 2019. Ich habe alle Beiträge des 
Bands durchforstet nach den wichtigsten von den 
Praktikern genannten Begriffen/Parametern/Kri-
terien für Schulautonomie und habe diese ebenfalls 
grob geclustert, sprich geschaut, wie oft diese Be-
griffe in den einzelnen Beiträgen genannt und be-
handelt werden. Sprich: Decken sich Forschung und 
Praxis (siehe oben die Rückmeldungen aus Direk-
tionen und Bildungsregionen) – natürlich rein auf 
quantitativer Ebene der Anzahl von Nennungen:

¤ Schule(n) 943, Autonomie 732, Bildung 680, Schul-
autonomie 480, Verantwortung 140, Selbständig-
keit/selbständig 102, Innovation/innovativ 72, Zu-
kunft 52, Freiheit 39, Flexibilität/flexibel 12, Indi-
vidualisierung 6, Muße 0.

¤ Evaluation 264, (Schul-)Gesetz(e) 204, Ressourcen 
38, Finanzen 4.

¤ Lehrplan 32, Personalentwicklung 28, Anfor-
derung 16, Wertschätzung 6, Kündigung 2, 
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wird die Autonomie autonom?und Schratz in den Befunden (in Rauscher 2019a) so 
oder so ähnlich benennen: Kann Schulautonomie, 
wörtlich und ernst genommen, überhaupt stattfin-
den, solange sie nicht selbständig und unabhängig 
(autós) von gesetzlichen Vorgaben und dem Gesetz 
(nómos) in der Schule mit pädagogischer Muße (2x 
scholé) umgesetzt wird? Oder anders gefragt: Wann 

ZUM AUTOR: Doz. Mag. Dr. Fritz 
Lošek (*1957) war Landesschulinspektor 
für AHS und zuletzt Schulqualitätsma-
nager im Fachstab des Pädagogischen 
Dienstes der Bildungsdirektion (vor-
mals Landesschulrat) Niederösterreich 
in St. Pölten. Er studierte Latein, Grie-
chisch und Geschichte in Wien und 
München, war Lehrer und Direktor am 
Piaristengymnasium Krems. Leiter und 
Mitglied mehrerer nationaler Projekte 
zur Schulentwicklung (Lehrplan, EPIK, 
Neue Reifeprüfung) und internationa-

ler Arbeitsgruppen (Collegium Olden-
bourg/München, Berlin; Perspektiven 
für den Lateinunterricht/Leipzig). Lehr-
beauftragter der Universitäten Wien und 
Salzburg. Zahlreiche fachwissenschaftli-
che und fachdidaktische Veröffentlichun-
gen, dreimaliger Herausgeber des latei-
nischen Schulwörterbuchs „Stowasser“ 
(1994, 2010, 2016).

Foto: Tschank
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Die rechtliche  
Einordnung von  

Musikschulen  
in der Steiermark

Von A nton ia Mar ia Bruneder

Das Musikschulwesen in Österreich ist nicht ein-
heitlich geregelt, aber grundsätzlich im Schulsys-
tem eingegliedert.2 In der Steiermark gibt es sowohl 
Musikschulen, die privat finanziert, als auch Mu-
sikschulen, die durch das Land gefördert werden. 
Letztere müssen als Privatschulen iSd PrivSchG ge-
führt werden. 

Folgend soll ein Überblick über das derzeitige Mu-
sikschulwesen in der Steiermark gegeben und eine 
rechtliche Einordnung getroffen werden. 

2 Im Kennzahlenverzeichnis der Schulformen des österrei-
chischen Schulwesens 2020/21 werden Musikschulen als 
Schulart mit der dekadischen Signierung 29.5. gelistet. Die 
Schulformkennzahl lautet 3901. Musikschulen werden als 
0. Klasse, 15. Schulstufe mit einem Bildungsabschluss ohne 
abschließende Prüfung, Abschlussstufe 15, kategorisiert; 
online verfügbar: https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schu-
le/schulsystem/gd/schulformensystematik.html (letzter 
Abruf 31.3.2022).

I. Einleitung
Unter Musikschulen versteht man im gängigen 
Sprachgebrauch Institutionen, die vorwiegend Inst-
rumentalunterricht anbieten. Die rechtliche Einord-
nung einer Musikschule ist derzeit jedoch nicht ab-
schließend geklärt.1

Der Begriff „Musikschule“ ist gesetzlich nicht ver-
ankert und die Frage, inwieweit eine Musikschu-
le als Schule iS des Art 14 B-VG verstanden wer-
den kann und schulrechtliche Bestimmungen zur 
Anwendung kommen, bleibt offen. Dies kann nur 
durch Prüfung der Merkmale des Schulbegriffes an 
sich bewertet werden.

1 Die rechtlich nicht abschließend erarbeitete Einordnung 
von Musikschulen wurde auch während der Coronapande-
mie deutlich: So war etwa die Priorisierung für Lehrper-
sonal zur Covid-Immunisierung strittig; vgl Mitterböck, 
Musikschullehrer drängen auf früheren Impftermin, Kleine 
Zeitung 10.3.2021, online verfügbar: https://www.kleine-
zeitung.at/steiermark/muerztal/5948945/Bezirk-Bruck-
Muerzzuschlag_Musikschullehrer-draengen-auf-fruehe-
ren; Kahr, Wirbel um Impftermin Musikschullehrer erbost: 
Keine Impfung gemeinsam mit anderen Pädagogen, Kleine 
Zeitung 08.3.2021, online verfügbar: https://www.kleine-
zeitung.at/steiermark/murtal/5948081/Wirbel-um-Impf-
termin_Musikschullehrer-erbost_Keine-Impfung; Schrift-
liche Anfrage an ein Mitglied der Landesregierung (§ 66 
GeoLT) vom 9.3.2021, EZ/OZ: 1221/1. 
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III. Kompetenzrechtliche  
Einordnung einer Musikschule

Die Auffassungen über die kompetenzrechtliche 
Einordnung von Musikschulen sind unterschied-
lich. Während der VfGH in VfSlg 2670/1954 der An-
sicht ist, „daß diese Unterstellung der Musiklehran-
stalten aller Art unter den Begriff des Schulwesens 
bzw nach der Kompetenzverteilung des B-VG un-
ter den Begriff des ‚Schul-, Erziehungs- und Volks-
bildungswesens‘ auch nach der heutigen Rechtsla-
ge vollkommen gerechtfertigt erscheint“, sprechen 
sich etwa Fister6 oder Korinek/Potz/Bammer/Wies-
haider7 für eine kompetenzrechtliche Zuordnung 
des Musikschulwesens unter Art 15 B-VG (General-
klausel zugunsten der Länder) aus. 

Eine Subsumierung unter Art 15 B-VG ist derzeit für 
die Musikschulen in der Steiermark abzulehnen. 
Zwar gelten gegenwärtig in der Steiermark zwei 
Landesgesetze über das Dienst- und Besoldungs-
recht der von den Gemeinden an Musikschulen be-
schäftigten Lehrer.8 Dies kann jedoch nicht als Hin-
weis auf eine kompetenzrechtliche Zuordnung der 
Musikschulen unter Art 15 B-VG gewertet werden: 
Gemäß Art 21 B-VG obliegt den Ländern die Gesetz-
gebung und Vollziehung des Gemeindebedienste-
tendienstrechts. In der Steiermark sind Gemeinden 
häufig Träger von Musikschulen, Musiklehrer da-
her Gemeindebedienstete. Mit den zwei Landesge-
setzen wurden hier demnach Sonderbestimmungen 
bzgl dieser Berufsgruppe erlassen.9

Eine Einordnung einer Musikschule unter den 
schulrechtlichen Kompetenztatbestand des Art 14 
B-VG, wie sie durch den VfGH intendiert wird, soll 
hingegen nachfolgend einer konkreten Prüfung un-
terzogen werden:

Eine Schule im verfassungsrechtlichen Sinn liegt 
gemäß Art 14 Abs 6 B-VG vor, wenn es sich um 
eine Einrichtung handelt, in der „Schüler gemein-
sam nach einem umfassenden, festen Lehrplan 

6 Fister, Das Recht der Musik (2013) 173.
7 Korinek/Potz/Bammer/Wieshaider, Kulturrecht im Über-

blick (2004) 51 und 142 ff. 
8 Gesetz vom 16. April 1991 über das Dienst- und Besol-

dungsrecht der von den Gemeinden angestellten Musikleh-
rer (Steiermärkisches Musiklehrergesetz) LGBl 1991/69 idF 
2020/90 sowie das Gesetz vom 3. Juni 2014 über das Dienst- 
und Besoldungsrecht der von den Gemeinden an Musik-
schulen beschäftigten Lehrerinnen/Lehrern (Steiermärki-
sches Musiklehrergesetz 2014 – Stmk MLG) LGBl 2014/93 
idF 2014/97.

9 Aschauer/Kohlbacher, Landesdienstrecht in Wieser/Poier 
(Hrsg), Steiermärkisches Landesrecht II. Organisations-, 
Dienst- und Abgabenrecht (2016) 387, 443.
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II. Definition von Musikschulen
In Österreich ist durch die fehlende rechtliche De-
finition der Begriffe „Musikschule“ oder „Musik-
lehrer“ die Errichtung einer solchen Einrichtung 
grundsätzlich an keine gesetzlichen Vorausset-
zungen gebunden. Ein Zusammenschluss mehre-
rer Musiker für Unterrichtszwecke stellt ein Modell 
einer Einnahmequelle oft freischaffender Musiker 
dar. Ob es sich dabei um Musikschulen im schul-
rechtlichen Sinn handelt, kann nicht einheitlich be-
antwortet werden, da diese Einrichtungen von un-
terschiedlichem Niveau und Organisationsgrad ge-
prägt sind. 

Zudem gibt es auch Franchisemodelle für Musik-
schulen (vgl etwa das modern-music-college3), die 
aufgrund ihrer unterschiedlichen Schwerpunkte 
ebenfalls nicht ohne weitere Prüfung als Schulen 
iSd Art 14 B-VG gewertet werden können. 

Aus diesen Gründen gibt es derzeit einerseits Mu-
sikschulen, die rein zum Zweck des Instrumental-
unterrichts betrieben werden, andererseits Mu-
sikschulen, die offiziell als Schulen iSd PrivSchG 
geführt (und gefördert) werden. Eine einheitliche 
Definition einer Musikschule ist nicht möglich.

Neben privat finanzierten Angeboten von Musi-
kunterricht (auch in Form von organisierten Einhei-
ten) in Österreich gibt es ein Musikschulwesen, das 
durch den Staat mit einem Gesamtbudget von 350 
Millionen Euro finanziert wird. Im Schuljahr 2019/20 
wurden 211.000 Schüler in 368 Musikschulen, verteilt 
auf 2.000 Unterrichtsstandorte in Österreich und 
7.100 Lehrpersonen registriert, wie sich aus den Da-
ten der Konferenz der österreichischen Musikschul-
werke (KOMU) entnehmen lässt.4 In der Steiermark 
werden diese Musikschulen als Privatschulen iSd 
PrivSchG geführt und sind mit Öffentlichkeitsrecht 
ausgestattet.5

3 https://www.modern-music-college.at/index.php/eroeff-
ne-dein-mmc (letzter Abruf 4.3.2022).

4 Bei dieser handelt es sich um eine Koordinierungsstelle 
für das Musikschulwesen in Österreich, die 1979 durch Be-
schluss der Landeskulturreferentenkonferenz konstituiert 
wurde; vgl https://www.komu.at/ueber-die-komu (letzter 
Abruf 4.3.2022). 

5 Rehorska, Musikschulen in der Steiermark. Entwicklung, 
Analysen, Perspektiven (Dissertation 2017) 35. 
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Erfüllt die konkrete Musikschule den verfassungs-
rechtlichen Schulbegriff, kann eine kompetenz-
rechtliche Beurteilung nach Art 14 B-VG erfolgen, 
wo zunächst zwischen öffentlichen und privaten 
Schulen unterschieden wird. Öffentliche Schulen 
sind Schulen, die von einem gesetzlichen Schuler-
halter errichtet und erhalten werden (Abs 6). Deren 
kompetenzrechtliche Zuschreibung erfolgt je nach 
bundesstaatlicher Kompetenzverteilung.13 

Der gesetzliche Schulerhalter kann sowohl der 
Bund, das Land, die Gemeinde oder ein Gemein-
deverband sein. Der Schulerhalter muss bestimm-
te ihm zugeordnete Schularten errichten und erhal-
ten.14 Anknüpfungspunkt dafür ist das Schulorga-
nisationsgesetz BGBl 1962/242 idF 2021/232. Es listet 
die Schularten der allgemeinbildenden und berufs-
bildenden Pflichtschulen, mittleren Schulen und 
höheren Schulen (ausgenommen land- und forst-
wirtschaftlichen Schulen) auf. Bestimmungen über 
Musikschulen als entsprechende Schulart sieht das 
Gesetz nicht vor.15

Es ist daher davon auszugehen, dass Musikschu-
len keine öffentlichen Schulen mit einem gesetzlich 
vorgesehenen Schulerhalter sind. 

IV. Musikschule als  
Schule iSd PrivSchG? 

Gemäß Art 14 B-VG sind alle Schulen, die nicht öf-
fentlich sind, Privatschulen. Voraussetzung ist frei-
lich, dass der rechtliche Privatschulbegriff erfüllt 
wird. 

Eine Referenz für die Definition einer Privatschu-
le bildet das PrivSchG BGBl 1962/244 idF BGBl 
2021/135. Gemäß § 2 Abs 1 PrivSchG wird zunächst 
der Schulbegriff festgelegt, unter dem Einrichtun-
gen verstanden werden, in denen eine Mehrzahl von 
Schülern gemeinsam nach einem festen Lehrplan 
unterrichtet werden, und in dem mit der Vermitt-
lung von allgemeinbildenden oder berufsbildenden 
Kenntnissen und Fertigkeiten ein erzieherisches 
Ziel angestrebt wird.16 Erfüllt eine Schule diese Vor-
aussetzungen nicht, muss im Errichtungsverfahren 
die verpflichtende Anzeige nach § 7 PrivSchG we-
gen Unzuständigkeit (aufgrund der Nichtanwend-
barkeit des PrivSchG) zurückgewiesen werden.17 

13 Wieser, Schulrecht I 30. 
14 Zur Verpflichtung der Schulerhalter: Wieser, Zum Privat-

schulunterricht in Österreich – Abgrenzungsfragen, ZfV 
2010, 16. 

15 Wieser, Schulrecht I 133.
16 Wieser, ZfV 2010, 16. 
17 Wieser, Schulrecht I 132. 

unterrichtet werden und im Zusammenhang mit 
der Vermittlung von allgemeinen oder allgemeinen 
und beruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten ein 
umfassendes erzieherisches Ziel angestrebt wird.“ 
Maßgebliches Merkmal einer Schule ist die „Ver-
folgung pädagogischer und erzieherischer Ziele“ 
(VfSlg 6407/1971).10 

Nicht jede Schule erfüllt diese Voraussetzungen. 
Sie liegen nach der Rechtsprechung des VfGH etwa 
bei Tanzschulen oder Skischulen nicht vor.11 Ohne 
wissenschaftliche Tätigkeit oder eine Unterrichts-
tätigkeit ist eine Schule nicht unter Art 17 StGG 
subsumierbar (VfSlg 4290/1962). Sport- oder Bal-
lettschulen (vgl VwSlg 11.698 A/1985) fehlen nach 
dieser Rechtsprechungslinie die Merkmale der 
welt anschaulichen und geistigen Bildung. Auch 
Weiterbildung lediglich im beruflichen Bereich, 
oder Schulen, die nur der Förderung des gesell-
schaftlichen Lebens dienen, wie etwa Tanzschulen 
(VfSlg 1505/1933), sind für den schulrechtlichen Be-
griff iSd Art 14 Abs 6 B-VG nicht ausreichend.12 

Bei Musikschulen hingegen ist die Einordnung un-
ter den Schulbegriff für den VfGH „geradezu be-
griffsnotwendig“, wie in VfSlg 2670/1954 ausdrück-
lich betont wird. In dieser beurteilt der VfGH die 
„Erteilung des Musikunterrichtes an Lehranstalten 
als eine Angelegenheit des Schulwesens im engeren 
Sinne“, die auch „sehr wesentliche pädagogische 
und volkserzieherische Ziele verfolgt“ und verweist 
als gesetzliche Grundlage auf § 19 des provisori-
schen Privatschulgesetzes, RGBl 1850/309. 

Musikschulen sind dieser Judikaturlinie folgend 
nach der schulrechtlichen Kompetenzaufteilung 
des Art 14 B-VG zu bewerten. Die Einordnung kann 
jedoch nur erfolgen, sofern es sich bei der Musik-
schule tatsächlich um eine der Rechtsprechung des 
VfGH und der Gesetzgebung entsprechende Aus-
bildungsstätte handelt. Eine allgemeine Zuordnung 
ist aufgrund der unterschiedlichen Definition (vgl 
Kapitel II) zu kurz gegriffen. Demnach muss vor der 
kompetenzrechtlichen Einordnung einer bestimm-
ten Musikschule eine individuelle Prüfung erfolgen. 

10 Wieser, Handbuch des österreichischen Schulrechts Band 
I. Verfassungsrechtliche Grundlagen und schulrechtliche 
Nebengesetze (2010) 29.

11 Vgl Wieser, Schulrecht in Wieser/Poier (Hrsg), Steiermärki-
sches Landesrecht III. Besonderes Verwaltungsrecht (2010) 
104; Hofstätter in Kahl/Khakzadeh/Schmid (Hrsg), Kom-
mentar zum Bundesverfassungsrecht B-VG und Grund-
rechte (2021) Art 14 B-VG Rz 3.

12 Juranek, Das österreichische Schulrecht. Einführung in die 
Praxis5 (2021) 81 f.
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Walter/Mayer stellten bereits 1981 fest, dass in der 
Praxis Musikschulen als Schulen iSd PrivSchG be-
handelt werden.18 Folgend soll aufgezeigt werden, 
dass eine Musikschule den Schulbegriff des § 2 Priv-
SchG tatsächlich aber nur schwer erfüllen kann: 

A. Das erzieherische Ziel  
einer Musikschule

§ 2 Abs 1 und Abs 2 PrivSchG verlangen ein erziehe-
risches Ziel, nämlich die Festigung der charakterli-
chen Anlagen der Schüler in sittlicher Hinsicht. Ins-
besondere muss eine Abgrenzung zu sogenannten 
Fertigkeitsschulen vorgenommen werden, bei denen 
spezialisierte Fähigkeiten vermittelt werden. Bei der 
inhaltlichen Prüfung einer Schule auf die Erfüllung 
des Kriteriums wird ein strenger Maßstab angelegt 
und auf ein Gesamtkonzept abgestellt. Einer pri-
vaten Ballettschule, die ausschließlich eine auf die 
Erfordernisse des Berufes eines Balletttänzers aus-
gerichtete Bildung und Fertigung charakterlicher 
Anlagen vermittelt, fehlt etwa das über die Fertig-
keitsvermittlung hinausgehende erzieherische Ziel 
iSd § 2 Abs 2 PrivSchG (VwSlg 11.698 A/1984).19

Nicht geklärt ist die Frage, ab wann ein solches Ziel 
bei einer Musikschule erfüllt ist. Eine klare Ab-
grenzung etwa zu einer Ballettschule erweist sich 
als schwierig, denn auch die Musikschule dient in 
erster Linie einem spezifischen Zweck – nämlich 
der musikalischen Ausbildung. 

Unter Umständen ist das höhere erzieherische Ziel 
gegeben, wenn an der Einrichtung auch ein über 
den reinen Instrumentalunterricht hinausgehender 
Unterricht angeboten wird. Hier sind das Angebot 
der musikalischen Früherziehung, des Ensembleun-
terrichts oder musiktheoretischer Fächer zu nennen. 
Die Belegung zusätzlicher Neben- bzw Ergänzungs-
fächer ist in vielen Musikschulen verpflichtend. 

Dieser Maßstab scheint in der Rechtsprechung je-
doch gar nicht gefordert. So betont der OGH in sei-
ner Entscheidung vom 2.9.1987, 14 ObA 42/87, dass 
ein wesentlicher pädagogischer und erzieherischer 
Zweck einer Musikschule bereits durch das Ange-
bot einer umfassenden musikalischen Ausbildung 
erfüllt ist. Eigene Fächer der Notenlehre und Mu-
sikgeschichte sind nicht zwingend notwendig. Ein 
festgelegter Lehrplan und ein Unterricht bei gleich-
zeitiger Anwesenheit von Lehrer und Schüler lässt 
die Anwendung des Schulbegriffes bereits zu. Da-
rüber hinaus „kann auch nicht bezweifelt werden, 

18 Walter/Mayer, Grundriß des Besonderen Verwaltungsrecht 
(1981) 104, 124. 

19 Wieser, ZfV 2010, 16.

daß gerade durch den Musikunterricht und ins-
besondere durch den Sologesang die Werte des 
Wahren, Guten und Schönen (§ 2 Abs 1 SchOrgG) 
in erheblichem Maße gefördert werden, sodaß das 
weitere Erfordernis vorliegt, daß außer den mit der 
Erwerbung von Kenntnissen und Fertigkeiten an 
sich verbundenen Erziehungszielen die Festigung 
der charakterlichen Anlagen der in der Regel noch 
minderjährigen Schüler in sittlicher Hinsicht be-
zweckt wird.“ 

Die Rechtsprechung nimmt zusammengefasst eine 
großzügige Definition des erzieherischen Ziels an. 
Zudem werden in zahlreichen Musikschulen Ne-
ben- und Ergänzungsfächer angeboten. In diesen 
Musikschulen wird dieses Merkmal daher erfüllt. 

B. Mehrzahl von Schülern
Die vorherrschende Unterrichtsform in einer Mu-
sikschule in der Steiermark ist der Einzelunterricht 
im Hauptfach. Sowohl in den Musikschulen, deren 
Träger die Gemeinden sind, als auch in Musikschu-
len, deren Träger ein privater Verein ist, oder am 
Landeskonservatorium wird primär Einzelunter-
richt angeboten. Dieser widerspricht aber § 2 Abs 
1 PrivSchG, der von Privatschulen als „Einrichtun-
gen, in denen eine Mehrzahl von Schülern gemein-
sam nach einem festen Lehrplan unterrichtet wird“ 
spricht. Um das Merkmal dennoch zu erfüllen, bie-
ten Musikschulen Gruppenunterricht in den Ne-
ben- und Ergänzungsfächern (in Form von Ensem-
ble- und Musiktheorieunterricht) an. Selten werden 
auch instrumentale Hauptfächer in Zweier- oder 
Dreiergruppen unterrichtet. 

C. Ein fester Lehrplan
Ein fester Lehrplan in einer Musikschule ist durch-
aus üblich. Die KOMU bietet etwa einen eigenen 
Musterlehrplan für Musikschulen an, der pädagogi-
sche und strukturelle Linien vorgibt. Dieses Muster 
sieht einen modular strukturierten Lehrplan vor: Zu-
nächst sollen die pädagogischen, künstlerischen und 
sozialen Grundpfeiler der Musikschule vorgestellt 
werden. Dem soll ein allgemein pädagogisch-didak-
tisch-psychologischer Teil folgen, der ua „allgemei-
ne Handlungsanleitungen zur pädagogischen und 
künstlerischen Arbeit“ vorgibt und den „vielfältigen 
Wirkungskreis der Musikschulen, der sich in unter-
schiedlichste Bereiche erstreckt“, beleuchtet. Zudem 
soll der Lehrplan über einen großen fachspezifischen 
Teil mit Bestimmungen zum jeweiligen Unterrichts-
fach, Prüfungen oder Vor-/Nachbereitungszeit, ver-
fügen. Schließlich wird eine Literaturdatenbank für 
Unterrichtsliteratur zur Verfügung gestellt.
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Prima facie ähnelt dieser Lehrplan einem „klassi-
schen“ Schullehrplan. Ob dieser Lehrplan für den 
Schulbegriff des PrivSchG ausreicht, kann jedoch 
nicht zweifelsfrei beurteilt werden. Bei der Unter-
suchung des Lehrplans auf seine Tauglichkeit iSd 
PrivSchG zeigt sich eine der Hauptproblematiken 
bei der Anwendung des Schulbegriffs: Der Lehr-
plan einer Privatschule wird nämlich anhand des 
Pendants einer öffentlichen Schule gemessen, bei 
Schulen mit Öffentlichkeitsrecht wird dieser sogar 
übernommen (vgl § 11 Abs 2 lit a bzw § 13 Abs 2 lit c 
PrivSchG).20 Das österreichische Schulrecht kennt 
jedoch keine öffentliche Musikschule, es fehlt eine 
Vergleichsmöglichkeit. 

Zusammenfassend kann eine Musikschule dem 
Schulbegriff des § 2 PrivSchG grundsätzlich ge-
recht werden. Das pädagogische und erzieherische 
Ziel kann durch ein zusätzliches Fächerangebot er-
füllt werden. Dabei wird kein allzu strenger Maßstab 
anzusetzen sein. Kritisch kann die Unterrichtsform 
(primär Einzelunterricht) hinterfragt werden, ein 
fester Lehrplan für eine Musikschule hingegen ist 
durchaus denkbar. Ob der Lehrplan die Anforderun-
gen eines Schullehrplans erfüllt, kann nicht beurteilt 
werden. 

V. Problematik der Anwendung 
des PrivSchG auf Musikschulen

Durch die Subsumierung unter das PrivSchG kön-
nen Musikschulen als Schulen im schulrechtlichen 
Sinn (Art 14 Abs 6 B-VG) behandelt werden, denen 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen das 
Öffentlichkeitsrecht zu verleihen ist. 

Das PrivSchG bzw die Verleihung des Öffentlich-
keitsrechts zielt darauf ab, dem Einzelnen im Rah-
men der Unterrichtsfreiheit (vgl Art 17 Abs 2 StGG 
bzw in Bezug auf die Verleihung des Öffentlich-
keitsrechts Art 14 Abs 7 B-VG) die Möglichkeit zu 
bieten, eine Unterrichts- und Erziehungsanstalt zu 
gründen.21 Ob eine Musikschule als Unterrichts- 
und Erziehungsanstalt gewertet werden kann, muss 
im Einzelfall beurteilt werden. Jedenfalls fallen un-
ter den Begriff der Unterrichts- und Erziehungsan-
stalt iSd Art 17 Abs 2 StGG keine Schulen, an denen 
„nur irgendwelche Fertigkeiten“ gelehrt werden 
(VfSlg 4990/196522). 

20 Hofstätter/Spreitzhofer/Taschner, Schulgesetze § 2 Priv-
SchG 54. Lfg (Stand 1.6.2021, rdb.at) Rz 3.

21 Wieser in Wieser/Poier, Landesrecht III 108.
22 Das Erk bezog sich auf theoretischen Unterricht auf ver-

kehrsrechtlichem und kraftfahrtechnischem Gebiet.

Die Problematik der Subsumierung von Musikschu-
len unter das PrivSchG liegt aber vor allem darin, 
dass die Anwendung des Gesetzes eine gleicharti-
ge öffentliche Schule verlangt: Die Verleihung des 
Öffentlichkeitsrechts gibt Musikschulen gemäß 
§ 13 PrivSchG bspw das Recht, ua Zeugnisse über 
den Erfolg des Schulbesuches auszustellen, die mit 
der Beweiskraft öffentlicher Urkunden und mit den 
gleichen Rechtswirkungen ausgestattet sind, wie 
Zeugnisse gleichartiger öffentlicher Schulen. Auch 
der Lehrplan stellt auf den Vergleich mit einer öf-
fentlichen Schule ab.

Das sehen aber die derzeitigen schulrechtlichen Be-
stimmungen für Musikschulen nicht vor (vgl Kapi-
tel III). 

VI. Musikschulen als  
Statutschulen iSd PrivSchG?

Eine Sonderform der Privatschule ist die sogenannte 
Statutschule. Eine Statutschule ist eine Privatschu-
le, die keiner gesetzlichen Schulartbezeichnung zu-
ordenbar ist und stattdessen durch ein Organisati-
onsstatut, welches durch den Bundesminister ge-
nehmigt wird, legitimiert ist.

Andergassen schränkt Statutschulen dahingehend 
ein, dass diese die Privilegien einer Schule mit Öf-
fentlichkeitsrecht (etwa Zeugnisse auszustellen) 
nicht in Anspruch nehmen können,23 Wieser schließt 
hingegen ein Öffentlichkeitsrecht bei Schulen mit 
Organisationsstatut nicht aus, und differenziert ge-
samt vier Arten von Privatschulen: 

¤ Privatschulen mit gesetzlich geregelter Schulart-
bezeichnung mit Öffentlichkeitsrecht,

¤ Privatschulen mit gesetzlich geregelter Schulart-
bezeichnung ohne Öffentlichkeitsrecht,

¤ Privatschulen ohne gesetzlich geregelte Schul-
artbezeichnung mit Öffentlichkeitsrecht, 

¤ Privatschulen ohne gesetzlich geregelte Schul-
artbezeichnung ohne Öffentlichkeitsrecht.24

Dies wird der Bestimmung des § 14 Abs 2 PrivSchG 
gerecht, die unter bestimmten Voraussetzungen die 
Verleihung des Öffentlichkeitsrechts auch für Pri-
vatschulen ohne gesetzlich geregelte Schulartbe-
zeichnung garantiert. 

Wenn eine Statutschule (ohne gesetzlich geregel-
te Schulartbezeichnung) mit Öffentlichkeitsrecht 
ausgestattet wird, kann sie gemäß § 13 PrivSchG 
wie eine gleichartige öffentliche Schule Zeugnisse 

23 Andergassen, Schulrecht 2021/22. Ein systematischer 
Überblick6 (2021) 100 f. 

24 Wieser, Schulrecht I 136 ff. 
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ausstellen, Prüfungen abhalten oder Lehramtsan-
wärter beschäftigen. Zudem kommen gemäß § 13 
Abs 2 lit c PrivSchG schulrechtliche Vorschriften 
zur Anwendung, die auch in öffentlichen Schulen 
gelten, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist 
(ausgenommen Errichtung, Erhaltung und Auflas-
sung, Sprengel und Schulgeld). Bei der Anwendung 
von landesgesetzlichen Vorschriften zur äußeren 
Organisation öffentlicher Pflichtschulen treten an 
die Stelle der dort vorgesehenen Behördenzustän-
digkeiten jene des § 23 PrivSchG. Die Problematik 
der fehlenden Vergleichsmusikschule bleibt aller-
dings auch hier aufrecht. 

Derzeit gibt es zB sowohl für die Musikschulen in 
Niederösterreich25 als auch in der Steiermark26 vom 
Bund erlassene Organisationsstatute. Musikschu-
len, die den Privatschulbegriff erfüllen und sich 
dem Organisationsstatut unterwerfen, sind deshalb 
als Statutschulen zu qualifizieren. Dies scheint auch 
im Sinne des Gesetzgebers, der im Zusammenhang 
mit der Definition des Schülerbegriffs in den Geset-
zesunterlagen zu § 63 Niederlassungs- und Aufent-
haltsgesetz BGBl I 2005/100 Folgendes festhält: 

„Demnach ist hinsichtlich des Schultypus zwischen 
öffentlichen Schulen, das sind etwa sämtliche im 
Schulorganisationsgesetz definierte Schulen, Pri-
vatschulen mit Öffentlichkeitsrecht und Statut-
schulen mit Öffentlichkeitsrecht iSd PrivSchG zu 
unterscheiden. Solche Statutschulen sind Schulen, 
die von der öffentlichen Hand nicht angeboten wer-
den und ein eigenes schulorganisatorisches und 
schulunterrichtliches Konzept verwirklichen (Mu-
sikschulen, Konservatorien oder Schulen für Alten-
dienste und Pflegehilfe)“.27 

VII. Musikschulen in der 
Steiermark

A. Allgemeines
In der Steiermark gibt es sowohl privat finanzierte 
als auch vom Land geförderte Musikschulen.

Ein Beispiel für eine private Musikschule ist 
„MuSPop“. Diese hält über zehn Standorte, zumeist 
in Volks- oder Mittelschulen. Die Unterrichtskos-
ten für Kinder werden von der Gemeinde gefördert. 
Auf der Website der Schule wird betont, dass keine 

25 Erlass des BMBWF vom 6.4.2020, BMBWF-24.417/0011-
II/4/2019, Erlass zum Organisationsstatut für Niederöster-
reichische Musikschulen.

26 Erlass des BMBF vom 13.8.2014, BMBF-24.420/0015-
III/3a/2014, Erlass zum Organisationsstatut für Musik-
schulen in der Steiermark. 

27 ErläutRV 952 BlgNR 12 GP 145.

öffentlichen Fördergelder von Bund und Land in 
Anspruch genommen werden. Angeboten wird ne-
ben Einzelunterricht für Kinder auch Gruppenun-
terricht für Erwachsene in Instrumentalfächern.28 
Ein weiteres Beispiel für eine private Musikschu-
le ist das Musikzentrum in Mariagrün (Graz), das 
nach eigenen Angaben „keine Musikschule im 
klassischen Sinn“ darstellt, aber Instrumentalunter-
richt, Ensemble oder musikalische Früherziehung 
anbietet. Ob es sich bei diesen Musikschulen um 
Musikschulen iSd PrivSchG handelt, muss einzeln 
geprüft werden.

In der Steiermark gibt es derzeit zudem 56 Musik-
schulen, mit denen eine aufrechte Fördervereinba-
rung mit dem Land Steiermark besteht.29 

51 Musikschulen davon sind kommunale Musik-
schulen, deren Träger eine Gemeinde ist. Diese Mu-
sikschulen decken einen Großteil des Musikschul-
wesens in der Steiermark ab und werden vom Land 
gefördert. Zudem gibt es fünf Musikschulen (Mu-
sikschule Lieboch, Musikschule Hengsberg, Hel-
mut-Schmidinger-Musikschule Graz, Musikschule 
Eisenwurzen und Musikschule Heiligenkreuz am 
Waasen), die ebenfalls durch das Land Steiermark 
gefördert werden, deren Träger aber keine Gemein-
de, sondern ein privater Erhalter (Verein) ist.30

Schließlich ist das Johann-Joseph-Fux-Konservato-
rium in Graz zu nennen. Dieses wird heute als Pri-
vatschule mit Öffentlichkeitsrecht, deren Träger 
das Land Steiermark ist, geführt.31 Ursprünglich 
wurde das Konservatorium als Vereinsmusikschu-
le des Musikvereins für Steiermark gegründet, der 
einer der ältesten Konzertveranstalter der Welt ist. 
Die musikalische Ausbildung am Konservatorium 
war immer durch Einzelunterricht geprägt und so-
wohl für Laien als auch als berufsbildende Ausbil-
dungsstätte konzipiert. Ab 1939 kam es zur Über-
nahme durch das Land und zur Aufteilung in das Jo-
hann-Joseph-Fux-Konservatorium einerseits, und 
die Universität für Musik und darstellende Kunst 

28 https://www.muspop.com/%C3%BCber-uns/; Kleine Zei-
tung, Musikschule Muspop, Mehr Schüler trotz weniger 
Förderungen, 23.4.2018, online verfügbar: https://www.
kleinezeitung.at/steiermark/weiz/5410924/Musikschu-
le-MusPop_Mehr-Schueler-trotz-weniger-Foerderungen. 

29 https://www.musikschulen.steiermark.at/cms/bei-
trag/12756404/154384649/ (letzter Abruf 4.3.2022). 

30 Amt der Steiermärkischen Landesregierung, Musik-
schulen im Fördersystem des Landes Steiermark, ht-
tps://www.musikschulen.steiermark.at/cms/bei-
trag/12756404/154384649/ (letzter Abruf 4.3.2022). 

31 Aschauer/Kohlbacher in Wieser/Poier, Landesrecht II 437. 
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Graz andererseits.32 

All diese Musikschulen beanspruchen die Erfül-
lung des Schulbegriffs des § 2 Abs 1 PrivSchG.33 Das 
Johann-Joseph-Fux-Konservatorium verfügt etwa 
über einen festen Lehrplan, bietet Gruppenunter-
richt an und verpflichtet zu Ergänzungsfächern, die 
über den Instrumentalunterricht hinausgehen.34 

B. Organisationstatut für  
Musikschulen in der Steiermark

Als zentraler rechtlicher Bezugspunkt dient neben 
dem PrivSchG auch das Organisationsstatut für 
Musikschulen in der Steiermark. Alle Musikschu-
len, die sich diesem unterwerfen, werden als Pri-
vatschulen iSd PrivSchG geführt: Gemäß § 1 Or-
ganStatut wird die Musikschule als „Privatschule 
iSd Privatschulgesetzes am Ort des Schulerhalters 
und Lehranstalt für elementare, mittlere und höhe-
re Musikerziehung“ definiert. 

Im Sinne einer Statutschule (vgl Kapitel VI) sieht 
sich der Bund kompetenzrechtlich zuständig: Das 
Organisationsstatut beruht auf einem Erlass des 
Bundesministeriums für Bildung und Frauen vom 
13.8.2014 unter Bezugnahme auf § 14 Abs 2 lit b des 
Privatschulgesetzes.35 

Die Aufgaben der Musikschule laut Organisations-
statut liegen allgemein in der Vermittlung von Musik 
und den mit ihr zusammenhängenden Künsten sowie 
der Förderung der künstlerischen Betätigung und 
des Kunst- und Kulturverständnisses. Im Besonde-
ren hat sie je nach den Erfordernissen der einzelnen 
Ausbildungsbereiche geregelte Bildungsgänge nach 
einem festen Lehrplan zu bieten (§ 3 OrganStatut). 

Dieser weitgefassten Formulierung folgen konkre-
te Aufgaben, wie erstens die Einhaltung eines fes-
ten Lehrplans, zweitens die Vermittlung von in-
strumentalen und vokalen Musizierpraktiken, 
allgemeinmusikalischen, musiktheoretischen, 
kunst- und kulturwissenschaftlichen Kenntnis-
sen (lit a), drittens die Aktivierung und Pflege des 

32 Smale, Die Vereinsmusikschule im 20. Jahrhundert in Ne-
meth (Hrsg), Im Jahrestakt. 200 Jahre Musikverein für Stei-
ermark (2017) 157 (160 f). 

33 Amt der Steiermärkischen Landesregierung, Musik-
schulen im Fördersystem des Landes Steiermark, ht-
tps://www.musikschulen.steiermark.at/cms/bei-
trag/12756404/154384649/ (letzter Abruf 4.3.2022). 

34 Das Johann-Joseph-Fux-Konservatorium ist dennoch ein 
Sonderfall, da auch ordentliche Studienlehrgänge angebo-
ten werden, die zu einer Lehrbefähigung für Instrumental-
unterricht führen. 

35 Erlass des BMBF vom 13.8.2014, BMBF-24.420/0015-
III/3a/2014, Erlass zum Organisationsstatut für Musik-
schulen in der Steiermark.

Musizierens in der Gemeinschaft durch künstleri-
sche Betätigung der Lehrer und der Schüler, sowie 
durch Heranziehung externer Künstler (lit b), vier-
tens die Vermittlung musikalischer Vorkenntnis-
se, um eine musikverwandte Berufsausbildung bzw 
ein musikverwandtes Studium beginnen zu kön-
nen (lit c), oder fünftens die Vermittlung der Vor-
aussetzungen für die Reife zum Studium an Kun-
stuniversitäten bzw an Konservatorien und anderen 
pädagogisch-künstlerischen Studieneinrichtungen 
(lit d). Ziel der Ausbildung ist laut OrganStatut vor-
nehmlich die musikalisch-künstlerische Persön-
lichkeitsentfaltung junger Menschen bei Festigung 
ihrer charakterlichen Anlagen in sittlicher Hin-
sicht. Schließlich enthält das Statut noch detaillier-
te Lehrpläne, Zeugnisse, eine Schulordnung und 
sogar Stundentafeln. 

Musikschulen, die sich dem Organisationstatut un-
terwerfen, müssen dies bei der Steiermärkischen 
Bildungsdirektion anzeigen.36 Die Bildungsdirekti-
on wirkt seit 2019 als Mischbehörde des Bundes und 
des Landes und hat die Konstruktion der Landes-
schulräte abgelöst. Die Bildungsdirektion wird so-
wohl für den Bund in Bundessachen, als auch für 
das Land auf Landesebene tätig, und ist beiden ent-
sprechend für den jeweiligen Bereich unterstellt (vgl 
auch Art 113 Abs 1 und Abs 2 B-VG).37 In diesem Fall 
wird die Bildungsdirektion als Vollzugsbehörde des 
Bundes tätig (vgl § 23 PrivSchG). Ihr obliegt die Ver-
leihung bzw der Entzug des Öffentlichkeitsrech-
tes (lit b) unter Weisung der sachlich zuständigen 
Oberbehörde (hier der jeweilige Bundesminister). 

Jeder, der eine Musikschule betreibt, hat die Mög-
lichkeit, sich diesem Organisationsstatut zu unter-
werfen und damit in der Folge das Öffentlichkeits-
recht zu erlangen. Rechtlicher Hintergrund ist § 14 
Abs 2 lit b PrivSchG, nach dem das Öffentlichkeits-
recht zu verleihen ist, wenn „die Organisation, der 
Lehrplan und die Ausstattung der Schule sowie die 
Lehrbefähigung des Leiters und der Lehrer mit ei-
nem vom zuständigen Bundesminister erlassenen 
oder genehmigten Organisationsstatut überein-
stimmt“. Dementsprechend stellt der Erlass eine der 
wichtigsten Grundlagen der schulrechtlichen Ein-
ordnung von Musikschulen in der Steiermark dar.38

Hervorzuheben ist zudem, dass im Erlass festgelegt 

36 https://www.musikschulen.steiermark.at/cms/
ziel/159442878/DE/ (letzter Abruf 4.3.2022).

37 Wieser, Die Bildungsdirektionen - Schulverwaltung neu, 
JÖR 2019, 35 (38 f).

38 Gleichzeitig ist die Rechtsform des „Erlasses“ problembe-
haftet; vgl Hofstätter, Der Erlass im Schulrecht. Zulässige 
Form der Rechtsgestaltung oder Rechtsformenmissbrauch? 
(2013). 
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wird, dass es sich bei der Teilnahme an der Elemen-
tarphase durch nicht schulpflichtige Kinder so-
wie der Fortbildung von Erwachsenen „um keine 
schulische Ausbildung gemäß Art 14 Bundes-Ver-
fassungsgesetz“ handelt. Gemäß § 5 des OrganSta-
tut ist die Musikschule Erwachsenen nur sekundär 
bei vorhandenen Kapazitäten „zur Fortbildung“ 
zugänglich. 

Rechtlich sind die Musikschulen in der Steiermark 
also als Statutschulen einzuordnen. Auch Statut-
schulen können das Öffentlichkeitsrecht erwer-
ben, weshalb die Zeugnisvergabe oder das Ablegen 
von Prüfungen, wie es in Musikschulen praktiziert 
wird, dem nicht im Weg steht.

VIII. Die Finanzierung von  
Musikschulen in der Steiermark

Es gibt Musikschulen, die sich vollkommen privat 
finanzieren (vgl MuSPop Kapitel VII). Der größte 
Teil der Musikschulen finanziert sich jedoch durch 
eine Dreiteilung von Beiträgen des Schulerhalters, 
Subventionen und Schulgeld.

Gemäß § 4 Abs 4 PrivSchG obliegt dem Schulerhal-
ter die finanzielle, personelle und räumliche Vor-
sorge für die Führung der Schule. Dies sind in der 
Steiermark häufig die Gemeinden. Die Einrichtung, 
der Betrieb und die Erhaltung einer Musikschule ist 
Teil der Privatwirtschaftsverwaltung. Dies gilt auch 
dann, wenn eine Schule im Rahmen einer Verwal-
tungsgemeinschaft nach § 37 Steiermärkische Ge-
meindeordnung LGBl 1967/115 betrieben wird.39 Ein 
kleiner Teil der Kosten wird privat durch Schulgeld 
getragen, der Hauptteil der Finanzierung erfolgt 
durch Subventionen. Nach § 23 iVm § 21 Abs 2 lit c 
PrivSchG obliegt grundsätzlich dem Bundesminis-
ter die Subventionierung von Privatschulen gemäß 
§ 21 PrivSchG. Eine solche Subventionierung des 
Personalaufwands kann erfolgen, wenn die Schu-
le einem Bedarf der Bevölkerung entspricht, keine 
Gewinnerzielungsabsicht besteht, für die Aufnah-
me der Schüler nur die für öffentliche Schulen gel-
tenden Aufnahmebedingungen maßgebend sind, 
und die Schülerzahl in den einzelnen Klassen nicht 
unter den an öffentlichen Schulen gleicher Art und 
gleicher örtlicher Lage üblichen Klassenschüler-
zahlen liegt (vgl § 21 PrivSchG). Eine Anwendung 
dieser Bestimmung auf Musikschulen ist bereits 
deshalb schwierig, da die Prüfung der Vorausset-
zungen wieder einen Vergleich mit öffentlichen 
Schulen verlangt (vgl Kapitel V.). 

In der Praxis übernehmen die Länder die 

39 LVwG 16.11.2016, 41.16-696/2016.

Hauptfinanzierung des österreichischen Musik-
schulwesens. Der Anteil der Länder bei der Finan-
zierung beläuft sich auf 63%, der Anteil der Gemein-
den auf 17% sowie der Anteil der privaten Finanzie-
rung (etwa durch Eltern) auf 20%.40 Der Bund spielt 
im Musikschulförderwesen keine Rolle. 

In der Steiermark tritt das Land als Fördergeber im 
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung auf. Das 
Geld fließt direkt an den Träger, vorausgesetzt es 
gibt eine aufrechte Fördervereinbarung mit dem 
Land. Eine Bedingung dafür ist ua die Subsumie-
rung der Musikschule unter den Privatschulbegriff. 
Zudem dürfen keine Gründe gemäß §§ 7 und 8 Priv-
SchG dagegensprechen. Gefördert werden nur Mu-
sikschulen, denen das Öffentlichkeitsrecht gemäß  
§ 14 PrivSchG verliehen wurde.41 

Das Förderwesen der Steiermärkischen Musikschu-
len wurde 2019 neu aufgestellt, die Förderhöhe rich-
tet sich nach der jeweiligen Anzahl der Musikschü-
ler. Das vorherige Fördermodell von 1998 förderte 
die Personalkosten, weshalb unterschiedliche Aus-
lastungszahlen der jeweiligen Musikschulen unbe-
rücksichtigt blieben.42 Derzeit befindet man sich in 
einer Übergangsfrist, in der sich die Förderung aus 
einem Fixbetrag sowie einer Pro-Kopf-Angleichung 
zusammensetzt.43 

Während sich das alte Fördermodell an der Bestim-
mung des § 21 PrivSchG (Personalkostenförderung) 
orientierte, weicht das neue Fördermodell von der 
Idee der Förderung von Personalaufwand ab. Nach 
dem neuen Modell wird der Besuch der Musikschu-
le der einzelnen Schüler gefördert, das Geld wird 
nach wie vor an den jeweiligen Träger ausgezahlt. 
Die Fördersumme steht zu, wenn der Schüler so-
wohl ein Hauptfach als auch ein Nebenfach (Ergän-
zungsfach) besucht und Kursfachunterricht nimmt.44 
Die verpflichtenden zusätzlichen Fächer als Förde-
rungsbedingungen unterstreichen auch hier einmal 
mehr den Privatschulbegriff. Die Förderung beläuft 
sich im Hauptfach auf 100%, im Zweitfach auf 50%; 
ein Kurs wird mit 20% gefördert. Zudem wird die 

40 https://www.komu.at/ueber-die-komu (letzter Abruf 
04.03.2022). 

41 Förderrichtlinien des Landes Steiermark 2021/22.
42 Abwanderungsgemeinden wurden dadurch etwa überför-

dert; vgl Rehorska, Musikschulen 333 f. 
43 Steiermark ORF.at, Neues Fördermodell für Musikschulen 

präsentiert, ORF.at 1.4.2019, online verfügbar https://stei-
ermark.orf.at/v2/news/stories/2973200/.

44 https://www.musikschulen.steiermark.at/cms/
ziel/155047211/DE/ (letzter Abruf 4.3.2022). 
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Handelt es sich um eine Musikschule im schul-
rechtlichen Sinn, kommen die Bestimmungen des 
PrivSchG zur Anwendung. Es regelt die Errichtung, 
Führung und Subventionierung von Privatschulen 
und die Voraussetzungen zur Verleihung eines Öf-
fentlichkeitsrechts (vgl § 1 PrivSchG). Das PrivSchG 
ist Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung.49 
Es obliegt dem Bund, bei Vorliegen bestimmter Vor-
aussetzungen das Öffentlichkeitsrecht zu verleihen. 
Die Voraussetzungen sind gemäß § 14 Abs 2 Priv-
SchG zu beurteilen. 

Geförderte Musikschulen in der Steiermark bean-
spruchen den Schulbegriff des PrivSchG für sich. 
Die rechtliche Zuordnung kann jedoch nicht ein-
deutig getroffen werden. Für das Verständnis von 
Musikschulen als Schulen iSd PrivSchG spricht die 
Organisationsstruktur zahlreicher Musikschulen, 
die auf Lehrplänen aufgebaut ist und in denen durch 
Theorieunterricht usw versucht wird, einem erzie-
herischen Ziel gerecht zu werden. Dagegen spricht 
aber die Tatsache, dass in Musikschulen primär Ein-
zelunterricht angeboten wird, was nicht dem Schul-
begriff entspricht. Zudem ist es fraglich, inwieweit 
Musikschulen tatsächlich als Privatschulen gewer-
tet werden können, wenn es keine Vergleichsschule 
im öffentlichen Bereich gibt. Aufgrund des Vorlie-
gens eines Organisationsstatuts sind diese als Sta-
tutschulen zu qualifizieren.

Der Bund verleiht den Musikschulen ein Öffentlich-
keitsrecht ua dann, wenn es sich um Musikschulen 
iSd PrivSchG handelt. Die Verleihung des Öffent-
lichkeitsrechtes enthält das Recht, offiziell Zeugnis-
se auszustellen – ein Recht, das in den meisten Mu-
sikschulen der Steiermark wahrgenommen wird. 

Grundsätzlich obliegt es dem Bund, Privatschulen 
unter bestimmten Voraussetzungen zu subventio-
nieren. Ein Rechtsanspruch darauf besteht aber nicht 
(vgl § 21 PrivSchG; VwSlg 14.073 A/1994). Die Subven-
tionierung erfolgt zumeist über eine Subventionie-
rung von Lehrpersonal. Diese Förderungsmöglich-
keit wurde vom Bund im Musikschulwesen nicht 
in Anspruch genommen. Vielmehr baut die gesam-
te Förderung des Musikschulwesens auf dem Land 
auf. Die Förderung besteht nicht nur in finanzieller, 
sondern auch in organisatorischer Unterstützung 
(vgl die Institution der Musikschul-Servicestelle).

Zusammenfassend kann für das Musikschulwesen 
in der Steiermark eine funktionelle Dreiteilung von 
Bund, Land und Gemeinde festgestellt werden. Der 

49 Art 14 B-VG enthält als Besonderheit eine Generalklausel 
zugunsten des Bundes; Wieser in Wieser/Poier, Landes-
recht II 106.

Förderung nur bis zum 25. Lebensjahr erteilt.45 

Im Förderungspaket idH von gesamt 23,5 Millio-
nen Euro ist auch eine Musikschul-Servicestelle 
enthalten.46 Diese wurde im Herbst 2021 umgesetzt. 
Die Aufgaben dieser Servicestelle liegen im koor-
dinierenden und organisatorischen Bereich. So ist 
man für die „Grundlagen & Strategieentwicklung 
im Bereich des Johann-Joseph-Fux-Konservatori-
ums“, aber auch für die „kommunalen Musikschu-
len in der Steiermark“ zuständig. Außerdem wird 
ein Erasmus+ Programm angeboten, werden Wett-
bewerbe organisiert und Fortbildungsangebote zur 
Verfügung gestellt.47 

Das Land übernimmt also Tätigkeiten, die über eine 
rein monetäre Förderung hinausgehen. Bis 2010 gab 
es etwa auch einen Musikschulbeirat des Landes 
Steiermark, der für organisatorisch-operative An-
liegen eingesetzt wurde. Auch das Organisations-
statut wurde durch den Fachverband der Direkto-
rinnen und Direktoren kommunaler Musikschulen 
der Steiermark in Kooperation mit dem Land Steier-
mark (damals Landesschulrat) erarbeitet und im Ap-
ril 2014 in der Konferenz der Direktorinnen und Di-
rektoren kommunaler Musikschulen der Steiermark 
beschlossen.48

IX. Conclusio
Wie die obigen Ausführungen zu Tage gebracht ha-
ben, kann nicht allgemein von Musikschulen als 
Schulen im schulrechtlichen Sinn gesprochen wer-
den. Die unterschiedlichen Modelle, die in Öster-
reich unter dem Begriff der Musikschule geführt 
werden, verlangen eine differenzierte Betrachtungs-
weise; eine Einordnung unter den Schulbegriff des 
Art 14 B-VG bzw nach dem PrivSchG muss separat 
geprüft werden. So wird nicht jede Musikschule das 
verlangte höhere Ziel iSd Art 14 B-VG erfüllen kön-
nen. Musikschulen, die etwa nur reinen Instrumen-
talunterricht anbieten, werden sich dahingehend 
kaum von einer Tanzschule unterscheiden. 

45 Steiermark ORF.at, Neues Fördermodell für Musikschulen 
präsentiert, ORF.at 1.4.2019, online verfügbar https://stei-
ermark.orf.at/v2/news/stories/2973200/.

46 Steiermark ORF.at, Neues Fördermodell für Musikschulen 
präsentiert, ORF.at 1.4.2019, online verfügbar. https://stei-
ermark.orf.at/v2/news/stories/2973200/.

47 https://www.musikschulservice.steiermark.at/cms/bei-
trag/12834927/164451839/ (letzter Abruf 4.3.2022). 

48 Der Musikschulbeirat wurde mit Vertretern des „Städte- 
und Gemeindebund als Schulträgervertreter, der Schul-
aufsicht (Landesschulrat f. Stmk.) politisches Ressort des 
Landes (Bildungsressort), Landesverwaltung, MS-Direkto-
renvertreter, Lehrervertreter (ÖGB) und die Kunstuniversi-
tät Graz“ besetzt; Rehorska, Musikschulen 14.
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Bund tritt dabei im pädago-
gisch-organisatorischen Be-
reich auf (zB Verleihung des 
Öffentlichkeitsrechts), das 
Land in erster Linie als Förder-
geber. Den Gemeinden bleiben 
als Träger die Finanzierung 
und Organisation. 

Entwicklung der möglichen Eingriffe in das 
Recht auf häuslichen Unterricht

Für die Betrachtung der Neuregelung zum häuslichen Unterricht sind zu-
nächst die gesetzlichen Rahmenbedingungen abzustecken. In Österreich 
gilt bekanntermaßen gemäß Art 14 Abs 7a B-VG die allgemeine Schulpflicht. 
Diese ist jedoch als Unterrichtspflicht ausgestaltet, wobei das Schulpflicht-
gesetz 19851 (in der Folge: SchPflG) einen gewissen Spielraum zur Umset-
zung der allgemeinen Schulpflicht zulässt. Es sind daher auch alternative 
Formen zur vorhandenen Ausgestaltung der allgemeinen Schulpflicht denk-
bar. In ebendiesem Gesetz werden in § 11 die Voraussetzungen festgelegt, 
um die allgemeine Schulpflicht außerhalb einer Schule nach § 5 SchPflG 
zu erfüllen. Dabei lässt sich sogleich feststellen, dass die Möglichkeit, die 
allgemeine Schulpflicht auch außerhalb des Regelschulsystems zu erfüllen, 
als Ausnahmebestimmung konzipiert ist.2 Ersichtlich wird dies insbeson-
dere anhand der Formulierung der Überschrift „Erfüllung der allgemeinen 
Schulpflicht durch Teilnahme an einem gleichwertigen Unterricht“.3 Diese 
Lesart wird auch durch eine historische Analyse der Hintergründe zur Im-
plementierung des Rechts auf häuslichen Unterricht unterstützt, war es doch 

1 Bundesgesetz über die Schulpflicht (Schulpflichtgesetz 1985) BGBl 1985/76 idgF.
2 Palmstorfer, Häuslicher Unterricht in Österreich, RdJB 2012, 115 (117).
3 Siehe auch Lehne, Die „Gleichwertigkeit“ des Häuslichen Unterrichts gem § 11 SchPflG. 

Kritische Anmerkungen zu VfGH 10.3.2015, E 1993/2014, S&R 2/2015, 16 (18).
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studium Rechtswissenschaft sowie das 
Bachelorstudium Musikologie an der 
Universität Graz. Derzeit arbeitet sie als 
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Änderungen in § 11 SchPflg
Mit 1.5.2022 treten die Änderungen des § 11 SchPflG 
in Kraft. Neben dem geänderten Anzeigezeitpunkt 
für den häuslichen Unterricht ist auch die konkrete 
Benennung einer Person, die das Kind führend, also 
für die Einteilung und Organisation des Unterrichts 
sorgt bzw. für die zeitliche Planungen verantwort-
lich ist, unterrichtet, in den bereits bestehenden Abs 
3 leg cit aufgenommen worden.

Eine weitere Änderung in § 11 Abs 3 SchPflG, die 
auch aus kinderrechtlicher Sicht von größerer Be-
deutung ist, stellt die Untersagungsmöglichkeit des 
häuslichen Unterrichts bei „überwiegender Wahr-
scheinlichkeit“ einer mangelnden Gleichwertigkeit 
zum Regelschulsystem dar. Dies ist insbesondere 
deshalb beachtlich, weil die Untersagung bis zu die-
sem Zeitpunkt – einem ultima ratio-Prinzip gleich-
kommend9 – nur zulässig war, wenn mit „großer 
Wahrscheinlichkeit“ nicht von einer Gleichwertig-
keit des häuslichen Unterrichts ausgegangen wer-
den konnte.

Zudem wurden mit den Abs 4 bis 6 leg cit weitrei-
chende Änderungen im Zusammenhang mit dem 
Ablauf des häuslichen Unterrichts implementiert. 
Hervorzuheben ist dabei vor allem das verpflicht-
ende Reflexionsgespräch, bei dem gemeinsam mit 
dem:r betreffenden Schüler:in, den Erziehungsbe-
rechtigten und einer Lehrperson eine Rückmel-
dung zum Leistungsstand und der Entwicklung 
des Kindes im Rahmen des häuslichen Unterrichts 
gegeben werden soll. Dieses stellt, hinausgehend 
über die bereits etablierte Überprüfung des zurei-
chenden Erfolges, Kontakt mit den sich im häusli-
chen Unterricht befindenden Kindern und Jugend-
lichen dar. Zudem findet sich in § 11 Abs 6 SchPflG 
nun auch die, insbesondere am Reflexionsgespräch 
anknüpfende, Informationspflicht bei Verdacht auf 
Kindeswohlgefährdung iSd § 37 B-KJHG 201310 wie-
der. Ausweislich der Gesetzesmaterialien11 soll un-
ter anderem auch auf soziale Isolation oder soziale 
Defizite Rücksicht genommen werden.

Erziehungsrechte  
vs. Rechte des Kindes

Auf Grund des emanzipatorischen Charakters der 
Kinderrechte ist es nicht zu leugnen, dass sie oftmals 

9 VwGH 25.4.1974, 0016/74.
10 Bundesgesetz über die Grundsätze für Hilfen für Familien 

und Erziehungshilfen für Kinder und Jugendliche (Bun-
des-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 – B-KJHG 2013) 
BGBl I 2013/69 idgF.

11 AB 1245 BlgNR 27. GP 3.

zum Entstehungszeitpunkt primär als ein Recht 
konzipiert, das der adeligen Bevölkerung ermögli-
chen sollte, ihre Kinder zu Hause zu unterrichten.4

Hervorzuheben ist bei diesen Überlegungen, dass 
zum Zeitpunkt der Implementierung des sich aus 
§ 17 Abs 3 StGG ergebenden Rechts auf häuslichen 
Unterricht ein in diesem Zusammenhang beson-
ders bedeutender rechtlicher Paradigmenwechsel 
noch nicht bzw noch nicht zur Gänze stattgefunden 
hatte: Denn erst mit der Ratifizierung der UN-Kon-
vention über die Rechte des Kindes (UN-KRK) wur-
de Kindern und Jugendlichen verstärkt subjektive 
Rechtspersönlichkeit zugesprochen.5 Dieser Zu-
gang wurde darüber hinaus durch das 2013 erlasse-
ne Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von 
Kindern (BVG Kinderrechte), das Kinderrechte in 
Verfassungsrang sicherstellte, nochmals deutlich 
gestärkt.6 Diese Entwicklung zeigt, dass für die 
Regelungen rund um den häuslichen Unterricht 
eine veränderte Perspektive eingenommen werden 
muss, da diese nicht mehr so wie ursprünglich kon-
zipiert als reine Elternrechte, sondern vielmehr als 
Bestimmungen im Spannungsfeld zwischen dem 
Recht auf Erziehung und dem Recht des Kindes 
auf die bestmögliche Entwicklung und Entfaltung7 
zu sehen sind. Hierbei ist anzumerken, dass zum 
Zeitpunkt der viel beachteten verfassungsgericht-
lichen Entscheidungen zum häuslichen Unterricht, 
in der eine Reglementierung der fachlichen Fähig-
keiten der unterrichtenden Personen als Beschrän-
kung und unzulässiger Eingriff tituliert wurde,8 das 
Prinzip der Kindeswohlvorrangigkeit, wie wir es 
heute kennen, noch nicht Teil der österreichischen 
Rechtsordnung war. Heute ist das Prinzip der Kin-
deswohlvorrangigkeit aber mitzubedenken, was zu 
einer anderen Beurteilung der Rechtsfrage führen 
muss.

4 Siehe zu dem historischen Hintergrund aus ausführlich 
Palmstorfer, RdJB 2012, 116.

5 Schmahl, Kinderrechtskonvention mit Zusatzprotokollen2 
(2017), 59; Fuchs, Kinderrechte in der Verfassung: Das BVG 
über die Rechte von Kindern, in Lienbacher/Wielinger 
(Hrsg), Jahrbuch Öffentliches Recht 2011 (2011), 91 (95).

6 Kasper, Das Kindeswohlprinzip bei Rückkehrentscheidun-
gen, in Filzwieser (Hrsg), Jahrbuch Asylrecht und Frem-
denrecht 2020 (2020) 271 (272); Grabenwarter, Zur Frage der 
Integration der Garantien der Kinderrechtekonvention in 
das österreichische Bundesverfassungsrecht, in Berka/Gra-
benwarter/Weber (Hrsg), Studie zur Kinderrechtskonven-
tion und ihrer Umsetzung in Österreich, BMFJ Wien (2014) 
27 (61); Sax, Kinderrechte in der Verfassung - was nun? , 
EF-Z 2011/127, 204 (205).

7 Art 1 Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kin-
dern, BGBl I 2011/4 idgF.

8 VfSlg 2670/1954, 4990/1965.
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in einem Konfliktverhältnis zu den Erziehungsrech-
ten stehen können.12 Betrachtet man diese Unter-
sagungsmöglichkeit in einem Spannungsverhält-
nis zu dem sich aus Art 17 Abs 3 StGG ergebenden 
Recht auf häuslichen Unterricht, so ist dagegen an-
zuführen, dass dieses Recht – spätestens seit der 
Einführung des BVG Kinderrechte – nicht nur als 
ein Recht der Eltern zu sehen ist.13 Denn die vor-
rangige Berücksichtigung des Kindeswohls, wie in 
Art 1 BVG Kinderrechte individualgrundrechtlich 
gewährleistet,14 verlangt auch in Fällen, in denen das 
Recht auf häuslichen Unterricht wahrgenommen 
werden soll, eine spezifische Überprüfung der Ver-
einbarung der Regelungen mit dem Wohl des Kin-
des. Der Staat hat dabei die positive Schutzpflicht 
des Kindeswohles in allen Kinder betreffenden An-
gelegenheiten vorrangig zu berücksichtigen.

Das Kindeswohl ist dabei im Sinne einer Gesamt-
betrachtung der individuellen Situation des Kindes 
zu verstehen. Dabei besteht die staatliche Gewäh-
rungspflicht darin zu überprüfen, ob die spezifische 
Situation, in der sich das Kind befindet, seiner best-
möglichen Entwicklung und Entfaltung entspricht.15 
Das Kindeswohl ist dabei ein dynamischer Rechts-
begriff.16 Dies ist deshalb der Fall, weil er immer auf 
die spezifische Situation des betreffenden Kindes 
bzw Jugendlichen angewendet werden muss.17 Da-
bei kann vor allem der in § 138 ABGB festgehaltene 
Katalog, der in weiterer Folge im Kontext des häus-
lichen Unterrichts noch näher besprochen wird, 
als Maßstab dienen.18 Im Vordergrund steht im Zu-
sammenhang mit dem Recht auf Bildung das Recht 
des Kindes auf bestmögliche Entwicklung und 

12 Sax, Empowerment durch Kinderrechte – Warum Kinder 
und die Kinder- und Jugendhilfe von einem Kinderrechts-
ansatz profitieren, in FICE Austria (Hrsg), Qualitätsstan-
dards für die stationäre Kinder- und Jugendhilfe (2014) 19 
(20); Wapler, Kinderrechte und Kindeswohl: Eine Untersu-
chung zum Status des Kindes im Öffentlichen Recht (2015) 
459; Cohen, Die Strafbarkeit von Eltern und Ärzten im 
Zusammenhang mit Masernpartys, RdM 2019, 91 (94).

13 OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s.
14 IA 935/A 24. GP 3.
15 Schmahl, Kinderrechtskonvention2 56; Sax/Hainzl, Die ver-

fassungsgeschichtliche Umsetzung der UN-Kinderrechts-
konvention in Österreich, 1999, 17.

16 Wapler, Kinderrechte 104; VN-Kinderrechtsausschuss, All-
gemeine Bemerkung Nr. 14 (2013), The right of the child to 
his or her best interests taken as a primary consideration, 
VN-Dok. CRC/C/GC 14, S 9; Fuchs in Holoubek/Lienba-
cher (Hrsg), GRC-Kommentar2 Art 24, Rz 40.

17 Wapler, Kinderrechte 253; Kasper in Filzwieser 277.
18 VwGH 15.5.2019, 2018/01/0076, VwGH 24.9.2019, 

2019/20/0274; OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s.

Entfaltung.19 Dabei ist gemäß § 138 Z 11 ABGB auch 
die Wahrung der Rechte des Kindes und gemäß  
§ 138 Z 4 ABGB auch das Recht des Kindes auf Förde-
rung der Entwicklung Teil des Kindeswohls. Diese 
Überlegungen sind in Fragen der Bewilligung des 
häuslichen Unterrichts in die Abwägungsentschei-
dung mit einzubeziehen.20

Geschützes Rechtsgut ist im Fall der Beschränkung 
des häuslichen Unterrichts, neben dem Recht auf 
vorrangige Wahrung des Kindeswohls, auch das 
Recht des Kindes auf Bildung. Dieses ergibt sich aus 
dem ebenfalls individualgrundrechtlich konzipier-
ten21 Art 2 1. ZPEMRK.22 Ganz generell kann dabei 
davon ausgegangen werden, dass das Recht auf Bil-
dung gemäß Art 2 1. ZPEMRK das Ziel hat, Kindern 
und Jugendlichen als Adressaten dieses Rechts das 
notwendige Rüstzeug zur Verfügung zu stellen, um 
die ihnen in der Zukunft gestellten Aufgaben best-
möglich bewältigen zu können.23 Im Sinne des Kin-
deswohls ist in diesem Zusammenhang zunächst zu 
beachten, dass der Lernfortschritt stets auf einem 
solchen Niveau sein sollte, dass etwaige Rückstän-
de, die sich gleichermaßen für Kinder und Jugendli-
che im Regelschulsystem ergeben können, nicht so 
groß werden, dass sie nicht mehr aufzuholen sind.24 
Dabei ist schon die realistische Möglichkeit, dass 
dies nicht der Fall sein könnte, eine Verletzung des 
Kindeswohls.25 

Das Recht auf Bildung kann als Ausnahmefall26 
durch den häuslichen Unterricht wahrgenommen 
werden. Art 2 1. ZPEMRK erkennt sowohl die Rol-
le des Staates als auch der Eltern bei der Erziehung 
an.27 Betrachtet man die Rechte der Eltern, soll vor 
allem das Recht auf Durchsetzung ihrer Erziehungs-
vorstellungen und Weltanschauungen geschützt 
werden.28 Diese Rechte sind ebenso in Zusammen-
hang mit dem in Art 8 EMRK geschützten Privat- 
und Familienleben zu prüfen. Geschützt werden 
soll in der spezifischen Frage des häuslichen Unter-
richts zudem auch die so genannte Anstaltsfreiheit. 
Darunter versteht man die Möglichkeit, Kinder und 
Jugendliche außerhalb einer Schule unterrichten zu 

19 Siehe allgemein Schaunig/Zemp, Pandemiebedingte Schul-
schließungen aus grundrechtlicher und kinderpsychologi-
scher Sicht, iFamZ 2020, 342.

20 OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s, 20.
21 Fuchs in Lienbacher/Wielinger 99.
22 OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s, 20.
23 OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s, 20.
24 OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s, 14.
25 OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s, 21.
26 OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s, 13.
27 EGMR 11.9.2006, 35504/03, Konrad/Deutschland.
28 OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s, 20.
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lassen.29 Zusätzlich lässt sich aus einer systemati-
schen Betrachtung von Art 17 Abs 2 und 3 StGG fest-
stellen, dass keine besonderen Anforderungen an 
die Ausbildung der unterrichtenden Person beste-
hen, um die Kinder und Jugendlichen unterrichten 
zu können.30 Ein staatlicher Eingriff liegt hier ins-
besondere dann vor, wenn Elternrechte beschränkt, 
vorübergehend oder dauernd aufgehoben oder ihre 
Ausübung in eine bestimmte Richtung gelenkt wer-
den.31 Das Kindeswohl wird dabei als legitimes Ziel 
derartiger Einschränkungen angesehen.32 Im Kon-
fliktfall mit dem subjektiven Erziehungsrecht der El-
tern ist dem Bildungsanspruch des Kindes vor dem 
Elternrecht also Vorrang einzuräumen, weil das El-
ternrecht nicht Selbstzweck ist, sondern dem Kin-
deswohl dienen soll.33 In Abwägung mit Art 1 BVG 
Kinderrechte müssen diese Rechte also so verstan-
den werden, dass sie nur soweit gültig sein können, 
solange sie mit dem Wohl des Kindes in Einklang 
stehen.34 Dabei kommt dem Kindeswohl im Rah-
men dieser Abwägungsentscheidung relative Vor-
rangwirkung zu.35 Die Untersagungsmöglichkeit ist 
schon dann gegeben, wenn „eine realistische Ge-
fährdung des Kindeswohls“ besteht.36

Ein weiterer Aspekt, der in diesem Zusammenhang 
nicht unbeachtet bleiben soll, ist das Recht des Kin-
des auf Partizipation in allen es betreffenden Ange-
legenheiten. Dieses in Art 4 BVG Kinderrechte ver-
ankerte Recht ist besonders eng mit dem Prinzip der 
Kindeswohlvorrangigkeit verbunden (vgl oben).37 
Kinder haben demnach das Recht in allen sie betref-
fenden Angelegenheiten ihrem Alter und ihrer Rei-
fe gemäß eingebunden zu werden.38 Betrachtet man 
dabei gerade das Spannungsverhältnis, das durch 
das Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer Kinder 
entsteht, ist zu betonen, dass unter das Kindeswohl 
ebenso das Recht fällt, sich von den Vorstellungen 
der Eltern zu emanzipieren.39 Dies schließt natürlich 
nicht aus, dass die Eltern dem Kind soziale Werte 

29 Lehne, S&R 2/2015, 16.
30 Lehne, S&R 2/2015, 19.
31 Barth in Fenyves/Kerschner/Vonkilch (Hrsg), Großkom-

mentar zum ABGB - Klang-Kommentar - §§ 137 - 267 ABGB 
Kindschaftsrecht3 (2008) zu § 137a ABGB, Rz 4 f.

32 Grabenwarter/Frank, B-VG Art 1 BVG Kinderrechte, Rz 2.
33 Sax in FICE Austria 20; Wapler, Kinderrechte 459; Schau-

nig/Zemp, iFamZ 2020, 342.
34 IA 935/A BlgNR 24. GP 3.
35 Schaunig/Zemp, iFamZ 2020, 342.
36 OGH 25.9.2018, 2 Ob 136/18s, 21.
37 VN-Kinderrechtsausschuss, Allgemeine Bemerkung Nr. 

14 (2013), The right of the child to his or her best interests 
taken as a primary consideration, VN-Dok. CRC/C/GC 14, 
13.

38 Siehe Schmahl, Kinderrechtskonvention2 187 ff.
39 Sax in FICE Austria 20; Wapler, Kinderrechte 459.

und Regeln beibringen können.40 Im Zentrum steht 
auch hier die Entscheidung des betreffenden Kin-
des. Der Kindeswille ist hier ein wichtiges Ausle-
gungskriterium des Kindeswohls. Dabei erkannte 
auch der EGMR, dass Kinder in den betreffenden 
Situationen oftmals Schwierigkeiten haben, das 
Ausmaß der Entscheidung über den häuslichen Un-
terricht abzuschätzen.41 Hierfür ist also das Prinzip 
anzuwenden: „So viel Akzeptierung des Kindeswil-
lens wie möglich, so viel staatlich reglementierender 
Eingriff wie nötig, um das Kindeswohl zu sichern.“42

Fazit
Insgesamt lässt sich feststellen, dass wegen der stär-
keren Berücksichtigung der Rechte von Kindern 
und Jugendlichen eine Änderung der Betrachtung 
des häuslichen Unterrichts erforderlich war.

In den durch das Bundesgesetz BGBl I 2021/232 ge-
änderten Regelungen des häuslichen Unterrichts 
lassen sich dabei an mehreren Stellen Verbindungen 
zu kinderrechtlichen Abwägungsüberlegungen fin-
den. So ist beispielsweise bei der Beleuchtung des in 
§ 11 Abs 4 SchPflG neu implementierten Reflexions-
gesprächs ein klarer Zusammenhang zu dem Kin-
derrecht auf Partizipation festzustellen. Auf Grund 
der verstärkten Einbindung des Kindes in die Pla-
nung und Umsetzung des häuslichen Unterrichts 
kann hier aus kinderrechtlicher Sicht zu einer Stär-
kung der bestmöglichen Entwicklungs- und Entfal-
tungsmöglichkeit für das individuelle Kind beige-
tragen werden. Auch die Informationsverpflichtung 
bei einer potentiellen Kindeswohlgefährdung ist 
aus Perspektive des Kinderschutzes positiv zu be-
werten. Mit berücksichtigt wurde dabei, dass die 
Einordnung einer Situation als Kindeswohlgefähr-
dung iSd § 37 B-KJHG 2013 mitunter sehr komplex 
ist und jedenfalls einer umfassenden Prüfung be-
darf. Dies war auch der Grund in Zusammenhang 
mit den Änderungen des § 11 Abs 6 SchPflG keine 
Anzeigepflicht einzuführen.43

Auch die Änderung im Bereich der Untersagungs-
möglichkeit kann aus kinderrechtlicher Sicht da-
mit argumentiert werden, dass sich die Gefahr der 
mangelnden Gleichwertigkeit des häuslichen Un-
terrichts zum Regelschulsystem klar auf die Inte-
ressenssphäre des Kindes bezieht und nicht auf 
jene Rechte der Erziehungsberechtigten. Durch 
die somit verstärkte Gewährleistung bestmöglicher 

40 Wapler, Kinderrechte 408 ff. 
41 EGMR 11.9.2006, 35504/03, Konrad/Deutschland.
42 Dettenborn, Kindeswohl und Kindeswille: Psychologische 

und rechliche Aspekte (2001) 79.
43 AB 1245 BlgNR 27. GP 3.
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I. Schulunterrichtsrecht
1. Befreiung von der Teilnahme 

an einem Pflichtgegenstand 
gemäß § 11 Abs 6 SchUG
VwGH 24.03.2022, Ro 2021/10/0019,  

BVwG 10.09.2021, W203 2242313-1

Die Erstbeschwerdeführerin (Erstbf) such-
te um Aufnahme an einer Höheren Lehr-
anstalt für wirtschaftliche Berufe ab dem 
Schuljahr 2021/22 an. Die Schulleitung ent-
schied, dass die Erstbf an dieser Schule 
nicht aufgenommen werden könne. Gegen 
diese Entscheidung wurde Widerspruch 
erhoben, der mit Bescheid der Bildungsdi-
rektion für Oberösterreich als unbegrün-
det abgewiesen wurde. 

Der gegen den Bescheid erhobenen Be-
schwerde gab das Bundesverwaltungsge-
richt (BVwG) statt und stellte fest, dass die 
Erstbf die Voraussetzungen für die Auf-
nahme an der gegenständlichen Schule 
erfülle. Der erkennende Richter legte sei-
nen Feststellungen im Erkenntnis insbe-
sondere zugrunde, dass die Erstbf unter 
näher genannter Beeinträchtigung leide. 
Die Erstbf sei aufgrund ihrer Beeinträchti-
gung auf die Benützung eines Rollstuhls, 
auf umfangreiche Hilfe im Alltag sowie 
eine persönliche Assistenz im Schulbetrieb 
angewiesen. Ihre kognitiven Fähigkeiten 
seien nicht eingeschränkt, sodass ihr der 

Besuch einer höheren Schule möglich sei. 
Das Benützen einer Lehr- oder Betriebskü-
che sei der Erstbf nicht zumutbar. Zudem 
sei es der Erstbf nicht möglich, Speisen und 
Getränke zu servieren. Das BVwG hielt zu-
nächst fest, dass die Aufnahmevorausset-
zungen gemäß § 3 Abs 1 lit a und b Schu-
lunterrichtsgesetz (SchUG) unstrittig er-
füllt seien. Hinsichtlich der Regelung des 
§ 3 Abs 1 lit c SchUG führte der erkennende 
Richter aus, dass diese immer im Zusam-
menhang mit der Befreiung von der Teil-
nahme an Pflichtgegenständen gemäß § 11 
Abs 6 SchUG sowie der lehrplanmäßigen 
Berücksichtigung von körperlichen Beein-
trächtigungen zu sehen sei. 

Das BVwG kam letztlich zum Schluss, dass 
die Voraussetzungen für eine Aufnahme 
vorliegen würden. Das BVwG ließ die or-
dentliche Revision zu und führte dazu fol-
gende Rechtsfrage an:

„Schließt der Umstand, dass ein Pflichtge-
genstand verpflichtend als Vorprüfung für 
die Reife- und Diplomprüfung vorgesehen 
ist, die Möglichkeit der Befreiung von der 
Teilnahme an diesem Pflichtgegenstand 
iSd § 11 Abs. 6 SchUG jedenfalls aus?“

Gegen diese Entscheidung des BVwG wur-
de eine Revision an den Verwaltungsge-
richtshof (VwGH) erhoben. Der VwGH 
wies die Revision wegen Unzulässigkeit 
zurück. Begründend führte er zusam-
mengefasst aus, dass wie sich aus den 

Entwicklungs- und Entfal-
tungsmöglichkeiten des 
Kindes wird auch hier dem 
K i nde s woh lvor ra ng ig-
keitsprinzip entsprochen.

Gerade im Bildungsrecht 
als einem für die Entwick-
lung von Kindern und Ju-
gendlichen bedeutenden 
Bereich ist die kinder-
rechtliche Perspektive be-
sonders wichtig. Die Än-
derungen des § 11 SchPflG 
zeigen einerseits, dass Kin-
derrechte in das Bewusst-
sein des einfachen Ge-
setzgebers vorgedrungen 
sind. Andererseits wird of-
fensichtlich, dass die Be-
rücksichtigung der kin-
derrechtlichen Perspektive 
auch tatsächlich zu Neu-
erungen von bestehenden 
Regelungen führen kann.

Stand Apr i l  2022

Von A nna Ca rol i ne R ied ler  & Ma x im i l ian Rudolph
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Gesetzesmaterialien zu § 3 Abs 1 lit c SchUG ergebe, habe 
der Gesetzgeber am Erfordernis der Eignung lediglich 
im Hinblick auf die für bestimmte Schularten vorgesehe-
nen Eignungsprüfungen ,,grundsätzlich" festgehalten. 
Diesbezüglich merkte der VwGH an, dass in der Revision 
nicht aufgezeigt worden sei, dass im Hinblick auf die hier 
in Rede stehende Schulart eine derartige Eignungsprü-
fung vorgesehen wäre. Zudem führte er aus, dass - ent-
gegen der Ansicht der Bildungsdirektion und des BVwG 
- § 3 Abs 1 lit c SchUG nicht entnommen werden könne, 
dass eine Befreiung von der Teilnahme an einem Pflicht-
gegenstand iSd § 11 Abs 6 SchUG deshalb nicht möglich 
wäre, weil dieser Pflichtgegenstand verpflichtend als 
Vorprüfung für die Reife- und Diplomprüfung vorgese-
hen sei. Weiters stellte er klar, dass weder dem Wortlaut 
noch den wiedergegebenen Materialien zu der Bestim-
mung des § 3 Abs 1 lit c SchUG entnommen werden kön-
ne, dass der Gesetzgeber die Aufnahme als ordentlicher 
Schüler davon abhängig hätte machen wollen, dass eine 
Befreiung von der Teilnahme an einzelnen Pflichtgegen-
ständen gemäß § 11 Abs 6 SchUG bzw eine Festlegung von 
Abweichungen vom Lehrplan für körperbehinderte und 
sinnesbehinderte Schüler gemäß § 68a Abs 2 Schulorga-
nisationsgesetz (SchOG) (mit Blick lediglich auf die Fra-
ge, ob dadurch ein Abschluss der betreffenden Schule er-
zielbar sei) ,,möglich" sei.

2. Berechtigung zum Aufstieg  
in die nächste Schulstufe  

trotz zweier „Nicht genügend“
BVwG 22.10.2021, W227 2245529-1

Der Bf wurde im Zeugnis des Schuljahres 2020/21 in den 
Pflichtgegenständen „Deutsch“ und „Mathematik“ mit 
„Nicht genügend“ beurteilt. Die Klassenkonferenz ent-
schied am 07.07.2021, dass der Bf zum Aufstieg in die 
nächste Schulstufe nicht berechtigt sei. Mit angefoch-
tenem Bescheid wies die Bildungsdirektion für Salzburg 
den gegen die Entscheidung der Klassenkonferenz erho-
benen Widerspruch ab. 

Der dagegen erhobenen Beschwerde gab das BVwG statt. 
Der Begründung des BVwG ist zu entnehmen, dass ab-
weichend von § 25 Abs 2 lit c SchUG gemäß § 11 Abs 4 
COVID-19-Schulverordnung 2020/21 (C-SchVO 2020/21) 
bei der Beurteilung von Unterrichtsgegenständen des 
Schuljahres 2020/21 mit „Nicht genügend“ die Berechti-
gung zum Aufstieg zu vermerken sei. Bei mehr als einem 
„Nicht genügend“ sei hierzu die Zustimmung der Klas-
senkonferenz erforderlich. § 25 Abs 2 lit c SchUG liege 
der Gedanke zugrunde, dass Schüler zum Aufstieg in die 
nächste Schulstufe berechtigt sein sollten, wenn diese in 
den übrigen Pflichtgegenständen über genügend Leis-
tungsreserven verfügen würden. Nur so sei es möglich, 
die Defizite in den mit „Nicht genügend“ beurteilten Ge-
genständen zu beseitigen und gleichzeitig die übrigen 
Pflichtgegenstände positiv abzuschließen. Der Bf habe 

den Pflichtgegenstand „Englisch“ zwar mit „Genügend“ 
abgeschlossen, aus der Stellungnahme des Englischleh-
rers sei jedoch eine starke Tendenz in Richtung „Befrie-
digend“ herauslesbar. In den übrigen Fächern sei der Bf 
mit „Sehr gut“, „Gut“ oder „Befriedigend“ beurteilt wor-
den. Der Aufstieg des Bf in die nächste Schulstufe sei ge-
rechtfertigt, da dieser über genügend Leistungsreserven 
in den übrigen Pflichtgegenständen verfüge.

3. Die bloße Benotung stellt keinen  
bekämpfbaren Verwaltungsakt dar

BVwG 06.12.2021, W227 2244933-1

Gegen die Entscheidung der Prüfungskommission vom 
17.06.2021, dass die Bf die abschließende Reife- und Dip-
lomprüfung nicht bestanden habe, weil sie in „Deutsch 
(schriftlich)“ und „Lebende Fremdsprache – Englisch 
(schriftlich)“ jeweils mit „Nicht genügend“ beurteilt wor-
den sei, erhob die Bf Widerspruch. Darin führte sie aus, 
dass ihre positiven Leistungen des gesamten Schuljah-
res nicht ausreichend berücksichtigt worden seien. So 
sei sie im Sommersemester 2021 im Gegenstand „Leben-
de Fremdsprache – Englisch“ mit „Genügend“ beur-
teilt worden, obwohl eine Benotung mit „Befriedigend“ 
gerechtfertigt gewesen wäre. Ihre abweisende Entschei-
dung begründete die Bildungsdirektion für Oberöster-
reich damit, dass gegen die einzurechnende Jahresbeur-
teilung „Genügend“ der unterrichtenden Lehrperson im 
gegenständlichen Fall iSd §§ 70 und 71 SchUG kein Wi-
derspruch zulässig sei. Die negative Gesamtbeurteilung 
im Prüfungsgebiet „Lebende Fremdsprache – Englisch“ 
sei gerechtfertigt, da sich aus der schriftlichen Klausur- 
und der mündlichen Kompensationsprüfung schwere 
Mängel in den rezeptiven und produktiven Kompetenz-
bereichen ergeben hätten.

Die dagegen erhobene Beschwerde wies das BVwG als 
unbegründet ab und führte begründend aus, dass es 
sich bei den in § 71 Abs 2 SchUG genannten Angelegen-
heiten, gegen welche ein Widerspruch zulässig sei, um 
„existenzielle Fragen für den Schüler“ handle. Die Be-
notung in einem bestimmten Pflichtgegenstand für sich 
stelle jedoch keine derartige „existenzielle Frage“ für 
den Schüler dar, weshalb sie keine Entscheidung eines 
schulischen Organs iSd § 71 Abs 2 SchUG und keine An-
gelegenheit iSd § 70 Abs 1 SchUG sei. Die einzelnen No-
ten im Jahreszeugnis seien in verkürzter Form zum Aus-
druck gebrachte Gutachten und keine bekämpfbaren 
Verwaltungsakte. Demnach habe der Gesetzgeber kein 
Widerspruchsrecht für die bloße Benotung vorgesehen. 
Die Bildungsdirektion für Oberösterreich sei somit zu 
Recht davon ausgegangen, dass Gegenstand des Wider-
spruchsverfahrens lediglich das Nichtbestehen der Rei-
feprüfung sei. Um im Prüfungsgebiet „Lebende Fremd-
sprache – Englisch“ zumindest den Anforderungen an 
ein „Genügend“ zu entsprechen, hätte die Bf die Aufga-
ben in den wesentlichen Bereichen (Teilkompetenzen: 



 60 

Schule & Recht
P R A X I S

II. Schulpflichtrecht
1. Kein Erlöschen der Schulpflicht  

in Österreich aufgrund bestehender 
Rückkehrabsicht bei befristeter  

Entsendung der Erziehungsberechtigten 
ins Ausland

BVwG 16.09.2021, W224 2246369-1

Die Bf besuchte – nach Bewilligung ihres Antrages durch 
die Bildungsdirektion für Wien – im Schuljahr 2020/21 
die 2. Klasse einer Schule in Nairobi (Kenia, Afrika). Den 
Antrag der Bf auf neuerliche Bewilligung des Besuches 
derselben Schule für das Schuljahr 2021/22 wies die Bil-
dungsdirektion für Wien mit der Begründung zurück, 
dass Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Schul-
pflichtgesetzes 1985 (SchPflG) der dauernde Aufenthalt in 
Österreich und die Schulpflicht des Kindes sei. Zwar wer-
de der dauernde Aufenthalt nicht durch eine vorüberge-
hende Unterbrechung beendet, er ende jedoch, wenn we-
der eine körperliche Anwesenheit noch die Absicht zur 
Rückkehr vorhanden sei. Da sich die Bf weder in Öster-
reich aufhalte noch ein konkretes Rückkehrdatum fest-
gestellt werden könne, sei sie für das Schuljahr 2021/22 in 
Österreich nicht mehr schulpflichtig. 

Der dagegen erhobenen Beschwerde gab das BVwG statt 
und bewilligte den Besuch der Bf in der Schule in Nairobi 
für das Schuljahr 2021/22. Als Rückkehrdatum stellte es 
das Enddatum des befristeten Dienstvertrages der erzie-
hungsberechtigten Mutter der Bf fest. Begründend führte 
es zusammengefasst aus, die Bildungsdirektion für Wien 
habe im gegenständlichen Fall aktenwidrig das Fehlen 
einer Rückkehrabsicht angenommen. So verfüge die er-
ziehungsberechtigte Mutter der Bf lediglich über einen 
– auf ein Jahr – befristeten Dienstvertrag im Ausland. 
Auch habe sie in Österreich mehrere materielle (Haupt-
wohnsitz, Immobilien, Bankkonto) sowie soziale (Ver-
wurzelung der Familie) Anknüpfungspunkte, weshalb 
von einer Rückkehrabsicht – und somit von der Schul-
pflicht der Bf in Österreich – auszugehen sei.

2. Befreiung vom Schulbesuch  
aus medizinischen Gründen

VwGH 03.11.2021, Ra 2021/10/0135, ; VfGH 25.06.2021,  
E 1973/2021 zu BVwG 08.04.2021, W203 2234508-1 (siehe zur 

letztgenannten Entscheidung S&R 1/2021, 45 f)

Mit verfahrensgegenständlichem Bescheid hatte die Bil-
dungsdirektion für Wien den Antrag auf Befreiung des 
Drittbf vom Schulbesuch aus medizinischen Gründen 
für das Schuljahr 2019/20 abgewiesen (Spruchpunkt 1.) 
und den Eventualantrag auf Erlaubnis zum Fernbleiben 
vom Unterricht für das Schuljahr 2019/20 zurückgewiesen 

Schreiben, Lesen, Hören und Sprechen) jeweils überwie-
gend erfüllen müssen. Die Bf habe jedoch weder bei der 
Klausurarbeit noch bei der Kompensationsprüfung auch 
nur eine einzige Teilkompetenz überwiegend erfüllt. 
Ausschlaggebend für die Leistungsbeurteilung seien 
nicht die einzelnen Semesternoten, sondern die gutach-
terliche Beurteilung der Lehrperson (§ 3 Abs 4 Leistungs-
beurteilungsverordnung für abschließende Prüfungen, 
BGBl II Nr 215/2021 [LBVO-abschlPrüf]). Zudem stelle die 
Leistungsbeurteilung eine pädagogische Tätigkeit und 
keine mathematische Rechenaufgabe dar (mit Verweis 
auf BVwG 05.09.2018, W128 2201849-1). Auch ergebe sich 
aus § 3 Abs 3 LBVO-abschlPrüf, dass den Leistungen im 
Rahmen der abschließenden Prüfungen – im Zweifel – 
das größere Gewicht zuzumessen sei. Die Bf sei somit zu 
Recht mit „Nicht genügend“ beurteilt worden.

4. SchUGBKV; letztmögliche  
Wiederholungsmöglichkeit  

eines Kolloquiums
BVwG 14.01.2022, W254 2246838-1 

Der vorliegende Fall betrifft eine Bf, die ein Modul in ei-
nem Pflichtgegenstand („Englisch“) zweimal wiederhol-
te und jeweils mit der Note „Nicht genügend“ beurteilt 
wurde; das letzte mögliche Kolloquium wurde ebenfalls 
mit der Note „Nicht genügend“ beurteilt. Das Semes-
terzeugnis vom 09.07.2021 enthielt die Ausführung, dass 
die Eigenschaft als Studierende einer Ausbildung gemäß  
§ 32 Abs 1 Z 5 Schulunterrichtsgesetz für Berufstätige, 
Kollegs und Vorbereitungslehrgänge (SchUG-BKV) mit 
dem Zeitpunkt ende, in dem die Leistungen der Studie-
renden bei der letztmöglichen Ablegung oder Wiederho-
lung eines Kolloquiums nicht oder mit „Nicht genügend“ 
beurteilt worden seien. Mit dem angefochtenen Bescheid 
wies die Bildungsdirektion für Oberösterreich den Wi-
derspruch der Bf ab und stellte fest, dass die Studieren-
deneigenschaft sowie der Schulbesuch der Bf somit be-
endet seien. 

Das BVwG bestätigte in der Folge den bekämpften Be-
scheid. Dem Erkenntnis kann insbesondere entnommen 
werden, dass das BVwG zu den Ausführungen der Bf, wo-
nach ihr nicht bewusst gewesen sei, dass sie durch das 
Wiederholen des Moduls drei Kolloquienversuche ver-
werfe, anmerkte, dass das System der Schulen für Be-
rufstätige darauf ausgelegt sei, dass die Schülerinnen 
und Schüler selbst die Wahl hätten, ob sie bei einem mit 
„Nicht genügend“ beurteilten Fach ein Kolloquium ab-
legen oder das Semester wiederholen wollen würden. In 
diesem Zusammenhang zitierte das BVwG die Materia-
lien des Schulunterrichtsgesetzes für Berufstätige, BGBl 
I Nr 33/1997, (ErläutRV 383 BlgNR 20. GP, 44). Schließlich 
hielt das BVwG in Übereinstimmung mit der Begrün-
dung der Bildungsdirektion für Oberösterreich fest, dass 
die Bf alle Wiederholungsmöglichkeiten des Moduls im 
Pflichtgegenstand „Englisch“ nach § 28 SchUG-BKV aus-
geschöpft habe und daher eine weitere Wiederholung 
rechtlich nicht möglich sei.
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(Spruchpunkt 2.). Die dagegen erhobene Beschwerde 
wies das BVwG mit der Maßgabe ab, dass in Spruchpunkt 
1. des angefochtenen Bescheides die Wortfolge „für das 
Schuljahr 2019/20“ zu entfallen habe und begründete sei-
ne Entscheidung im Wesentlichen damit, dass eine Be-
freiung vom Schulbesuch iSd § 15 Abs 1 SchPflG zum ei-
nen das Vorliegen medizinischer Gründe voraussetze, 
und zum anderen eben diese Gründe „einem Schulbe-
such entgegenstehen“ oder ursächlich dafür seien müss-
ten, dass der Schulbesuch für den betroffenen Schüler 
eine unzumutbare Belastung darstellen würde. Die Be-
einträchtigung des Drittbf sei zwar unter die „medizini-
schen Gründe“ iSd § 15 Abs 1 SchPflG zu subsumieren, 
diese medizinischen Gründe stünden aber (zum Ent-
scheidungszeitpunkt) weder einem Schulbesuch entge-
gen noch würden sie dazu führen, dass der Schulbesuch 
eine unzumutbare Belastung darstellen würde. 

Der VfGH lehnte die Behandlung der dagegen erho-
benen Beschwerde mit Beschluss ab (VfGH 25.06.2021,  
E 1973/2021).

In seinem Beschluss wies der VwGH nunmehr die au-
ßerordentliche Revision als unzulässig zurück (VwGH 
03.11.2021, Ra 2021/10/0135). 

3. Häuslicher Unterricht; fehlende  
Gleichwertigkeit stellt den einzigen  

Untersagungsgrund dar
BVwG 10.11.2021, W203 2247726-1

Die Mutter des Bf zeigte dessen Teilnahme an häuslichem 
Unterricht für das Schuljahr 2021/22 an. Die Bildungsdi-
rektion für Steiermark untersagte mit Bescheid die Teil-
nahme des Bf an häuslichem Unterricht und ordnete an, 
dass der Bf im Schuljahr 2021/22 seine Schulpflicht in ei-
ner öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht aus-
gestatteten Schule mit gesetzlich geregelter Schulartbe-
zeichnung zu erfüllen habe. 

Einer dagegen erhobenen Beschwerde gab das BVwG 
statt und hob den angefochtenen Bescheid ersatzlos auf. 
Begründend führte das BVwG aus, dass, wie bereits der 
Wortlaut des § 11 Abs 3 SchPflG deutlich mache, der ein-
zige Grund, aus dem die Anzeige der Teilnahme an häus-
lichem Unterricht nicht zur Kenntnis genommen werde, 
sondern die Teilnahme untersagt werde, die mit großer 
Wahrscheinlichkeit nicht vorliegende Gleichwertigkeit 
des Unterrichts sei. Der erkennende Richter hielt insbe-
sondere fest, dass ein Rückschluss von einem – nach 
Ansicht der Schule und der Schulbehörden – nicht gut 
funktionierenden ortsungebundenen Unterricht, wie er 
während der Corona-Pandemie in Form des Distance-Le-
arnings zur Anwendung gelangt sei, auf einen ebenfalls 
nicht funktionierenden häuslichen Unterricht nicht zu-
lässig sei. Bei der Beschulung in Form des Distance-Le-
arnings und der Beschulung in Form des häuslichen Un-
terrichts handle es sich um zwei streng voneinander zu 

unterscheidende und daher nicht vergleichbare Modelle. 
Während bei der erstgenannten Variante der Unterricht 
nach wie vor von der Schule erteilt werde und die Eltern 
der Kinder darauf vertrauen könnten, dass die Kinder die 
Lernziele auch ohne besonderes Zutun der Eltern errei-
chen würden, verhalte es sich beim häuslichen Unter-
richt genau umgekehrt. Weiters ist der Entscheidung zu 
entnehmen, dass der Umstand, dass der Bf gerne in die 
Schule gehe und dieser die sozialen Kontakte mit seinen 
bisherigen Mitschülern vermissen würde, für sich allei-
ne genommen keinen tauglichen Grund für eine Unter-
sagung darstelle. Schließlich wurde ausgeführt, dass 
keine Anhaltspunkte verbleiben würden, um annehmen 
zu können, dass die Gleichwertigkeit des angestrebten 
häuslichen Unterrichts mit großer Wahrscheinlichkeit 
nicht gegeben sein werde. 

Gegen diese Entscheidung des BVwG wurde eine Revi-
sion an den VwGH erhoben, die derzeit beim VwGH an-
hängig ist.

4. Voraussetzungen für eine Teilnahme 
an häuslichem Unterricht sind jährlich 

neu zu prüfen
BVwG 25.11.2021, W203 2248418-1

Dem gegenständlichen Fall liegt zugrunde, dass die 
Tochter der erziehungsberechtigten Eltern (Bf) im Schul-
jahr 2014/15 ihre Schulpflicht durch Teilnahme an häus-
lichem Unterricht erfüllte, jedoch vor Ende des Schul-
jahres 2014/15 nicht zur Externistenprüfung antrat. Der 
damalige Stadtschulrat für Wien ordnete daraufhin mit 
Bescheid vom 17.09.2015 an, dass die Tochter der Bf ihre 
Schulpflicht an einer Schule iSd § 5 SchPflG zu erfüllen 
habe. Die Tochter der Bf schloss im Schuljahr 2020/21 die 
siebente Schulstufe erfolgreich ab. Am 03.09.2021 zeigten 
die Bf die Teilnahme ihrer Tochter an häuslichem Unter-
richt für das Schuljahr 2021/22 auf der achten Schulstu-
fe der Mittelschule an. Die Bildungsdirektion für Wien 
untersagte mit Bescheid vom 24.09.2021 die Teilnahme an 
häuslichem Unterricht für das Schuljahr 2021/22. 

In Erledigung einer dagegen erhobenen Beschwerde hob 
das BVwG den angefochtenen Bescheid gemäß § 11 Abs 4 
SchPflG auf und verwies die Angelegenheit zur allfälli-
gen Erlassung eines neuen Bescheides an die Bildungs-
direktion für Wien zurück. Begründend hielt das BVwG 
zunächst fest, dass sich die Bildungsdirektion für Wien in 
ihrem abweisenden Bescheid darauf gestützt habe, dass 
die Gleichwertigkeit des Unterrichtes aufgrund eines in 
der Vergangenheit nicht erbrachten Nachweises über 
den zureichenden Erfolg des Unterrichts nicht gegeben 
sei. Der Rechtsansicht der Bildungsdirektion für Wien 
schloss sich das BVwG nach näherer Auseinanderset-
zung mit einem Judikat des VwGH, dem Wortlaut des § 
11 Abs 4 SchPflG sowie den diesbezüglichen Gesetzesma-
terialien nicht an. Das BVwG merkte an, dass dies, wür-
de man der Rechtsansicht der Bildungsdirektion für Wien 
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konsequent folgen, im Ergebnis bedeute, dass ein einma-
liges nicht bzw nicht zeitgerechtes oder nicht erfolgrei-
ches Ablegen der Externistenprüfung gemäß § 11 Abs 4 
SchPflG die Möglichkeit der Teilnahme sowohl an häus-
lichem Unterricht als auch am Unterricht an einer Privat-
schule ohne Öffentlichkeitsrecht dauerhaft ausschließen 
würde, und zwar unabhängig davon, aus welchem Grund 
die Prüfung nicht fristgerecht abgelegt worden sei. Dabei 
könnten verschiedene Gründe ursächlich für den Nicht-
antritt oder das Nichtbestehen der Prüfung sein, wie zB 
eine Erkrankung des Schülers, eine „schlechte Tagesver-
fassung“ des Schülers oder eben auch eine tatsächlich 
nicht ausreichende Qualität der Beschulung während 
des häuslichen Unterrichts. Zudem führte der erkennen-
de Richter ins Treffen, dass sich aus § 11 Abs 3 SchPflG 
ergebe, dass die Teilnahme an häuslichem Unterricht 
jährlich anzuzeigen sei, woraus gefolgert werden könne, 
dass auch das Vorliegen der geforderten Gleichwertigkeit 
nach jeder Anzeige neu zu prüfen sei. Dabei sei durch-
aus denkbar, dass die geforderte Gleichwertigkeit zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt nicht bestehe, in einem spä-
teren Schuljahr aber sehr wohl vorliege. Das BVwG kam 
zum Schluss, dass der in einem früheren, nicht unmittel-
bar vor jenem Schuljahr, für welches aktuell die Teilnah-
me an häuslichem Unterricht angezeigt werde, Schuljahr 
nicht erbrachte Nachweis des zureichenden Erfolgs des 
häuslichen Unterrichts in diesem Zusammenhang zwar 
ein Indiz für die nicht vorliegende Gleichwertigkeit des 
Unterrichts iSd § 11 Abs 3 SchPflG sein könne, für sich al-
leine genommen aber ohne Durchführung eines weiteren 
Ermittlungsverfahrens nicht ausreiche, um jedenfalls zu 
dieser Feststellung zu gelangen. Zusammenfassend hielt 
das BVwG fest, dass sich aus den einschlägigen Bestim-
mungen des SchPflG daher nicht zwingend ableiten las-
se, dass ein einmaliges Misslingen des Nachweises iSd  
§ 11 Abs 4 erster Satz SchPflG das verfassungsgesetz-
lich gewährleistete Recht auf Erfüllung der Schulpflicht 
durch Teilnahme an häuslichem Unterricht jedenfalls für 
die gesamte weitere Dauer der Schulpflicht ausschließe. 

Das BVwG ließ die ordentliche Revision zu und führte 
dazu folgende Rechtsfragen an:

„1. ‚Erstreckt sich die in § 11 Abs. 4 zweiter Satz SchPflG 
vorgesehene Anordnung der Erfüllung der Schulpflicht 
iSd § 5 SchPflG lediglich auf jenes Schuljahr, welches dem 
Schuljahr, in dem ein Nachweis gemäß § 11 Abs. 4 erster 
Satz SchPflG nicht erbracht wird, folgt oder auf die gesam-
te (verbleibende) Dauer der Schulpflicht?‘

2. ‚Handhabt die zuständige Schulbehörde das ihr einge-
räumte Ermessen im Sinne des Gesetzes, wenn sie für den 
Fall, dass in einem bestimmten Schuljahr der zureichende 
Erfolg des Unterrichts vor Schulschluss nicht nachgewie-
sen wird, jedenfalls davon ausgeht, dass bei einer Anzei-
ge der Teilnahme an häuslichem Unterricht in Folgejahren 
mit großer Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass die 
in § 11 Abs. 1 und 2 SchPflG geforderte Gleichwertigkeit des 
Unterrichtes nicht gegeben ist?‘“

Gegen diese Entscheidung des BVwG wurde eine Revi-
sion an den VwGH erhoben, die derzeit beim VwGH an-
hängig ist. Mit Beschluss (BVwG 12.01.2022, W203 2248418-
1) gab das BVwG dem Antrag, der Revision aufschiebende 
Wirkung zuzuerkennen, statt.

5. Anzeige betreffend die Teilnahme an 
häuslichem Unterricht, welche nur von 
einem Elternteil unterschrieben wurde

BVwG 02.12.2021, W203 2248045-1

Im vorliegenden Fall zeigte eine erziehungsberechtig-
te Mutter (Bf) die Teilnahme ihres minderjährigen Soh-
nes an häuslichem Unterricht für das Schuljahr 2021/22 
auf der zweiten Schulstufe bei der Bildungsdirektion für 
Burgenland an. In weiterer Folge erteilte die Bildungsdi-
rektion für Burgenland der Bf aufgrund des Fehlens einer 
Einverständniserklärung beider erziehungsberechtigter 
Elternteile einen Mängelbehebungsauftrag. Die Bf kam 
diesem Auftrag innerhalb der eingeräumten Frist nicht 
nach. Die Bildungsdirektion für Burgenland wies darauf-
hin die Anzeige hinsichtlich des häuslichen Unterrichtes 
zurück, ordnete an, dass der Sohn der Bf ab sofort seine 
Schulpflicht durch den Besuch einer in § 5 SchPflG ge-
nannten Schule zu erfüllen habe und wies den Antrag auf 
neuerliche Fristerstreckung ab. 

Dagegen wurde Beschwerde erhoben. Das BVwG hob 
den angefochtenen Bescheid gemäß § 11 Abs 3 SchPflG 
auf und verwies die Angelegenheit zur allfälligen Er-
lassung eines neuen Bescheides an die Bildungsdirek-
tion für Burgenland zurück. Begründend führte der er-
kennende Richter insbesondere aus, dass sich aus § 167 
Abs 1 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB) ein 
grundsätzliches Einzelvertretungsrecht jedes Elternteils 
ableiten lasse, woran auch das Einvernehmlichkeitsge-
bot im Innenverhältnis (§ 137 ABGB) nichts ändere. Die Bf 
sei somit berechtigt gewesen, gemäß § 11 Abs 3 SchPflG 
die Teilnahme ihres Sohnes an häuslichem Unterricht 
anzuzeigen. Eine derartige Anzeige könne rechtswirk-
sam auch von nur einem erziehungsberechtigten Eltern-
teil getätigt werden. Das BVwG merkte an, dass in § 167 
Abs 2 ABGB jene Vertretungshandlungen, die zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Zustimmung des anderen obsor-
gebetrauten Elternteils bedürften, abschließend genannt 
seien; schulische Angelegenheiten würden gerade nicht 
darunterfallen. Das Anbringen erweise sich somit frei von 
Formmängeln; der Bf sei zu Unrecht aufgetragen worden, 
den Mangel zu beseitigen. 
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6. Häuslicher Unterricht; Zuerken
nung der aufschiebenden Wirkung der 

Beschwerde
BVwG 28.02.2022, W128 2252063-1

Mit dem angefochtenen Bescheid untersagte die Bil-
dungsdirektion für Wien die Teilnahme des Kindes der 
Bf an häuslichem Unterricht, verpflichtete die Bf im 
Schuljahr 2021/22 für die Erfüllung der Schulpflicht des 
Kindes an einer Schule iSd § 5 SchPflG Sorge zu tragen 
und schloss die aufschiebende Wirkung einer rechtzeitig 
eingebrachten und zulässigen Beschwerde aus. Ihre Ent-
scheidung begründete sie damit, dass keine Nachwei-
se über die ausreichende Sprachkompetenz des Kindes 
vorgebracht worden seien und somit von ungenügenden 
bzw mangelhaften Kenntnissen der Unterrichtssprache 
Deutsch auszugehen sei.

Mit dem gegenständlichen Teilerkenntnis erkannte das 
BVwG der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zu. 
Es sei demnach unverhältnismäßig, wenn im Ergebnis 
das öffentliche Interesse an der ausreichenden Beschu-
lung des Kindes an einer öffentlichen Schule stärker ge-
wichtet werde, als das Interesse des Kindes, durch seine 
Mutter in einer seiner Persönlichkeitsstruktur entgegen-
kommenden Atmosphäre nach den Vorgaben des ent-
sprechenden Lehrplanes unterrichtet zu werden. Dabei 
sei auch zu berücksichtigen, dass der häusliche Unter-
richt bereits am 29.06.2021 von der Bf angezeigt worden 
sei und die Bildungsdirektion für Wien diesen erst am 
19.01.2022 (somit zweieinhalb Wochen vor dem Ende des 
ersten Semesters) untersagt habe.

III. Privatschulrecht
1. Genehmigung des  

Organisationsstatuts einer Privatschule
VwGH 01.12.2020, Ra 2020/10/0154; BVwG 02.09.2020 

W224 2233318-1; VwGH 03.02.2022, Ra 2021/10/0192; BVwG 
10.11.2021, W224 2233318-2

Der beschwerdeführende Verein beantragte die Geneh-
migung des Organisationsstatuts der von ihm geführten 
Privatschule in Wien und brachte dafür am 12.04.2019 ei-
nen entsprechenden Antrag bei der Bildungsdirektion 
für Wien ein. Die Bildungsdirektion für Wien untersag-
te die Führung der Privatschule mit Beschwerdevorent-
scheidung vom 29.08.2019 nicht und legte dem Bundesmi-
nister für Bildung, Wissenschaft und Forschung (BMB-
WF) iSd § 23 Abs 3 Privatschulgesetz (PrivSchG) den 
Antrag des beschwerdeführenden Vereins zur Genehmi-
gung des Organisationstatuts der Privatschule ab dem 
Schuljahr 2019/20 am 10.09.2019 vor. 

Nach Erhebung einer Beschwerde wegen Verlet-
zung der Entscheidungspflicht (Säumnisbeschwer-
de) am 20.05.2020 übermittelte der BMBWF dem 

beschwerdeführenden Verein das Organisationsstatut 
mit Anmerkungen hinsichtlich durchzuführender Ad-
aptionen bzw Ergänzungen. Daraufhin überarbeitete der 
beschwerdeführende Verein das Organisationsstatut den 
Anregungen entsprechend und retournierte die überar-
beitete Version.

Mit Bescheid vom 02.06.2020 genehmigte der BMBWF 
das Organisationsstatut ab dem Schuljahr 2020/21, stell-
te das Verfahren wegen Verletzung der Entscheidungs-
pflicht mit Bescheid vom 04.06.2020 gemäß § 16 Abs 1 Ver-
waltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) ein und 
begründete dies mit der Erlassung des vom beschwerde-
führenden Verein geforderten Bescheides, mit dem die 
Genehmigung des Organisationstatuts ab dem Schuljahr 
2020/21 erfolgt sei. 

Der dagegen erhobenen Beschwerde gab das BVwG 
statt und hob den angefochtenen Bescheid auf (BVwG 
02.09.2020, W224 2233318-1). Begründend führte das BVwG 
im Wesentlichen aus, dass der BMBWF die gegenständli-
che Verwaltungsangelegenheit mit dem am 02.06.2020 er-
lassenen Bescheid nicht zur Gänze erledigt habe und das 
Verfahren wegen Verletzung der Entscheidungspflicht 
somit zu Unrecht eingestellt worden sei. Der die Unzu-
ständigkeit der bescheiderlassenden Behörde begrün-
dende Zuständigkeitsübergang trete unabhängig von ei-
ner allfälligen nachträglichen Bescheiderlassung allein 
aufgrund des ungenützten Verstreichens der dreimonati-
gen Nachholfrist nach Einbringung einer zulässigen und 
berechtigten Säumnisbeschwerde ein. Der Übergang 
der Zuständigkeit bleibe als Rechtsfolge des Ablaufs der 
Nachholfrist auch im Falle der Behebung des nachge-
holten Bescheides aufrecht (dazu VwGH 19.09.2017, Ro 
2017/20/0001). 

Die gegen dieses Erkenntnis vom BMBWF erhobene au-
ßerordentliche Revision wies der VwGH mit Beschluss 
zurück (VwGH 01.12.2020, Ra 2020/10/0154), da den Fest-
stellungen des BVwG hinsichtlich der bloß unvollständi-
gen Erledigung der durch den Antrag des beschwerde-
führenden Vereins bestimmten Verwaltungsangelegen-
heit nicht entgegengetreten worden sei. 

Mit weiterem Erkenntnis (BVwG 10.11.2021, W224 2233318-
2) genehmigte das BVwG – im Säumnisbeschwerdever-
fahren – das Organisationsstatut der Privatschule für 
das Schuljahr 2019/20, da dieses – in seiner überarbei-
teten Fassung, welche einen festen Bestandteil des Er-
kenntnisses bildet – die Voraussetzungen des § 14 Abs 
2 lit b PrivSchG erfülle. Der Begründung kann entnom-
men werden, dass gegenständlich kein Fall einer „rück-
wirkenden“ Genehmigung vorliege, da der Zeitpunkt der 
Antragseinbringung deutlich vor Beginn des Schuljahres 
2019/20 gelegen habe. Zudem könne es nicht zu Lasten 
des beschwerdeführenden Vereins gehen, dass sein An-
trag vom 12.04.2019 erst am 10.09.2019 dem BMBWF vor-
gelegt worden sei. Auch finde die Ansicht des BMBWF, 
wonach Anträge auf Genehmigung des Organisations-
statuts bereits am 15.04. des Jahres „vor dem beantragten 
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Schuljahr“ beim BMBWF einlangen müssten und solche 
Genehmigungen bloß im Vorhinein für das nächstfolgen-
de Schuljahr erteilt werden könnten, keine Deckung im 
PrivSchG.

Die vom BMBWF erhobene außerordentliche Revision 
wies der VwGH mit Beschluss zurück (VwGH 03.02.2022, 
Ra 2021/10/0192) und verwies in der Begründung im We-
sentlichen auf seine frühere Entscheidung (VwGH 
01.12.2020, Ra 2020/10/0154).

Foto: Rudolph (privat)
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